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Aufsätze und Berichte

Wahlen in der Ukraine zwischen Kriegszustand und Nachkriegsordnung:
verfassungsrechtliche Grenzen und praktische Herausforderungen

Von Dr. Yuliia Tsurkalenko, Regensburg*

Der Artikel untersucht den verfassungsrechtlichen Rahmen
für Wahlen in der Ukraine während und nach dem Kriegs-
zustand. Analysiert wird das Spannungsfeld zwischen periodi-
schen Wahlen, staatlicher Kontinuität und demokratischen
Standards. Die Verschiebung von Wahlen erweist sich dabei
als temporärer Schutzmechanismus für die Substanz von
Wahlrechten. Neben dem gesetzlichen Wahlverbot diskutiert
der Artikel drei Reformansätze: Gesetzesänderungen unter
Kriegzustand, bedingte Wahlen bei Deeskalation sowie die
Wahlplanung nach Kriegsende samt Sondergesetzgebung. Zu-
dem werden praktische Herausforderungen systematisiert,
darunter Sicherheitsrisiken, Wahlinfrastruktur, die Mobilisie-
rung von Geflüchteten und Soldaten sowie die Wahlbeobach-
tung. Die Beitrag plädiert für die Wahrung der Kontitutiona-
lität bei gleichzeitiger, frühzeitiger Vorbereitung post-konflik-
tärer Wahlen.

The article examines the constitutional framework for
elections in Ukraine during and after martial law. It analyzes
the tension between periodic elections, state continuity, and
democratic standards. The postponement of elections emerges
as a temporary protective mechanism for the substance of
electoral rights. In addition to the statutory prohibition of
elections, the article discusses three reform approaches: le-
gislative amendments under martial law, conditional electi-
ons in the event of de-escalation, and election planning after
the end of the war, including special legislation. Furthermo-
re, practical challenges are systematized, including security
risks, electoral infrastructure, the mobilization of refugees
and soldiers, as well as election observation. The paper ar-
gues for preserving constitutionality while simultaneously
preparing early for post-conflict elections.

I. Einführung

Am 24.2.2022 begann die Russische Föderation (im Fol-
genden: „RF“) einen umfassenden Krieg gegen die Ukraine.
Noch am selben Tag wurde in der Ukraine der Kriegszustand
ausgerufen.1

Die letzten gesamtstaatlichen Wahlen in der Ukraine fan-
den im Jahr 2019 statt: die Wahl des Präsidenten der Ukraine

am 31.3. und 21.4.20192 sowie die vorgezogenen Wahlen der
Volksabgeordneten der Ukraine am 21.7.20193. Unter Frie-
densbedingungen hätten die regulären Parlamentswahlen im
Oktober 20234 und die regulären Präsidentschaftswahlen im
März 2024 stattfinden müssen. Zu diesem Zeitpunkt galt in
der Ukraine jedoch weiterhin das Rechtsregime des Kriegs-
zustands. Das keine Wahlen stattfanden, wurde zum Gegen-
stand politisch-rechtlicher Spekulationen. Die RF nutzt diesen
Umstand propagandistisch als Instrument zur Delegitimie-
rung der ukrainischen Staatsgewalt. In der russischen Rheto-
rik erscheint der Kriegszustand nicht als ein erzwungenes
verfassungsrechtliches Sonderregime, das als Reaktion auf
eine bewaffnete Aggression eingeführt wurde, sondern als
Mittel zur Machterhaltung.

* Dr. Yuliia Tsurkalenko ist seit 1.9.2024 Stipendiatin der Philipp
Schwartz-Initiative der Alexander von Humboldt-Stiftung an der Fakultät
für Rechtswissenschaften der Universität Regensburg und am Institut für
Ostrecht. Von 2022 bis 2023 war sie Stipendiatin der VolkswagenStif-
tung ebenda. Seit 2021 ist sie zudem Dozentin an der Donezker Staatli-
chen Universität für Innere Angelegenheiten und seit 2022 forscht sie am
Institut für Ostrecht. Seit 2011 war sie in verschiedenen Funktionen bei
der Nationalen Polizei der Ukraine tätig.

1) Про введення воєнного стану в Україні: Указ Президента
України від 24.2.2022 № 64/2022 (Über die Einführung des Kriegs-
zustands in der Ukraine: Erlass des Präsidenten der Ukraine Nr. 64/2022
v. 24.2.2022), zugänglich unter: https://www.president.gov.ua/
documents/642022-41397 (zuletzt abgerufen am 2.5.2026).

2) Центральна виборча комісія: Вибори Президента України 31
березня 2019 року (Zentrale Wahlkommission: Wahl des Präsidenten
der Ukraine am 31.3.2019), zugänglich unter: https://www.cvk.gov.ua/
vibory_category/vibori-prezidenta-ukraini/vibori-prezidenta-ukraini-
2019.html (zuletzt abgerufen am 1.5.2026).

3) Центральна виборча комісія: Позачергові вибори народних
депутатів України 21 липня 2019 року (Zentrale Wahlkommission:
Vorgezogene Wahlen der Volksabgeordneten der Ukraine am 21.7.2019),
zugänglich unter: https://www.cvk.gov.ua/vibory_category/vibori-
narodnih-deputativ-ukraini/pozachergovi-vibori-narodnih-deputativ-
ukraini-21-lipnya-2019-roku.html (zuletzt abgerufen am 1.5.2026).

4) Gemäß Art. 77 Abs. 1 ukr. Verf. finden die regulären Wahlen zur
Verchovna Rada am letzten Sonntag im Oktober des fünften Jahres der
Amtszeit der Verchovna Rada statt. Die Amtszeit der aktuellen Legisla-
turperiode begann aufgrund vorgezogener Wahlen bereits am 29.8.2019.
Der letzte Sonntag im Oktober des fünften Amtsjahres der Verchovna
Rada war damit bereits der 29.10.2023.



Diese Position wurde auch auf der Ebene der offiziellen
russischen Staatsführung vertreten. So stellte der russische
Präsident, Vladimir Putin, die Legitimität des ukrainischen
Präsidenten, Wolodymyr Zelenskyj, wegen des Ausbleibens
der Präsidentschaftswahlen infrage und erklärte, dass Doku-
mente in einer derart wichtigen Angelegenheit mit einer legi-
timen Staatsgewalt zu unterzeichnen seien.5 Damit wird die
Wahlfrage von der RF nicht nur als Element des Informati-
onskriegs, sondern auch als politisch-rechtliches Argument
im Kontext möglicher Verhandlungen eingesetzt.

Im Jahr 2025 wurde die Diskussion über Wahlen in der
Ukraine zum Gegenstand internationaler politischer Debatten.
Der Sonderbeauftragte des US-Präsidenten Donald Trump für
die Ukraine und Russland, Keith Kellogg, erklärte, dass die
wegen des Kriegs verschobenen Präsidentschafts- und Par-
lamentswahlen in der Ukraine durchgeführt werden sollten.6
In der Folge brachte Trump das Ausbleiben von Wahlen mit
der Qualität der Demokratie in der Ukraine in Verbindung7

und bezeichnete Zelenskyj als „Diktator ohne Wahlen“8.
Als Reaktion darauf erklärte Zelenskyj, die Ukraine könne

die Durchführung von Wahlen nur dann in Betracht ziehen,
wenn die Sicherheit des Wahlprozesses gewährleistet sei.
Zugleich bekundete er die Bereitschaft, Wahlen innerhalb
kurzer Fristen durchzuführen, sofern die internationalen Part-
ner die hierfür erforderlichen Sicherheitsbedingungen sicher-
stellen könnten.9

Die Frage von Wahlen in der Ukraine während des Kriegs-
zustands weist zwei miteinander verbundene Dimensionen
auf. Einerseits betrifft sie die verfassungsrechtliche Kontinui-
tät der Staatsgewalt und die Wahrung ihrer demokratischen
Legitimität unter Bedingungen, unter denen der reguläre
Wahlzyklus nicht im gewöhnlichen Verfahren verwirklicht
werden kann. Andererseits ist die Durchführung von Wahlen
während des Kriegszustands nach geltendem ukrainischem
Recht ausdrücklich ausgeschlossen, nämlich durch Art. 19
Abs. 1 des Gesetzes der Ukraine „Über das Rechtsregime des
Kriegszustands“10 (im Folgenden: „KriegszustandsG“). Diese
Vorschrift untersagt während des Kriegszustands insbesonde-
re die Wahl des Präsidenten der Ukraine, die Wahlen zur
Verchovna Rada der Ukraine, zur Verchovna Rada der Auto-
nomen Republik Krym sowie zu den Organen der örtlichen
Selbstverwaltung. Ebenso sind gesamtukrainische und örtli-
che Referenden unzulässig. Dieses Verbot beruht nicht nur
auf formalrechtlichen Vorgaben, sondern auch auf objektiven
Hindernissen für die Ausübung des Wahlrechts: laufenden
Kampfhandlungen, der Besetzung eines Teils des Staats-
gebiets, massenhafter Binnenvertreibung, dem Aufenthalt von
Millionen Wahlberechtigten im Ausland, Sicherheitsrisiken
für Wähler und Mitglieder der Wahlkommissionen sowie der
Schwierigkeit, Transparenz und Vertrauen in die Abstim-
mungsergebnisse zu gewährleisten.11

II. Regelung in der Verfassung der Ukraine

Die Verfassung der Ukraine12 (im Folgenden: „Verf.“) ver-
ankert Wahlen als zentrale Form der unmittelbaren Ausübung
der Volkssouveränität und als wesentliches Instrument demo-
kratischer Legitimation staatlicher Gewalt. Nach Art. 5 Verf.
ist das Volk Träger der Souveränität und die einzige Quelle
der Staatsgewalt in der Ukraine. Es übt die Staatsgewalt
unmittelbar sowie durch die Organe der Staatsgewalt und die
Organe der örtlichen Selbstverwaltung aus. In diesem Sinne
sind Wahlen nicht nur ein Verfahren zur Bildung staatlicher
Organe, sondern auch ein verfassungsrechtlicher Mechanis-
mus zur periodischen Bestätigung ihres demokratischen Man-
dats.

Das Recht der Bürger auf Teilnahme an der Verwaltung
staatlicher Angelegenheiten ist in Art. 38 Verf. verankert. Es

umfasst das Recht, an gesamtukrainischen und örtlichen Re-
ferenden teilzunehmen, sowie das Recht, die Organe der
Staatsgewalt und der örtlichen Selbstverwaltung frei zu wäh-
len und in diese gewählt zu werden. Das Wahlrecht besitzt
damit eine doppelte Bedeutung: Es ist einerseits ein subjekti-
ves politisches Recht der Bürger und andererseits eine institu-
tionelle Garantie des demokratischen Charakters staatlicher
Gewalt.

Die grundlegenden Standards des Wahlprozesses bestimmt
Art. 71 Verf. Danach sind Wahlen zu den Organen der Staats-
gewalt und den Organen der örtlichen Selbstverwaltung frei
und finden auf der Grundlage des allgemeinen, gleichen und
unmittelbaren Wahlrechts durch geheime Abstimmung statt.
Den Wähler wird die freie Willensäußerung garantiert. Die
Verfassung verlangt somit nicht lediglich die formale Durch-
führung von Wahlen, sondern die Gewährleistung solcher
Bedingungen, unter denen die Abstimmung tatsächlich den
freien Willen des Volkes widerspiegelt.

Zugleich legt die Verfassung die Periodizität der Erneue-
rung zentraler Staatsorgane fest. Der Präsident der Ukraine
wird von den Bürgern der Ukraine für die Dauer von fünf
Jahren gewählt. Die regulären Präsidentschaftswahlen finden
am letzten Sonntag im März des fünften Amtsjahres statt. Die
Verchovna Rada der Ukraine wird ebenfalls grundsätzlich für
fünf Jahre gewählt. Ihre regulären Wahlen finden am letzten
Sonntag im Oktober des fünften Jahres der Legislaturperiode
statt. Die Periodizität von Wahlen bildet eine wesentliche
Garantie demokratischer Legitimität, weil sie die regelmäßige
Erneuerung staatlicher Gewalt durch die Willensäußerung der
Bürger sicherstellt.

Gleichzeitig lässt die Verfassung der Ukraine unter außer-
gewöhnlichen Umständen vorübergehende Einschränkungen
einzelner Rechte und Freiheiten zu. Nach Art. 64 Verf. kön-
nen unter den Bedingungen des Kriegs- oder Ausnahme-
zustands einzelne Beschränkungen der Rechte und Freiheiten
des Menschen und Bürgers unter Angabe der Dauer dieser

5) Reuters: Putin queries political legitimacy of Ukrainian President
Zelenskiy in absence of elections, 17.5.2024, zugänglich unter: https://
www.reuters.com/world/europe/putin-queries-political-legitimacy-ukrai-
nian-president-zelenskiy-absence-2024-05-17/ (zuletzt abgerufen am
27.4.2026).

6) Reuters: U. S. wants Ukraine to hold elections following a ceasefire,
says Trump envoy, 1.2.2025, zugänglich unter: https://www.reuters.com/
world/us-wants-ukraine-hold-elections-following-ceasefire-says-trump-
envoy-2025-02-01/ (zuletzt abgerufen am 20.4.2026).

7) Європейська правда: Трамп вважає, що Україна має провести
президентські вибори (Europäische Wahrheit: Trump ist der Ansicht,
dass die Ukraine Präsidentschaftswahlen durchführen sollte), 9.12.2025,
zugänglich unter: https://www.eurointegration.com.ua/news/2025/12/9/
7226731/ (zuletzt abgerufen am 3.4.2026).

8) Радіо Свобода: Трамп назвав Зеленського «диктатором». Що
сталося? (Radio Svoboda: Trump bezeichnete Zelenskyj als „Diktator“.
Was ist geschehen?), 20.2.2025, zugänglich unter: https://
www.radiosvoboda.org/a/rfe-rl-trump-zelenskyy-dictator-kyiv-was-
hinghton-dialog/33321911.html (zuletzt abgerufen am 5.4.2026).

9) Reuters: Zelenskiy says he is open to elections if US ensures
security, 9.12.2025, zugänglich unter: https://www.reuters.com/world/
europe/ukraines-zelenskiy-says-ready-elections-calls-partners-ensure-se-
curity-2025-12-09/ (zuletzt abgerufen am 5.4.2026).

10) Про правовий режим воєнного стану: Закон України від 12.5.
2015 № 389-VIII (Über das Rechtsregime des Kriegszustands: Gesetz
der Ukraine Nr. 389-VIII v. 12.5.2015), VVRU 2015, Nr. 28, Pos. 250,
zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/389-19 (zuletzt abgerufen
am 7.5.2026).

11) Українська правда: Чи можливі вибори під час війни в Україні:
правові аспекти, безпека, перспективи (Ukrajinska Pravda: Sind Wah-
len während des Kriegs in der Ukraine möglich: rechtliche Aspekte,
Sicherheit, Perspektiven), 19.12.2025, zugänglich unter: https://
www.pravda.com.ua/columns/2025/12/19/8012609/ (zuletzt abgerufen
am 3.5.2026).

12) Конституція України від 28.6.1996 (Verfassung der Ukraine v.
28.6.1996), VVRU 1996, Nr. 30, Pos. 141, Artt. 5, 38, 64, 69, 71, 77, 83,
103, 108, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/254 %
D0%BA/96-%D0%B2 %D1%80#Text (zuletzt abgerufen am 7.3.2026).
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Beschränkungen eingeführt werden. Das in Art. 38 Verf. ver-
ankerte Recht gehört nicht zu den Rechten, die unter keinen
Umständen eingeschränkt werden dürfen. Die Teilnahme der
Bürger am Wahlprozess kann daher während des Kriegs-
zustands zeitweise beschränkt werden, sofern diese Beschrän-
kung einem legitimen Zweck dient, erforderlich, verhältnis-
mäßig und zeitlich begrenzt ist.

Besondere Bedeutung kommt unter den Bedingungen des
Kriegszustands dem Grundsatz der Kontinuität staatlicher Ge-
walt zu. Für die Verchovna Rada enthält Art. 83 Abs. 4 Verf.
eine ausdrückliche Sonderregelung: Läuft ihre Amtszeit wäh-
rend des Kriegs- oder Ausnahmezustands ab, werden ihre
Befugnisse bis zum Tag der ersten Sitzung der nach Auf-
hebung dieses Zustands gewählten Verchovna Rada verlän-
gert. Zweck dieser Regelung ist es, ein institutionelles Vaku-
um zu vermeiden und die ununterbrochene Funktionsfähig-
keit des Parlaments sicherzustellen.

Für den Präsidenten der Ukraine enthält die Verfassung
keine Art. 83 Abs. 4 Verf. entsprechende Sondernorm.
Art. 108 Verf. bestimmt jedoch, dass der Präsident seine
Befugnisse bis zum Amtsantritt des neu gewählten Präsiden-
ten ausübt. Eine vorzeitige Beendigung der Befugnisse ist nur
in den ausdrücklich vorgesehenen Fällen möglich: Rücktritt,
Amtsunfähigkeit aus gesundheitlichen Gründen, Amtsent-
hebung im Wege des Impeachments oder Tod. Der bloße
Ablauf der fünfjährigen Amtszeit beendet die Amtsausübung
daher nicht automatisch, solange kein neu gewählter Prä-
sident sein Amt angetreten hat.

Die verfassungsrechtliche Regelung verbindet damit zwei
Anforderungen: die periodische demokratische Erneuerung
staatlicher Gewalt und die Sicherung ihrer kontinuierlichen
Funktionsfähigkeit unter Bedingungen des Kriegszustands.
Das Verhältnis dieser Anforderungen ist anhand des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes zu bestimmen. Europäische Stan-
dards13 lassen Einschränkungen von Rechten in einem öffent-
lichen Notstand nur insoweit zu, als sie durch die Lage strikt
erforderlich sind, einem legitimen Zweck dienen und nicht
über das hinausgehen, was die konkrete Krise objektiv ver-
langt. Für das Wahlrecht bedeutet dies, dass eine vorüber-
gehende Beschränkung während des Kriegszustands nur ge-
rechtfertigt sein kann, wenn der Staat freie, gleiche, geheime
und sichere Wahlen tatsächlich nicht gewährleisten kann.14

Gleichzeitig kommt dem vorübergehenden Charakter sol-
cher Beschränkungen grundlegende Bedeutung zu. Je länger
der Kriegszustand andauert und je länger dementsprechend
keine Wahlen stattfinden, desto höher werden die Anforde-
rungen an die Begründung der Notwendigkeit einer solchen
Beschränkung. Dies setzt eine regelmäßige Überprüfung ihrer
Aktualität, eine transparente Erläuterung der Gründe für die
Unmöglichkeit der Durchführung von Wahlen sowie eine
rechtzeitige Vorbereitung rechtlicher und organisatorischer
Mechanismen zur Wiederaufnahme des Wahlprozesses nach
Beendigung bzw. Aufhebung des Kriegszustands voraus. Oh-
ne eine solche Überprüfung kann sich eine ursprünglich vorü-
bergehende Einschränkung von Wahlrechten schrittweise
selbst zu einer Herausforderung für die demokratische Legiti-
mation staatlicher Gewalt entwickeln.

Die Verfassung der Ukraine stellt die Volkssouveränität,
die periodische Erneuerung staatlicher Gewalt und die Garan-
tie freier Wahlen als zentrale verfassungsrechtliche Grundent-
scheidungen heraus. Während des Kriegszustands dürfen die-
se Garantien jedoch nicht isoliert ausgelegt werden, sondern
sind im Zusammenhang mit der Zulässigkeit vorübergehender
Beschränkungen und der Kontinuität staatlicher Organe zu
verstehen. Dieser verfassungsrechtliche Ansatz bildet die
Grundlage für die Analyse der spezialgesetzlichen Regelung,
die Wahlen während des Kriegszustands untersagt. Diese
Regelung bedeutet keine grundsätzliche Infragestellung von

Wahlen als demokratischem Legitimationsverfahren, sondern
einen vorübergehenden Mechanismus zur Wahrung des rea-
len Gehalts des Wahlrechts unter Bedingungen, in denen
demokratische Wahlstandards nicht gewährleistet werden
können.

Dies gelte, so Luchterhandt, auch für die Amtszeit des
Präsidenten, wenn deren Ende in die Zeit eines ordnungs-
gemäß verhängten und verkündeten Kriegszustands falle. Zu-
gleich hebt er hervor, dass der Präsident und die Verchovna
Rada die einschlägigen Verfassungs- und Gesetzesbestim-
mungen korrekt angewandt und den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gemäß Art. 4 Abs. 3 des Internationalen
Pakts über bürgerliche und politische Rechte (IPBPR) über
die getroffenen Maßnahmen unterrichtet hätten.15

III. Einfachgesetzliche Regelung des Wahlprozesses in
der Ukraine

Die gesetzliche Regelung des Wahlprozesses in der Ukrai-
ne beruht in erster Linie auf dem Wahlgesetzbuch der Ukrai-
ne16 (im Folgenden: „WahlGB“), den Gesetzen der Ukraine
„Über die Zentrale Wahlkommission“17 und „Über das Staat-
liche Wählerregister“18 sowie auf den im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeiten erlassenen Akten der Zentralen Wahlkommis-
sion. Das WahlGB bestimmt die allgemeinen Grundsätze der
Ausübung der Wahlrechte der Bürger, das Verfahren der
Organisation und Durchführung von Wahlen, die Bildung der
Wahlkommissionen, die Erstellung der Wählerverzeichnisse,
die Organisation der Abstimmung, die Stimmenauszählung
sowie die Feststellung der Wahlergebnisse.

Ein wesentliches Merkmal des geltenden Wahlmodells ist
der persönliche Charakter der Stimmabgabe. Gemäß Art. 17
WahlGB gibt jeder Wähler seine Stimme bei Wahlen persön-
lich ab. Die Stimmabgabe für andere Personen oder die Über-
tragung des Stimmrechts auf eine andere Person ist verboten.
Das ukrainische Wahlrecht lässt somit weder eine Stimm-
abgabe durch Bevollmächtigte noch die Delegation des
Stimmrechts oder eine sonstige Form repräsentativer Aus-
übung des aktiven Wahlrechts zu.

Die Grundform der Ausübung des Stimmrechts ist die per-
sönliche Teilnahme der Wähler an der Abstimmung im Wahl-
lokal. Dieses Modell dient der Sicherstellung der persönli-
chen Willensäußerung, der Geheimheit der Wahl und des
Schutzes der Wähler vor äußerer Einflussnahme. Das gelten-

13) European Convention on Human Rights, Art. 15 Abs. 1; Protocol
No. 1 to the Convention, Art. 3.

14) Кириченко/Сергієнко/Митюк, Проблеми організації і
прозорості виборів в Україні в умовах воєнного стану та роль
громадянського суспільства (Kyryčenko/Serhijenko/Mytjuk, Probleme
der Organisation und Transparenz von Wahlen in der Ukraine unter den
Bedingungen des Kriegszustands und die Rolle der Zivilgesellschaft),
Науково-теоретичний альманах Грані (Wissenschaftlich-theoretischer
Amanach „Hrani“) 2025, Bd. 28, Nr. 5, S. 211–217, DOI: 10.15421/
172620, zugänglich unter: https://grani.org.ua/index.php/journal/article/
view/2261 (zuletzt abgerufen am 2.3.2026).

15) Luchterhandt, Präsident ohne Wahl?, Ost/Letter 1/2024, S. 6, zu-
gänglich unter: https://www.ostinstitut.de/files/de/2024/Luchter-
handt_Praesident_ohne_Wahl_OL_1_2024.pdf (zuletzt abgerufen am
28.4.2026).

16) Виборчий кодекс України: Закон України від 19.12.2019 №
396-IX (Wahlgesetzbuch der Ukraine: Gesetz der Ukraine Nr. 396-IX v.
19.12.2019), VVRU 2020, Nr. 7-9, Pos. 48, zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/go/396-20 (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

17) Про Центральну виборчу комісію: Закон України від 30.6.2004
№ 1932-IV (Über die Zentrale Wahlkommission: Gesetz der Ukraine
Nr. 1932-IV v. 30.6.2004), VVRU 2004, Nr. 36, Pos. 448, zugänglich
unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/1932-15 (zuletzt abgerufen am 7.5.
2026).

18) Про Державний реєстр виборців: Закон України від 22.2.2007
№ 698-V (Über das Staatliche Wählerregister: Gesetz der Ukraine
Nr. 698-V v. 22.2.2007), VVRU 2007, Nr. 20, Pos. 282, zugänglich
unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/698-16 (zuletzt abgerufen am 7.5.
2026).
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de Recht geht daher von der physischen Anwesenheit der
Wähler an dem gesetzlich bestimmten Ort der Stimmabgabe
aus und lässt lediglich einzelne Sonderverfahren zu, die den
persönlichen Charakter der Stimmabgabe nicht verändern.

Ein solches Sonderverfahren ist die Stimmabgabe am Auf-
enthaltsort der Wähler. Sie stellt keine allgemeine alternative
Form der Stimmabgabe dar, sondern findet nur Anwendung
auf Wähler, die aufgrund einer Behinderung, ihres Gesund-
heitszustands, ihres Alters oder einer vorübergehenden ge-
sundheitlichen Beeinträchtigung nicht in der Lage sind, sich
selbstständig fortzubewegen. In einem solchen Fall wird die
Abstimmung durch Mitglieder der Wahlkommission des
Wahlbezirks unter Verwendung eines Auszugs aus dem Wäh-
lerverzeichnis und einer mobilen Wahlurne organisiert. Die
eigentliche Willensäußerung erfolgt jedoch auch in diesem
Fall persönlich durch die Wähler.

Daraus folgt, dass das geltende Recht der Ukraine keine
allgemeine Distanzwahl vorsieht. Das WahlGB enthält keine
Verfahren der Internetwahl, Briefwahl oder elektronischen
Stimmabgabe als eigenständige Formen der Übermittlung des
ausgefüllten Stimmzettels durch die Wähler. Dies ist vor
allem in Art. 18 WahlGB geregelt: Danach kann die Zentrale
Wahlkommission innovative Technologien im Wahlprozess
nur in Form eines Experiments oder Pilotprojekts zulassen.
Dessen Ergebnisse dürfen jedoch weder zur Feststellung der
Abstimmungsergebnisse oder Wahlergebnisse noch zur An-
fechtung von Entscheidungen, Handlungen oder Unterlassun-
gen der Wahlprozesssubjekte verwendet werden. Zwar sieht
das Gesetz der Ukraine „Über das gesamtukrainische Refe-
rendum“19 die Möglichkeit einer elektronischen Stimmabgabe
vor, insbesondere in Art. 6 Abs. 2, Art. 13 Abs. 1 und
Art. 116. Diese Regelung betrifft jedoch ausschließlich das
Referendumsverfahren und kann mangels entsprechender
Verweisung im WahlGB nicht auf staatliche Wahlen über-
tragen werden.

Ukrainische Staatsangehörige, die sich im Ausland befin-
den, üben ihr Stimmrecht bei gesamtstaatlichen Wahlen über
ausländische Wahlbezirke aus. Diese werden zur Organisati-
on der Stimmabgabe von Wählern gebildet, die auf dem
Territorium des jeweiligen ausländischen Staates wohnen
oder sich am Wahltag dort aufhalten. Auch im Ausland beruht
das geltende Wahlrechtsmodell daher auf dem persönlichen
Erscheinen der Wähler im zuständigen Wahllokal und nicht
auf einer Distanz- oder Briefwahl.

Eine gesonderte Kategorie bilden Sonderwahlbezirke. Sie
können insbesondere in stationären Gesundheitseinrichtun-
gen, Strafvollzugsanstalten, Untersuchungsgefängnissen, auf
Schiffen unter ukrainischer Staatsflagge, in militärischen Ein-
heiten sowie an anderen gesetzlich vorgesehenen Orten einge-
richtet werden. Zweck solcher Wahlbezirke ist nicht die Ver-
änderung der Form der Stimmabgabe, sondern die Anpassung
des allgemeinen Modells der persönlichen Stimmabgabe an
besondere Aufenthaltsbedingungen der Wähler.

Das WahlGB lässt somit organisatorische Abweichungen
vom Standardmodell der Stimmabgabe nur insoweit zu, als
sie dessen Grundprinzipien – persönliche Willensäußerung,
Geheimheit der Wahl und administrative Durchführung des
Verfahrens durch Wahlkommissionen – nicht verändern. Der
Kriegszustand begründet demgegenüber keine bloße organi-
satorische Besonderheit, sondern ein anderes Rechtsregime,
innerhalb dessen das Gesetz die Durchführung von Wahlen
ausdrücklich untersagt (vgl. Art. 19 Abs. 1 Kriegs-
zustandsG).

Das Verbot der Durchführung von Wahlen während des
Kriegszustands bedeutet keine Aufhebung des demokrati-
schen Charakters staatlicher Gewalt. Es dient vielmehr dazu,
den Wahlprozess unter Bedingungen zeitweise aufzuschie-
ben, unter denen Sicherheit, Gleichheit der Teilnahme, Frei-

heit der Willensäußerung, Geheimheit der Wahl und Verläss-
lichkeit der Ergebnisse nicht gewährleistet werden können.
Das Verbot schützt damit den materiellen Gehalt des Wahl-
rechts vor einer bloß formalen Anwendung unter Kriegs-
bedingungen.20

Dieses Verbot wird durch gesetzliche Garantien institutio-
neller Kontinuität ergänzt. Das KriegszustandsG sieht vor,
dass während der Geltung des Kriegszustands die Befugnisse
des Präsidenten der Ukraine, der Verchovna Rada der Ukrai-
ne, des Ministerkabinetts der Ukraine, der Nationalbank der
Ukraine, des Beauftragten der Verchovna Rada der Ukraine
für Menschenrechte, des Rechnungshofs, der Gerichte, der
Organe der Staatsanwaltschaft sowie weiterer ausdrücklich
gesetzlich bestimmter Organe nicht beendet werden dürfen.
Dieser Ansatz zielt darauf ab, ein rechtliches Vakuum zu
vermeiden und die Stabilität staatlicher Verwaltung unter den
Bedingungen eines besonderen Rechtsregimes sicherzustel-
len.

Gesondert regelt das Gesetz den Fall, dass die reguläre
Amtszeit des Präsidenten der Ukraine oder der Verchovna
Rada der Ukraine während des Kriegszustands abläuft. Endet
die Amtszeit des Präsidenten der Ukraine während der Gel-
tung des Kriegszustands durch Ablauf der verfassungsrecht-
lich vorgesehenen Amtsperiode, so werden seine Befugnisse
bis zum Amtsantritt des nach Aufhebung des Kriegszustands
gewählten neuen Präsidenten verlängert. Entsprechend wer-
den im Fall des Ablaufs der Amtszeit der Verchovna Rada
während des Kriegszustands ihre Befugnisse bis zum Tag der
ersten Sitzung der nach Aufhebung des Kriegszustands ge-
wählten Verchovna Rada verlängert.

Zugleich beseitigt das Gesetz den Grundsatz der Wahl-
gebundenheit staatlicher Gewalt nicht, sondern verschiebt
lediglich die Durchführung der Wahlverfahren bis zum Ende
des Kriegszustands. Dies bestätigt Art. 19 KriegszustandsG,
wonach die Verchovna Rada der Ukraine spätestens 90 Tage
nach Beendigung bzw. Aufhebung des Kriegszustands einen
Beschluss über die Ansetzung der Wahlen der Abgeordneten
der Verchovna Rada der Autonomen Republik Krym sowie
von Kommunalwahlen fasst, sofern diese Wahlen während
der Geltung des Kriegszustands hätten stattfinden müssen.

Das geltende Recht der Ukraine bildet damit ein zweistufi-
ges Modell der Regelung des Wahlprozesses. Unter normalen
Bedingungen beruhen Wahlen auf der persönlichen Stimm-
abgabe der Wähler, während Sonderverfahren dieses Modell
lediglich an einzelne tatsächliche Umstände anpassen. Wäh-
rend des Kriegszustands wählt der Gesetzgeber hingegen
einen anderen Ansatz: Er verändert nicht einzelne Abstim-
mungsverfahren, sondern normiert ein ausdrückliches Verbot
der Durchführung von Wahlen und verbindet dieses mit ei-
nem Mechanismus der Verlängerung der Befugnisse der zu-
ständigen Organe. Gerade diese Konstruktion gewährleistet
die Kontinuität der staatlichen Gewalt bis zu dem Zeitpunkt,
zu dem der Wahlprozess nach Beendigung bzw. Aufhebung
des Kriegszustands wieder aufgenommen werden kann.

Das Bestehen eines solchen gesetzlichen Modells hat die
gesellschaftliche, politische und fachliche Diskussion über

19) Про всеукраїнський референдум: Закон України від 26.1.2021
№ 1135-IX (Über das gesamtukrainische Referendum: Gesetz der Ukrai-
ne Nr. 1135-IX v. 26.1.2021), VVRU 2023, Nr. 1-2, Pos. 1, Art. 6
Abs. 2, Art. 13 Abs. 1, Art. 116, zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/go/1135-20 (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

20) Гринюк/Гуцуляк, Вибори в умовах воєнного стану:
конституція, законодавство, реальність (Hrynjuk/Huculjak, Wahlen
unter den Bedingungen des Kriegszustands: Verfassung, Gesetzgebung,
Realität), Науковий вісник Ужгородського національного
університету. Серія: Право (Wissenschaftliches Mitteilungsblatt der
Nationalen Universität Užhorod, Reihe: Recht) 2023, Bd. 80, Teil 1,
S. 105–110, DOI: 10.24144/2307-3322.2023.80.1.16, zugänglich unter:
https://visnyk-pravo.uzhnu.edu.ua/article/view/296765 (zuletzt abgerufen
am 28.4.2026).
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mögliche Voraussetzungen und Grenzen der Durchführung
von Wahlen während des Kriegs oder nach Beendigung des
Kriegszustands jedoch nicht beendet. Im Gegenteil hat gerade
die Verbindung von gesetzlichem Verbot, dem Bedürfnis
nach demokratischer Erneuerung staatlicher Gewalt und der
Dauer des Kriegszustands unterschiedliche Ansätze zur künf-
tigen Ausgestaltung des Wahlprozesses hervorgebracht.
IV. Modelle der Durchführung von Wahlen unter Be-

dingungen des Kriegszustands: rechtliche Ansätze und
Reformdiskussion

Im Februar 2026 erhielt die Diskussion über die Möglich-
keit der Durchführung von Wahlen in der Ukraine unter den
Bedingungen des Kriegszustands neuen Auftrieb, nachdem
die Financial Times berichtet hatte, der ukrainische Präsident
plane, am 24.2.2026, dem vierten Jahrestag der umfassenden
Invasion der RF, einen Plan für die Durchführung von Prä-
sidentschaftswahlen und eines Referendums über ein mögli-
ches Friedensabkommen anzukündigen.21 Obwohl Zelenskyj
diese Information als unzutreffend zurückwies, aktualisierte
die Meldung eine breitere Debatte sowohl innerhalb der
Ukraine als auch im Ausland unter Politikern, Vertretern
internationaler Partnern, Experten, Juristen, der Zivilgesell-
schaft und den Medien. Im Zentrum dieser Diskussion stand
nicht nur die Frage der politischen Zweckmäßigkeit von
Wahlen, sondern auch das Problem ihrer verfassungsrecht-
lichen Zulässigkeit, organisatorischen Realisierbarkeit und
Vereinbarkeit mit demokratischen Standards unter den Bedin-
gungen des fortgeltenden Kriegszustands.22

Angesichts der verfassungsrechtlichen und gesetzlichen
Regelung kann die Frage der Durchführung von Wahlen
während des Kriegszustands nicht allein aus der Perspektive
politischer Zweckmäßigkeit oder der technischen Möglichkeit
der Organisation einer Abstimmung beurteilt werden. Ent-
scheidend ist vielmehr, ob der Staat unter Kriegsbedingungen
in der Lage ist, die wesentlichen Grundsätze des Wahlrechts
nicht nur formal, sondern materiell zu gewährleisten: All-
gemeinheit, Gleichheit, Freiheit der Willensäußerung, Ge-
heimheit der Wahl, persönliche Stimmabgabe, Wettbewerbs-
charakter des Wahlprozesses sowie Verlässlichkeit der Fest-
stellung der Wahlergebnisse. Demokratische Wahlen setzen
nicht nur den tatsächlichen Vorgang der Stimmabgabe vo-
raus, sondern auch die reale Möglichkeit der Wähler, ihren
Willen frei zu bilden und frei zum Ausdruck zu bringen.23

Gerade deshalb sollte sich die Diskussion über mögliche
Wahlen in der Ukraine während des Kriegszustands nicht auf
die Frage konzentrieren, ob eine Abstimmung technisch orga-
nisiert werden kann, sondern darauf, ob solche Wahlen den
verfassungsrechtlichen und europäischen Standards eines de-
mokratischen Wahlprozesses entsprechen könnten.

In diesem Zusammenhang lassen sich mehrere denkbare
Ansätze unterscheiden.

1. Möglichkeit der Durchführung von Präsidentschafts-
wahlen während des Kriegszustands

Der erste Ansatz geht von der Möglichkeit aus, Präsident-
schaftswahlen unmittelbar während der Geltung des Kriegs-
zustands durch Änderungen des geltenden Rechts durch-
zuführen. Dieser Ansatz ist nicht in einer einheitlichen offi-
ziellen Position ausformuliert, trat jedoch wiederholt in der
öffentlichen politischen und fachlichen Diskussion hervor. So
erklärte der Vorsitzende der Verchovna Rada der Ukraine,
Ruslan Stefančuk, im Juli 2023, dass die Verfassung der
Ukraine kein ausdrückliches Verbot der Durchführung von
Wahlen während des Kriegszustands enthalte. Ein solches
Verbot sei im KriegszustandsG verankert.24 Zugleich betonte
er die Notwendigkeit, ein Gleichgewicht zwischen der Stabi-
lität des Staates während des Kriegs und der Vermeidung
eines „Stillstands der Demokratie“ zu wahren.

Eine ähnliche Logik zeigte sich in einzelnen Erklärungen
von Vertretern der parlamentarischen Mehrheit. Der Vorsit-
zende der Fraktion „Diener des Volkes“, Dawyd Arachamija,
hatte im August 2023 die theoretische Möglichkeit von Wah-
len während des Kriegs nicht ausgeschlossen und auf Signale
internationaler Partner verwiesen, wonach ein demokratischer
Stillstand vermieden werden müsse. Zugleich hatte er einge-
räumt, dass Wahlen zu diesem Zeitpunkt gesetzlich verboten
waren.25 Zu diesem Ansatz trugen auch Äußerungen einzelner
ausländischer Politiker bei. So vertrat der US-Senator Lindsey
Graham während eines Besuchs in Kyjiw im August 2023
die Auffassung, dass Wahlen in der Ukraine im Jahr 2024
auch im Kriegszustand stattfinden sollten.26 In den Medien
und im Expertendiskurs wurde diese Erklärung als ein außen-
politisches Signal zugunsten der Durchführung von Wahlen
innerhalb des verfassungsrechtlichen Wahlzyklus wahr-
genommen.

Eine besondere Rolle in der Ausgestaltung dieser Debatte
spielten die Äußerungen des damaligen Präsidenten der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarats, Tiny Kox. Zu-
nächst wurde seine Position von einem Teil der ukrainischen
Öffentlichkeit als Aufforderung verstanden, Wahlen trotz des
Kriegszustands durchzuführen. In einem späteren Interview
mit dem zivilgesellschaftlichen Netzwerk OPORA präzisierte
er jedoch, dass die Entscheidung darüber, ob und wann Wah-
len durchgeführt würden, in den Händen der Regierung, des
Parlaments und des Volkes der Ukraine liege. Zugleich hob
er hervor, dass die Ukraine sich auf Wahlen vorbereiten
müsse, weil Demokratie ohne Wahlen nicht ordnungsgemäß
funktionieren könne.27

Dieser Ansatz beruht somit auf dem Argument, dass die
Verfassung der Ukraine Wahlen unter Bedingungen des
Kriegszustands nicht ausdrücklich verbietet. Vor diesem Hin-
tergrund wird daher vertreten, dass für eine rechtliche Zulas-
sung von Wahlen formal eine Änderung jener gesetzlichen

21) Financial Times: Zelenskyy planning elections in Ukraine and vote
on peace deal, 11.2.2026, zugänglich unter: https://www.ft.com/content/
50d3d86b-2d2a-4d06-845e-a4e089382cad (zuletzt abgerufen am 27.4.
2026).

22) Reuters: Ukraine’s Zelenskiy intends to announce election plan on
February 24, FT reports, 11.2.2026, zugänglich unter: https://
www.reuters.com/world/europe/ukraines-zelenskiy-intends-announce-
election-plan-february-24-ft-reports-2026-02-11/ (zuletzt abgerufen am
27.4.2026).

23) Ключковский, Можливості проведення виборів в Україні
відповідно до європейських стандартів під час і після війни
(Ključkovskyj, Möglichkeiten der Durchführung von Wahlen in der
Ukraine nach europäischen Standards während und nach dem Krieg),
Національна безпека і оборона (Nationale Sicherheit und Verteidigung)
2024, Nr. 1-2, S. 103-109, 105, zugänglich unter: https://
ekmair.ukma.edu.ua/server/api/core/bitstreams/dc40f9e9-148a-4d51-
8bfc-79563d40eeb0/content (zuletzt abgerufen am 28.4.2026).

24) Interfax-Ukraine: Stefanchuk: No constitutional ban on holding
elections during martial law, 28.7.2023, zugänglich unter: https://
en.interfax.com.ua/news/general/925655.html (zuletzt abgerufen am
27.4.2026).

25) Еспресо: Арахамія не виключає проведення виборів в Україні
наступного року (Espreso: Arachamija schließt die Durchführung von
Wahlen in der Ukraine im nächsten Jahr nicht aus), 31.8.2023, zugäng-
lich unter: https://espreso.tv/arakhamiya-ne-viklyuchae-provedennya-
viboriv-v-ukraini-nastupnogo-roku (zuletzt abgerufen am 27.4.2026).

26) Voice of America: Сенатор Грем: Вибори в Україні мають
відбутися у 2024 році (Voice of America: Senator Graham: Wahlen in
der Ukraine sollen 2024 stattfinden), 24.8.2023, zugänglich unter: https://
www.holosameryky.com/a/7244490.html (zuletzt abgerufen am 27.4.
2026).

27) ОПОРА: Президент ПАРЄ Тіні Кокс: рішення про те, як і коли
проводити вибори, — лише у руках уряду, парламенту та народу
України (OPORA: PACE-Präsident Tiny Kox: Die Entscheidung darü-
ber, wie und wann Wahlen durchgeführt werden, liegt allein in den
Händen der Regierung, des Parlaments und des Volkes der Ukraine),
19.5.2023, zugänglich unter: https://oporaua.org/vybory/prezident-pare-
tini-koks-rishennia-pro-te-iak-i-koli-provoditi-vibori-lishe-u-rukakh-uria-
du-parlamentu-ta-narodu-ukrayini-24718 (zuletzt abgerufen am 27.4.
2026).
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Bestimmungen genüge, die ihre Durchführung derzeit blo-
ckieren. Nach Art. 93 Verf. steht das Recht der Gesetzesini-
tiative dem Präsidenten der Ukraine, den Volksabgeordneten
der Ukraine und dem Ministerkabinett der Ukraine zu. Ein
Gesetz wird von der Verchovna Rada der Ukraine mit der
Mehrheit ihrer verfassungsmäßigen Zusammensetzung ver-
abschiedet, anschließend vom Vorsitzenden der Verchovna
Rada unterzeichnet und dem Präsidenten der Ukraine zur
Unterzeichnung und offiziellen Verkündung zugeleitet. Aus
formal-verfahrensrechtlicher Sicht könnten Änderungen des
KriegszustandsG oder des WahlGB daher im allgemeinen
Gesetzgebungsverfahren initiiert und beschlossen werden.
2. Möglichkeit der Durchführung von Präsidentschafts-

und Parlamentswahlen während des Kriegszustands

Der zweite Ansatz bejaht die Möglichkeit von Präsident-
schafts- und Parlamentswahlen während des Kriegszustands,
jedoch nur bei Vorliegen zusätzlicher Voraussetzungen: eines
Waffenstillstands, einer erheblichen Deeskalation, externer
Sicherheitsgarantien oder der Schaffung eines besonderen
rechtlichen Rahmens, der die Mindeststandards des Wahlpro-
zesses gewährleisten könnte. Anders als der erste Ansatz
beschränkt er sich nicht auf eine gesetzliche „Entsperrung“
von Wahlen, sondern knüpft ihre Durchführung an die vor-
herige Beseitigung oder wesentliche Verringerung zentraler
sicherheitsbezogener und verfahrensrechtlicher Risiken.

Diese Variante wurde vor allem auf internationaler politi-
scher Ebene diskutiert. Im Februar 2025 berichtete Reuters,
die Administration des US-Präsidenten Trump prüfe die Mög-
lichkeit der Durchführung von Wahlen in der Ukraine nach
Erreichen eines Waffenstillstands. Nach Angaben des US-
Sonderbeauftragten für die Ukraine und Russland Kellogg
könnten Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in der
Ukraine bis Ende des Jahres stattfinden, sofern in den kom-
menden Monaten ein Waffenstillstand mit Russland erreicht
werde. Zugleich wurde berichtet, Zelenskyj lasse Wahlen nur
unter der Bedingung eines Endes der Kampfhandlungen und
starker Sicherheitsgarantien zu, die eine Wiederaufnahme der
Aggression durch die RF ausschließen würden.28

Im Dezember 2025 berichtete Reuters, Zelenskyj habe er-
klärt, er sei bereit, die Durchführung von Wahlen innerhalb
von 60 bis 90 Tagen zu erwägen, falls die USA und andere
Partner die Sicherheit eines solchen Prozesses gewährleisten
könnten. In diesem Zusammenhang wurde auch die Vorberei-
tung entsprechender gesetzgeberischer Vorschläge durch das
Parlament angesprochen, die eine Durchführung von Wahlen
während des Kriegszustands ermöglichen könnten.29

In seiner Ansprache v. 10.12.2025 betonte Zelenskyj, wenn
Partner, insbesondere die USA, die Frage von Wahlen in der
Ukraine während des Kriegszustands so konkret aufwürfen,
müsse die Ukraine rechtliche Antworten auf alle Fragen und
Zweifel geben. Zugleich unterschied er zwischen sicherheits-
bezogenen sowie politisch-rechtlichen Aspekten des Pro-
blems: Die sicherheitspolitischen Herausforderungen hingen
in erster Linie von den Partnern, insbesondere den USA ab,
während die politischen und rechtlichen Fragen von der
Ukraine selbst zu lösen seien.30

Innerhalb des zweiten Ansatzes wird die Durchführung
gesamtstaatlicher Wahlen somit nicht absolut ausgeschlossen,
aber unmittelbar vom Vorliegen mehrerer Voraussetzungen
abhängig gemacht: eines Waffenstillstands oder einer erheb-
lichen Deeskalation, externer Sicherheitsgarantien, besonde-
rer gesetzlicher Änderungen sowie verfahrensrechtlicher Me-
chanismen, die Allgemeinheit, Gleichheit, Freiheit und Ge-
heimheit der Stimmabgabe gewährleisten könnten. Daher
lässt sich dieser Ansatz als bedingt-kompromissorientiert cha-
rakterisieren: Er schließt Wahlen während der formalen Gel-
tung des Kriegszustands nicht aus, erkennt jedoch an, dass
solche Wahlen ohne hinreichende rechtliche, sicherheitsbezo-

gene und organisatorische Garantien nicht als vollwertige
demokratische Willensäußerung anerkannt werden können.

3. Zulässigkeit von Wahlen erst nach der Beendigung
bzw. Aufhebung des Kriegszustands

Nach dem dritten Ansatz können Präsidentschafts- und
Parlamentswahlen erst nach Beendigung bzw. Aufhebung des
Kriegszustands durchgeführt werden. Zugleich sei frühzeitig
ein besonderer rechtlicher Mechanismus für die ersten Nach-
kriegswahlen vorzubereiten. Anders als die anderen Modelle
geht dieser Ansatz vom Vorrang der Qualität des Wahlpro-
zesses aus. Sein Kern liegt nicht in der Verschiebung von
Wahlen als Selbstzweck, sondern in der Anerkennung, dass
demokratische Wahlen nicht nur rechtlich angesetzt, sondern
auch tatsächlich unter Bedingungen durchgeführt werden
müssen, die ihre Legitimität gewährleisten.

Dieses Modell ist gegenwärtig am stärksten institutionell
ausgeformt, weil es nicht nur auf dem gesetzlichen Verbot
von Wahlen während des Kriegszustands beruht, sondern
auch auf der offiziellen Tätigkeit staatlicher Organe, die auf
die Vorbereitung des Wahlprozesses nach Beendigung dieses
besonderen Rechtsregimes gerichtet ist. Zentral ist in diesem
Ansatz die Unterscheidung zwischen formaler Abstimmung
und echten demokratischen Wahlen. Die bloße Einrichtung
von Wahllokalen und die Abgabe von Stimmzetteln genügen
nicht, wenn der Staat die Allgemeinheit und Gleichheit des
Wahlrechts, die freie Bildung und freie Äußerung des Wäh-
lerwillens, die Geheimheit und die persönliche Stimmabgabe,
die Lauterkeit der Wahl, die verlässliche Feststellung der
Ergebnisse, eine wirksame Wahlbeobachtung sowie die Mög-
lichkeit der Anfechtung von Wahlrechtsverletzungen nicht
gewährleisten kann.

In der ukrainischen Lehre werde zum Teil betont, dass die
Anforderungen an die Einhaltung der Grundsätze des Wahl-
rechts materiellen und nicht bloß formalen Charakter hätten.
Dies bedeutet, dass die bloße Aufhebung eines normativen
Verbots oder die rechtliche Ansetzung von Wahlen für sich
genommen keine Bedingungen für ihre demokratische Durch-
führung schafft. Findet ein Wahlprozess ohne reale Garantie
freier Willensäußerung, gleicher Teilnahme und gesellschaft-
licher Anerkennung der Ergebnisse statt, kann er nicht nur
seine praktische Wirksamkeit, sondern auch seine demokrati-
sche Qualität verlieren.31

Der dritte Ansatz ist darauf gerichtet, den materiellen Ge-
halt von Wahlen zu bewahren. Die Durchführung von Wahlen
nach Beendigung bzw. Aufhebung des Kriegszustands er-
scheint nicht als Verschiebung der Demokratie, sondern als
Mittel, deren reale und nicht bloß deklaratorische Funktions-
fähigkeit zu sichern.

28) Reuters: U. S. wants Ukraine to hold elections following a ceasefi-
re, says Trump envoy, 1.2.2025, zugänglich unter: https://
www.reuters.com/world/us-wants-ukraine-hold-elections-following-cea-
sefire-says-trump-envoy-2025-02-01/ (zuletzt abgerufen am 27.4.2026).

29) Reuters: Zelenskiy says he is open to elections if US ensures
security, 9.12.2025, zugänglich unter: https://www.reuters.com/world/
europe/ukraines-zelenskiy-says-ready-elections-calls-partners-ensure-se-
curity-2025-12-09/ (zuletzt abgerufen am 27.4.2026).

30) Präsident der Ukraine: The 20 Points for Ending the War Form a
Fundamental Document; We Are Actively Working – Address by the
President, 10.12.2025, zugänglich unter: https://www.president.gov.ua/
en/news/dvadcyat-punktiv-dlya-zakinchennya-vijni-ce-fundamentalnij-d-
101909 (zuletzt abgerufen am 27.4.2026).

31) Ключковский, Можливості проведення виборів в Україні
відповідно до європейських стандартів під час і після війни
(Ključkovskyj,Möglichkeiten der Durchführung von Wahlen in der Ukrai-
ne nach europäischen Standards während und nach dem Krieg),
Національна безпека і оборона (Nationale Sicherheit und Verteidigung
2024, Nr. 1-2, S. 103-109, 105, zugänglich unter: https://
ekmair.ukma.edu.ua/server/api/core/bitstreams/dc40f9e9-148a-4d51-
8bfc-79563d40eeb0/content (zuletzt abgerufen am 28.4.2026).
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Diesem Ansatz scheint auch die Zentrale Wahlkommission
zu verfolgen. Am 7.1.2026 billigte sie Vorschläge zur gesetz-
lichen Regelung der Besonderheiten der Organisation und
Durchführung gesamtstaatlicher Wahlen nach Beendigung
bzw. Aufhebung des Kriegszustands in der Ukraine.32 Dies
zeigt, dass die Wahlverwaltung nicht auf die Durchführung
von Wahlen innerhalb des geltenden Kriegszustands aus-
gerichtet ist, sondern auf die Vorbereitung eines besonderen
Verfahrens ihrer Organisation nach Beendigung des besonde-
ren Rechtsregimes des Kriegszustands.

Die weitere Entwicklung in diese Richtung bestätigt auch
die Arbeit der parlamentarischen Arbeitsgruppe. Am 21.1.
2026 teilte die Zentrale Wahlkommission mit, dass sie ihre
Vorschläge einer Untergruppe der Arbeitsgruppe der Ver-
chovna Rada zur gesetzlichen Regelung von Wahlen nach
dem Endes des Kriegszustands oder eines besonderen Zeit-
raums vorgestellt habe.33 Dies zeugt davon, dass die Diskus-
sion von der allgemeinen Frage nach der Möglichkeit von
Wahlen zu einer konkreteren Frage übergegangen ist: Wie
soll das rechtliche Modell ihrer Organisation nach Beendi-
gung oder wesentlicher Veränderung der militärisch-politi-
schen Bedingungen ausgestaltet werden?

Nach Angaben der Zentralen Wahlkommission umfassten
die Vorschläge der Kommission zentrale Elemente des künf-
tigen Wahlprozesses: Fristen für die Ansetzung von Wahlen,
die Einführung eines Übergangszeitraums zur Vorbereitung
des Wahlprozesses, die Verwirklichung der Wahlrechte ein-
zelner Kategorien von Wählern, Informationsversorgung und
Wahlkampf, insbesondere im Ausland, die Abwehr auslän-
discher Einflussnahme sowie die Einführung von Sicherheits-
protokollen. Es geht mithin nicht um eine mechanische Rück-
kehr zum Vorkriegsverfahren, sondern um die Schaffung
eines besonderen rechtlichen Rahmens für die Organisation
von Wahlen unter Berücksichtigung der Kriegsfolgen.

Nach den von der Zentralen Wahlkommission vorgeschla-
genen Sonderregelungen soll nach Beendigung bzw. Auf-
hebung des Kriegszustands zunächst ein vorbereitender Über-
gangszeitraum vorgesehen werden. Für die Wahl des Prä-
sidenten der Ukraine soll die Verchovna Rada den Beschluss
über die Ansetzung der Wahl innerhalb eines Monats nach
Beendigung bzw. Aufhebung des Kriegszustands fassen. Der
Wahlprozess selbst soll frühestens sechs Monate nach diesem
Zeitpunkt stattfinden dürfen und unverändert 90 Tage vor
dem Wahltag beginnen. Für die Wahl der Volksabgeordneten
der Ukraine sieht der Vorschlag vor, dass diese am letzten
Sonntag innerhalb eines 90-tägigen Zeitraums nach der offi-
ziellen Bekanntgabe der Ergebnisse der Präsidentschaftswahl
stattfinden soll. Der Wahlprozess beginnt – wie bisher –
60 Tage vor dem Wahltag. Dieser Ansatz zeigt, dass Nach-
kriegswahlen nicht automatisch unmittelbar nach der forma-
len Beendigung bzw. Aufhebung des Kriegszustands begin-
nen sollen, sondern erst nach einer gewissen Vorbereitungs-
phase, um die Mindestvoraussetzungen demokratischer
Stimmabgabe in rechtlicher, organisatorischer und sicher-
heitsbezogener Hinsicht wiederherzustellen.34

Zusätzliche Bedeutung kommt diesem Ansatz im Zusam-
menhang mit der Position der Verchovna Rada der Ukraine
zu den Kommunalwahlen zu. Am 8.10.2025 verabschiedete
die Verchovna Rada der Ukraine den Beschluss über die
Kontinuität der Funktionsfähigkeit der repräsentativen Orga-
ne der örtlichen Selbstverwaltung unter Bedingungen der
bewaffneten Aggression der RF.35 Darin betonte das Par-
lament die Notwendigkeit, die Amtsfähigkeit der bestehenden
Organe der örtlichen Selbstverwaltung bis zur Durchführung
der nächsten Kommunalwahlen zu wahren. Die Zentrale
Wahlkommission wies in ihrer Mitteilung zu diesem Be-
schluss ausdrücklich darauf hin, dass die Organisation und
Durchführung der Kommunalwahlen unter Einhaltung des

nationalen Rechts und der europäischen Standards demokrati-
scher Wahlen aufgrund der militärischen Aggression der RF
und des in diesem Zusammenhang eingeführten Kriegs-
zustands unmöglich seien.36 Obwohl diese Position unmittel-
bar die örtliche Selbstverwaltung betrifft, bestätigt sie die
allgemeine Logik des Nachkriegsmodells: Fehlen die Voraus-
setzungen für die Durchführung von Wahlen nach demokrati-
schen Standards, muss die Legitimität gewählter Organe
durch die rechtliche Kontinuität ihrer Befugnisse und nicht
durch eine übereilte Abstimmung unter ungeeigneten Bedin-
gungen gesichert werden.

Dieser Ansatz entspricht auch einer breiteren wissenschaft-
lichen Position, wonach echte demokratische Wahlen nicht
„unter Beschuss“ durchgeführt werden könnten. Dabei geht
es nicht nur um die physische Gefahr für Wähler oder Wahl-
organisatoren. Die Bedingungen eines aktiven Kriegs beein-
flussen die Struktur des demokratischen Wahlprozesses
selbst, d. h. den politischen Wettbewerb, Meinungsfreiheit,
Versammlungsfreiheit, Zugang zu Informationen, unabhängi-
ge Wahlbeobachtung, effektiven Schutz der Wahlrechte und
Vertrauen in die Ergebnisse. Unter solchen Umständen kön-
nen Wahlen zwar formal organisiert werden, ohne jedoch
ihrer verfassungsrechtlichen Funktion zu entsprechen, den
freien Willen des Volkes zum Ausdruck zu bringen.37

32) Центральна виборча комісія: Комісія напрацювала пропозиції
щодо законодавчого врегулювання виборів в Україні після
припинення чи скасування воєнного стану (Zentrale Wahlkommis-
sion: Die Kommission hat Vorschläge zur gesetzlichen Regelung von
Wahlen in der Ukraine nach Beendigung bzw. Aufhebung des Kriegs-
zustands ausgearbeitet), 7.1.2026, zugänglich unter: https://
www.cvk.gov.ua/novini/komisiya-napratsyuvala-propozitsii-shhodo-za-
konodavchogo-vregulyuvannya-viboriv-v-ukraini-pislya-pripinennya-
chi-skasuvannya-voiennogo-stanu.html (zuletzt abgerufen am 27.4.
2026).

33) Центральна виборча комісія: ЦВК презентувала свої
пропозиції підгрупі Робочої групи щодо законодавчого
врегулювання виборів після воєнного стану чи в особливий період
(Zentrale Wahlkommission: Die ZWK stellte ihre Vorschläge einer Un-
tergruppe der Arbeitsgruppe zur gesetzlichen Regelung von Wahlen nach
dem Kriegszustand oder in einem besonderen Zeitraum vor), 21.1.2026,
zugänglich unter: https://www.cvk.gov.ua/novini/tsvk-prezentuvala-svoi-
propozitsii-pidgrupi-robochoi-grupi-shhodo-zakonodavchogo-vregulyu-
vannya-viboriv-pislya-voiennogo-stanu-chi-v-osobliviy-period.html (zu-
letzt abgerufen am 27.4.2026).

34) Про пропозиції щодо законодавчого врегулювання
особливостей організації та проведення загальнодержавних виборів
після припинення чи скасування воєнного стану в Україні:
Постанова Центральної виборчої комісії від 7.1.2026 № 1 (Über Vor-
schläge zur gesetzlichen Regelung der Besonderheiten der Organisation
und Durchführung gesamtstaatlicher Wahlen nach Beendigung bzw. Auf-
hebung des Kriegszustands in der Ukraine: Beschl. der Zentralen Wahl-
kommission Nr. 1 v. 7.1.2026), zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/go/v0001359-26 (zuletzt abgerufen am 27.4.2026).

35) Про безперервність функціонування представницьких органів
місцевого самоврядування (сільських, селищних, міських, районних
у містах, районних, обласних рад, сільських, селищних, міських
голів) в Україні в умовах збройної агресії російської федерації:
Постанова Верховної Ради України від 8.10.2025 № 4621-IX (Über
die Kontinuität der Funktionsfähigkeit der repräsentativen Organe der
örtlichen Selbstverwaltung [Dorf-, Siedlungs-, Stadt-, Stadtbezirks-,
Kreis- und Gebietsräte sowie Dorf-, Siedlungs- und Stadtoberhäupter] in
der Ukraine unter Bedingungen der bewaffneten Aggression der RF:
Beschl. der Verchovna Rada der Ukraine Nr. 4621-IX v. 8.10.2025),
zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/4621-20 (zuletzt abge-
rufen am 27.4.2026).

36) Центральна виборча комісія: ЦВК інформує про рішення
Верховної Ради щодо місцевих виборів під час воєнного стану (Zen-
trale Wahlkommission: Die ZWK informiert über die Entscheidung der
Verchovna Rada zu örtlichen Wahlen während des Kriegszustands),
8.10.2025, zugänglich unter: https://www.cvk.gov.ua/novini/tsvk-
informuie-pro-rishennya-verhovnoi-radi-shhodo-mistsevih-viboriv-pid-
chas-voiennogo-stanu.html (zuletzt abgerufen am 27.4.2026).

37) Kyrychenko/Ivasiuk, No Voting Under Fire: Why conducting
elections in Ukraine is not possible amidst the current state of war,
Verfassungsblog, 25.9.2023, DOI: 10.17176/20230925-103352-0, zu-
gänglich unter: https://verfassungsblog.de/no-voting-under-fire/ (zuletzt
abgerufen am 27.4.2026).
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Der dritte Ansatz bedeutet somit keine Absage an Wahlen,
sondern ihre Verschiebung bis zu dem Zeitpunkt, zu dem der
Staat hinreichende rechtliche, organisatorische, sicherheits-
bezogene und verfahrensrechtliche Garantien gewährleisten
kann. Sein Vorteil liegt in der Verbindung dreier Elemente:
der Beachtung des geltenden gesetzlichen Verbots von Wah-
len während des Kriegszustands, der Sicherung der verfas-
sungsrechtlichen Kontinuität staatlicher Gewalt und der früh-
zeitigen Vorbereitung eines besonderen rechtlichen Mecha-
nismus für die ersten Nachkriegswahlen.

Gerade deshalb erscheint dieser Ansatz am ehesten mit der
Logik der ukrainischen Verfassungsordnung vereinbar. Er
ermöglicht es, zwei gegensätzliche Risiken zu vermeiden:
einerseits die Durchführung bloß formaler Wahlen ohne hin-
reichende demokratische Garantien, andererseits eine unbe-
stimmte Verschiebung des Wahlprozesses ohne Vorbereitung
seiner Wiederaufnahme. Seine zentrale Idee besteht darin,
dass die ersten Nachkriegswahlen nicht nur rechtlich ange-
setzt, sondern unter Bedingungen durchgeführt werden müs-
sen, die ihre Anerkennung als echte, freie und legitime Wil-
lensäußerung des ukrainischen Volkes ermöglichen.

Gleichwohl beseitigt auch das konsequenteste rechtliche
Modell nicht die Frage nach der tatsächlichen Fähigkeit des
Staates, Wahlen entsprechend demokratischen Standards zu
organisieren. Nach Beendigung bzw. Aufhebung des Kriegs-
zustands muss die formale Möglichkeit der Ansetzung von
Wahlen durch die reale Fähigkeit ergänzt werden, Sicherheit,
Gleichheit der Teilnahme, Freiheit der Willensäußerung,
Transparenz der Verfahren und Verlässlichkeit der Ergebnis-
se zu gewährleisten. Gerade diese Umstände machen es not-
wendig, jene besonderen Herausforderungen zu analysieren,
von denen die praktische Durchführbarkeit und Legitimität
des künftigen Wahlprozesses abhängen wird.

V. Besondere Herausforderungen bei der
Durchführung von Wahlen

Die Möglichkeit der Durchführung von Wahlen in der
Ukraine während oder nach Beendigung des Kriegszustands
hängt nicht allein von einer formalen Entscheidung des Ge-
setzgebers ab. Sie setzt vielmehr voraus, dass der Staat in der
Lage ist, einen Komplex materieller, organisatorischer, si-
cherheitsbezogener und verfahrensrechtlicher Bedingungen
zu gewährleisten, ohne die Wahlen nicht als echte demokrati-
sche Willensäußerung anerkannt werden können. Besondere
Bedeutung kommt dabei Herausforderungen zu, die mit der
Sicherheit des Wahlprozesses, der Verwirklichung der Wahl-
rechte ukrainischer Staatsangehöriger im Ausland, der Betei-
ligung ukrainischer Staatsangehöriger, die sich in der RF
befinden, sowie mit Transparenz und Kontrolle des Wahlpro-
zesses verbunden sind.

1. Sicherheitsbezogene Herausforderungen

Der Sicherheitsfaktor ist für die Bewertung der Möglich-
keit, Wahlen in der Ukraine sowohl während des Kriegs-
zustands als auch nach dessen Beendigung bzw. Aufhebung
durchzuführen, von ausschlaggebender Bedeutung. Dabei
geht es nicht nur um den Wahltag selbst, sondern um sämtli-
che Phasen des Wahlprozesses: die Bildung der Wahlkom-
missionen, die Registrierung der Kandidaten, den Wahl-
kampf, die Tätigkeit der Wahllokale, den Transport der Wahl-
unterlagen, die Stimmenauszählung, die Feststellung der Er-
gebnisse und die Behandlung von Wahlstreitigkeiten. Die
Venedig-Kommission verbindet das europäische Wahlrecht
nicht nur mit den Grundsätzen des allgemeinen, gleichen,
freien, geheimen und unmittelbaren Wahlrechts, sondern auch
mit verfahrensrechtlichen Garantien ihrer praktischen Ver-
wirklichung. Die Sicherheit der Wahlen muss daher nicht nur
den einzelnen Akt der Stimmabgabe, sondern den gesamten

Prozess der Bildung und Äußerung des Wählerwillens erfas-
sen.38 Das klassische Modell der Stimmabgabe, das auf dem
persönlichen Erscheinen der Wähler im Wahllokal beruht,
birgt im Kriegszustand erhöhte Risiken, da es innerhalb eines
begrenzten Zeitraums zu Menschenansammlungen an be-
stimmten Orten führt. Luftalarm, Raketen- und Drohnen-
angriffe, die Nähe einzelner Gebiete zur Frontlinie, Minenge-
fahr oder die Folgen der Besatzung können zu einer fak-
tischen Ungleichheit des Zugangs zur Stimmabgabe führen.
In einer solchen Situation gewährleisten formal gleiche Re-
geln des Wahlprozesses nicht notwendigerweise gleiche und
sichere Bedingungen für die Ausübung des Wahlrechts.39

Die Sicherheit von Wahlen weist auch eine infrastrukturel-
le und informationelle Dimension auf. Die Durchführung von
Wahlen erfordert geeignete Räumlichkeiten, eine stabile
Stromversorgung, Transport, Kommunikation, Zugang zum
Staatlichen Wählerregister, die ordnungsgemäße Aufbewah-
rung von Stimmzetteln und Protokollen sowie geschützte
Informationssysteme. Nach Beendigung bzw. Aufhebung des
Kriegszustands wird der Staat daher nicht nur die allgemeine
Sicherheitslage, sondern auch die Bereitschaft der Wahl-
rechtsinfrastruktur zur Durchführung von Wahlen nach demo-
kratischen Standards bewerten müssen. Mit dieser Frage be-
schäftigt sich die parlamentarische Arbeitsgruppe, zu deren
Aufgaben die Analyse der Bereitschaft der Wahlinfrastruktur
sowie die Entwicklung von Kriterien zur Bewertung der
Sicherheitslage in einzelnen Gebieten gehören.40

Gesonderte Bedeutung erlangen Cybersicherheit und die
Abwehr informationeller Einflussnahme. Moderne Sicher-
heitsrisiken für Wahlen umfassen nicht nur physische Bedro-
hungen, sondern auch Cyberangriffe, Desinformation, Ein-
griffe in Informationssysteme und Versuche, das Vertrauen in
die Ergebnisse zu untergraben. Bezeichnend ist in diesem
Zusammenhang eine vom Europarat unterstützte Übung für
ukrainische Wahl- und Cybersicherheitsexperten zur Reakti-
on auf Cyberinterventionen in Wahlen, zur Untersuchung von
Vorfällen, zur behördenübergreifenden Koordinierung und
zur Krisenkommunikation.41

2. Stimmabgabe von Militärangehörigen und Bürgern mit
Wehrerfassungspflichten

Eine weitere Herausforderung künftiger Wahlen liegt in
der Gewährleistung der Wahlrechte von Militärangehörigen.
Die zentrale Schwierigkeit besteht darin, Wahlrechtsgarantien
mit den Anforderungen der Verteidigung und der operativen
Sicherheit in Einklang zu bringen. Im wissenschaftlichen Dis-
kurs wird betont, dass das Problem der Stimmabgabe von
Militärangehörigen nicht automatisch mit der Beendigung der
Kampfhandlungen entfalle. Auch nach dem Ende des Kriegs-
zustands müsse möglicherweise ein Teil der Militärangehöri-
gen in der Nähe der Trennlinie oder in Gebieten mit erhöhtem

38) Venice Commission: Code of Good Practice in Electoral Matters:
Guidelines and Explanatory Report, Council of Europe, 2025, zugänglich
unter: https://www.venice.coe.int/files/Code%20de%20conduite_GBR%
202025_WEB_A5.pdf (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

39) Kyrychenko/Ivasiuk, No Voting Under Fire: Why conducting
elections in Ukraine is not possible amidst the current state of war,
Verfassungsblog, 25.9.2023, DOI: 10.17176/20230925-103352-0, zu-
gänglich unter: https://verfassungsblog.de/no-voting-under-fire/ (zuletzt
abgerufen am 7.5.2026).

40) Verchovna Rada of Ukraine: Constitutional and legal limits on the
organisation of elections during special or post-war periods: a meeting of
the Working Group was held, 8.1.2026, zugänglich unter: https://
www.rada.gov.ua/en/news/News/top_news/269633.html (zuletzt abge-
rufen am 7.5.2026).

41) Council of Europe/CyberEast+: Countering election interference:
cyber exercise and crisis communication in practice for Ukrainian electi-
on and cybersecurity professionals, 8.1.2026, zugänglich unter: https://
www.coe.int/en/web/cybercrime/-/countering-election-interference-cy-
ber-exercise-and-crisis-communication-in-practice-for-ukrainian-electi-
on-and-cybersecurity-professionals (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).
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Risiko verbleiben, was besondere rechtliche Lösungen und
sicherheitsbezogene Kriterien für die Organisation der
Stimmabgabe erforderlich mache.42

Die Organisation der Stimmabgabe von Militärangehörigen
muss ihre reale Teilnahme an Wahlen ermöglichen, darf aber
zugleich kein Risiko der Offenlegung von Dislozierungsorten
militärischer Einheiten, Bewegungsrouten, Personalstärken
oder anderer sensibler Informationen schaffen. Gerade des-
halb wird die Frage der Verwirklichung der Wahlrechte von
Militärangehörigen bereits jetzt i. R. d. parlamentarischen Ar-
beitsgruppe zur gesetzlichen Regelung von Wahlen nach dem
Kriegszustand oder in einem besonderen Zeitraum behandelt.
Die Zentrale Wahlkommission berichtete insbesondere über
die Erörterung der Stimmabgabe von Militärangehörigen in
Sonderwahlbezirken.43

Einer gesonderten Regelung bedarf auch die Teilnahme
jener Bürger, die der Wehrerfassung unterliegen, insbesonde-
re von Männern im einberufungsfähigen Alter. Das Problem
liegt nicht in der formalen Existenz ihres aktiven Wahlrechts,
sondern darin, dass der Mobilmachungskontext die tatsäch-
liche Freiheit der Teilnahme an der Stimmabgabe beeinflus-
sen kann. Das Gesetz der Ukraine „Über die Wehrpflicht und
den Militärdienst“44 legt den entsprechenden Kategorien von
Bürgern Pflichten in Bezug auf die Wehrerfassung, die Ab-
leistung des Militärdiensts und die Erfüllung der Wehrpflicht
auf, während das WahlGB von der Freiwilligkeit der Teil-
nahme an Wahlen, der persönlichen Stimmabgabe und dem
Verbot des Zwangs zur Teilnahme oder Nichtteilnahme an
der Abstimmung ausgeht.

Das praktische Risiko besteht darin, dass ein Teil dieser
Wähler das Erscheinen im Wahllokal, die Aktualisierung der
Wahladresse oder die Stimmabgabe im Ausland als mögli-
chen Kontakt mit staatlichen Behörden wahrnehmen könnte,
der wehrrechtliche oder mobilmachungsbezogene Folgen ha-
ben kann. Hierbei handelt es sich nicht um ein abstraktes
Risiko. Durch ein Gesetz vom April 202345 wurden in Art. 20
KriegszustandsG besondere Pflichten für ukrainische Staats-
angehörige männlichen Geschlechts im Alter von 18 bis
60 Jahren eingeführt, insbesondere die Pflicht zum Mitführen
und Vorlegen eines militärischen Registrierungsdokuments
sowie besondere Voraussetzungen für konsularische Hand-
lungen und Passangelegenheiten im Ausland. Reuters berich-
tete in diesem Zusammenhang, konsularische Dienstleistun-
gen für Männer im wehrfähigen Alter seien vorübergehend
ausgesetzt worden; Betroffene seien „not able to file applica-
tions and receive their documents“ gewesen. Nach Wieder-
aufnahme der Dienstleistungen verwies Reuters auf das Er-
fordernis eines „up-to-date military document“ für bestimmte
Dienstleistungen, etwa Passangelegenheiten.46

Unter diesen Bedingungen muss die künftige gesetzliche
Regelung Wahlverfahren klar von Verfahren der Wehrerfas-
sung und der Mobilmachungsverwaltung trennen. Andernfalls
besteht die Gefahr einer faktischen Selbstexklusion eines
Teils der Wähler von der Stimmabgabe. Dies könnte die All-
gemeinheit des Wahlrechts, die Gleichheit der Teilnahme und
das Vertrauen in den freiwilligen Charakter des Wahlprozes-
ses beeinträchtigen.

Das künftige Regelungsmodell muss daher einen Ausgleich
zwischen der diskriminierungsfreien Teilnahme von Militär-
angehörigen an Wahlen, der Wahrung der Geheimheit und
Freiheit ihrer Willensäußerung sowie den Anforderungen
operativer Sicherheit herstellen. Für Bürger, die wehrerfas-
sungsrechtlichen Pflichten unterliegen, ist entscheidend, dass
Wahlverfahren eindeutig von Verfahren der Wehrerfassung
getrennt werden, damit die Teilnahme an der Stimmabgabe
nicht als Instrument mobilmachungsbezogener Kontrolle
wahrgenommen wird.

3. Gewährleistung der Wahlrechte ukrainischer Staats-
angehöriger im Ausland

Die Gewährleistung der Wahlrechte ukrainischer Staats-
angehöriger im Ausland gehört zu den zentralen Herausforde-
rungen des künftigen Wahlprozesses. Seit Beginn des umfas-
senden Kriegs ist die Stimmabgabe im Ausland kein ergän-
zendes Element der Wahlorganisation mehr, weil sich ein
erheblicher Teil des Wahlvolks tatsächlich im Ausland befin-
det. Nach Angaben von Eurostat hatten am 28.2.2026 ins-
gesamt 4,40 Mio. Personen, die infolge der russischen Ag-
gression aus der Ukraine geflohen waren, in der EU vorüber-
gehenden Schutzstatus; mehr als 98,4 % von ihnen waren
ukrainische Staatsangehörige. Diese Zahl ist jedoch nicht mit
der Zahl potenziell Wahlberechtigter gleichzusetzen, da
30,2 % der Schutzberechtigten Minderjährige sind. Die für
den Wahlprozess relevante Gruppe volljähriger Personen lag
daher rechnerisch bei etwa 3,07 Mio. Personen, ohne dass
daraus bereits die genaue Zahl der Wahlberechtigten folgt.47

Das geltende ukrainische Recht sieht die Ausübung des
Stimmrechts im Ausland über ausländische Wahlbezirke vor.
Nach dem WahlGB werden solche Wahlbezirke zur Organi-
sation der Stimmabgabe von Wählern gebildet, die auf dem
Territorium des jeweiligen ausländischen Staates wohnen
oder sich am Wahltag dort aufhalten. Das Grundmodell bleibt
damit wahllokalbezogen und setzt das persönliche Erscheinen
der Wähler am Ort der Stimmabgabe voraus.

Das zentrale Problem liegt im Missverhältnis zwischen
dem Ausmaß der erzwungenen Migration und der tatsäch-
lichen Kapazität des bestehenden Netzes ausländischer Wahl-
bezirke. Ein Teil der Wähler lebt weit entfernt von diplomati-
schen Einrichtungen, steht nicht in konsularischer Registrie-
rung oder hat praktisch keine Möglichkeit, ein Wahllokal zu
erreichen. Die formale Aufrechterhaltung des Wahlrechts ga-
rantiert daher für sich genommen nicht dessen reale Aus-
übung. Nach Einschätzung von OPORA stelle die Gewähr-
leistung sowohl des aktiven als auch des passiven Wahlrechts
von Ukrainern im Ausland eine eigenständige Herausforde-
rung der Nachkriegswahlen dar.48

42) OPORA: How Can Servicemembers and Ukrainians Abroad Vote:
What Does the Updated Roadmap for Postwar Elections Propose?, 26.5.
2025, zugänglich unter: https://oporaua.org/en/vybory/how-can-
servicemembers-and-ukrainians-abroad-vote-what-does-the-updated-ro-
admap-for-postwar-elections-propose-25704 (zuletzt abgerufen am 7.5.
2026).

43) Центральна виборча комісія: Профільна підгрупа Робочої
групи Верховної Ради України обговорила питання голосування
військовослужбовців на спецдільницях (Zentrale Wahlkommission:
Die zuständige Untergruppe der Arbeitsgruppe der Verchovna Rada
erörterte die Frage der Stimmabgabe von Militärangehörigen in Sonder-
wahlbezirken), 2.2.2026, zugänglich unter: https://www.cvk.gov.ua/
novini/profilna-pidgrupa-robochoi-grupi-verhovnoi-radi-ukraini-obgo-
vorila-pitannya-golosuvannya-viyskovosluzhbovtsiv-na-spetsdilnitsy-
ah.html (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

44) Про військовий обов'язок і військову службу: Закон України
від 25.3.1992 № 2232-XII (Über die Wehrpflicht und den Militärdienst:
Gesetz der Ukraine Nr. 2232-XII v. 25.3.1992), VVRU 1992, Nr. 27,
Pos. 385, Art. 1, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/
2232-12 (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

45) Про внесення змін до деяких законодавчих актів України щодо
окремих питань проходження військової служби, мобілізації та
військового обліку: Закон України від 11.4.2024 № 3633-IX (Über
Änderungen einiger Gesetzgebungsakte der Ukraine betreffend einzelne
Fragen des Militärdiensts, der Mobilmachung und der militärischen Er-
fassung: Gesetz der Ukraine Nr. 3633-IX v. 11.4.2024), Art. 20 Abs. 4-5
KriegszustandsG, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/
3633-20 (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

46) Reuters: Ukraine restores consular services for military-age men
abroad, 17.5.2024, zugänglich unter: https://www.reuters.com/world/
europe/ukraine-restores-consular-services-military-age-men-abroad-
2024-05-17/ (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

47) Eurostat: Temporary protection for 4.40 million in February 2026,
14.4.2026, zugänglich unter: https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-
eurostat-news/w/ddn-20260414-1 (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

48) OPORA: How Can Servicemembers and Ukrainians Abroad Vote:
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Eine besondere Bedeutung kommt hierbei der Aktualisie-
rung der Wählerdaten im Staatlichen Wählerregister zu. Ver-
treter der Zentralen Wahlkommission wiesen darauf hin, dass
die Zahl der ausländischen Wahlbezirke unmittelbar davon
abhängen werde, wie viele Bürger rechtzeitig ihre Absicht zur
Teilnahme an der Wahl mitteilten und ihre Wahladresse ak-
tualisierten. Ohne verlässliche Informationen über den tat-
sächlichen Aufenthalt der Wähler lassen sich die Zahl der
Wahllokale, die Wählerverzeichnisse und ein gleicher Zugang
zur Stimmabgabe nicht sachgerecht planen. Nach Angaben
von OPORA erlaube das geltende Recht nicht, Millionen von
Ukrainern im Ausland die Teilnahme an Wahlen zuverlässig
zu garantieren. Deshalb unterstützte eine parlamentarische
Untergruppe den Vorschlag der Zentralen Wahlkommission,
vorübergehende Wahllokale außerhalb der Räumlichkeiten
diplomatischer Vertretungen einzurichten.49

Die Vorbereitung der Stimmabgabe im Ausland hängt zu-
dem von der Zusammenarbeit mit den Aufenthaltsstaaten ab.
International IDEA berichtete, dass Vertreter der Zentralen
Wahlkommission, des Außenministeriums und ukrainischer
Botschaften bereits Konsultationen geführt hätten. Dies zeigt,
dass die Stimmabgabe im Ausland nicht nur Änderungen des
ukrainischen Rechts, sondern auch eine vorherige diplomati-
sche, administrative und sicherheitsbezogene Koordinierung
mit ausländischen Staaten erfordert.50

Gesondert zu bewerten ist die Möglichkeit alternativer
Formen der Stimmabgabe, insbesondere der Briefwahl sowie
elektronischer oder internetgestützter Stimmabgabe. Für im
Ausland lebende Wähler geht es dabei nicht darum, an der
Präsenzwahl im Wahllokal als einzig zulässiger Form fest-
zuhalten, sondern um die Frage, ob das Wahlrecht künftig um
praktikable Distanzwahlformen ergänzt werden sollte. I. R. d.
der Arbeiten der Zentralen Wahlkommission sind verschiede-
ne Möglichkeiten zur Sicherung der Wahlrechte ukrainischer
Staatsangehöriger im Ausland geprüft worden, darunter auch
die Einführung der Briefwahl und der elektronischen bzw.
internetgestützten Stimmabgabe. Eine Analyse habe jedoch
erhebliche Risiken solcher Verfahren gezeigt: Bei der Brief-
wahl beträfen diese insbesondere die schwierige Administra-
tion, die Kontrolle der freien Willensäußerung und der Ge-
heimheit der Wahl, mögliche Fälschungen, Zustellungspro-
bleme und hohe Kosten. Bei elektronischer Stimmabgabe
kämen zusätzliche Risiken der Cybersicherheit, der Wähleri-
dentifikation, des geringen Vertrauens in das System und der
fehlenden Möglichkeit einer klassischen Nachzählung hinzu.
Die Zentrale Wahlkommission gelangte daher zu dem Ergeb-
nis, dass für die ersten Nachkriegswahlen die Erweiterung des
Netzes ausländischer Wahlbezirke, auch außerhalb der Räum-
lichkeiten diplomatischer Vertretungen, der vorzugswürdige
Weg sei. Zugleich bliebe eine spätere Reform zugunsten der
Briefwahl oder elektronischer Verfahren nicht ausgeschlos-
sen. Sie müsste jedoch schrittweise erfolgen und klare Garan-
tien der Identifikation, Authentifizierung, Geheimheit der
Stimmabgabe, sicheren Übermittlung, rechtzeitigen Auszäh-
lung und des gesellschaftlichen Vertrauens vorsehen.51

Die Gewährleistung der Wahlrechte ukrainischer Staats-
angehöriger im Ausland erfordert somit einen Ausgleich zwi-
schen Inklusivität und Verlässlichkeit des Verfahrens. Die
Nichtberücksichtigung eines erheblichen Teils der Wähler
könnte die Repräsentativität künftiger Wahlen infrage stellen;
eine übereilte Einführung neuer Formen der Stimmabgabe
ohne hinreichende Garantien könnte hingegen Risiken für das
Vertrauen in die Ergebnisse schaffen. Die Stimmabgabe im
Ausland ist daher als einer der zentralen Regelungsbereiche
künftiger gesetzgeberischer Arbeiten zu den Nachkriegswah-
len zu betrachten.
4. Teilnahme ukrainischer Staatsangehöriger in der

RF, Belarus und den von der RF besetzten Territorien

Die Teilnahme ukrainischer Staatsangehöriger, die sich auf
dem Territorium der RF befinden, kann nicht als gewöhnli-
cher Fall der Stimmabgabe im Ausland behandelt werden. Es
geht um den Aufenthalt von Wählern auf dem Territorium
eines Staates, der eine bewaffnete Aggression gegen die
Ukraine führt. Dies schafft besondere sicherheitsbezogene,
diplomatische und verfahrensrechtliche Risiken. Bereits im
Jahr 2018 änderte die Zentrale Wahlkommission die Liste der
ausländischen Wahlbezirke und hob faktisch die bei diploma-
tischen Einrichtungen der Ukraine in der RF gebildeten
Wahllokale auf.52

Das zentrale Problem besteht darin, dass Freiheit der Wil-
lensäußerung, Geheimheit der Stimmabgabe und unabhängige
Kontrolle des Wahlprozesses auf dem Territorium der RF
nicht gewährleistet werden können. Angesichts des Aggressi-
onskontextes, fehlender konsularischer Sicherheiten und
möglicher Abhängigkeiten von russischen Behörden kann der
Aufenthalt ukrainischer Staatsangehöriger auf dem Territori-
um der RF nicht als neutrales Auslandsumfeld behandelt
werden.

Daher erscheint ein Ansatz am überzeugendsten, wonach
die Stimmabgabe ukrainischer Staatsangehöriger auf dem
Territorium der RF nicht organisiert wird, solange Mindest-
garantien der Sicherheit, Freiwilligkeit, Geheimheit der Wahl
und unabhängigen Wahlbeobachtung fehlen. Gerade dieser
Ansatz findet sich in den Vorschlägen der Zentralen Wahl-
kommission v. 7.1.2026 wieder: Angesichts der bewaffneten
Aggression der RF, fehlender Sicherheitsgarantien und der
Unmöglichkeit, internationale Standards demokratischer
Wahlen zu gewährleisten, sieht der Gesetzentwurf vor, dass
die Stimmabgabe ukrainischer Staatsangehöriger auf dem
Territorium der RF und der Republik Belarus nicht organi-
siert wird.53

Die Nichtorganisation der Stimmabgabe auf dem Territori-
um der RF und der Republik Belarus bedeutet jedoch nicht,
dass die betroffenen Wähler vollständig vom Wahlprozess
ausgeschlossen werden. Nach dem von der Zentralen Wahl-
kommission vorgeschlagenen Modell sollen in diesen Staaten
keine Wahllokale gebildet werden. Die betroffenen Wähler

What Does the Updated Roadmap for Postwar Elections Propose?, 26.5.
2025, zugänglich unter: https://oporaua.org/en/vybory/how-can-
servicemembers-and-ukrainians-abroad-vote-what-does-the-updated-ro-
admap-for-postwar-elections-propose-25704 (zuletzt abgerufen am 7.5.
2026).

49) OPORA: How to Involve as Many Citizens as Possible in the
Electoral Process and Protect Against Foreign Interference?, 25.3.2026,
zugänglich unter: https://oporaua.org/en/vybory/how-to-involve-as-
many-citizens-as-possible-in-the-electoral-process-and-protect-against-
foreign-interference-26003 (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

50) International IDEA: Ukraine deepens dialogue with the Nether-
lands and Ireland on preparing out-of-country voting for post-war electi-
ons, 16.12.2025, zugänglich unter: https://www.idea.int/news/ukraine-
deepens-dialogue-netherlands-and-ireland-preparing-out-country-voting-
post-war (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

51) Venice Commission: Compilation of Venice Commission Opini-
ons and Reports Concerning Out-Of-Country Voting, CDL-PI(2025)017,
13.10.2025, zugänglich unter: https://www.venice.coe.int/webforms/
documents/?pdf=CDL-PI(2025)017-e (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

52) Про внесення змін до постанови Центральної виборчої комісії
від 12 квітня 2012 року № 67: Постанова Центральної виборчої
комісії від 31.12.2018 № 274 (Über Änderungen des Beschl. der Zen-
tralen Wahlkommission Nr. 67 v. 12.4.2012: Beschl. der Zentralen Wahl-
kommission Nr. 274 v. 31.12.2018), zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/go/v0274359-18 (zuletzt abgerufen am 7.5.2026).

53) Про пропозиції щодо законодавчого врегулювання
особливостей організації та проведення загальнодержавних виборів
після припинення чи скасування воєнного стану в Україні:
Постанова Центральної виборчої комісії від 7.1.2026 № 1 (Über Vor-
schläge zur gesetzlichen Regelung der Besonderheiten der Organisation
und Durchführung gesamtstaatlicher Wahlen nach Beendigung bzw. Auf-
hebung des Kriegszustands in der Ukraine: Beschl. der Zentralen Wahl-
kommission Nr. 1 v. 7.1.2026), Art. 8 des Gesetzentwurfs, zugänglich
unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/v0001359-26 (zuletzt abgerufen am
7.5.2026).
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können aber ausländischen Wahlbezirken in benachbarten
sicheren Staaten zugeordnet werden. Für Wähler aus besetz-
ten Territorien sowie aus Territorien, in denen die Durch-
führung der Stimmabgabe als unmöglich anerkannt wird, soll
die Stimmabgabe ebenfalls nicht vor Ort organisiert werden.
In allen diesen Fällen bleibt jedoch die Möglichkeit bestehen,
das Wahlrecht auf einem von der Ukraine kontrollierten Ter-
ritorium oder im Ausland auszuüben, insbesondere durch
Änderung der Wahladresse, eine vorübergehende Änderung
des Ortes der Stimmabgabe ohne Änderung der Wahladresse
oder – für ukrainische Wähler im Ausland – durch ein Ver-
fahren der aktiven Registrierung.

Ukrainische Staatsangehörige, die sich in der RF befinden,
verlieren damit nicht ihr Wahlrecht. Seine Ausübung kann
jedoch nicht über das Standardmodell der Stimmabgabe im
Ausland auf dem Territorium des Aggressorstaats gewähr-
leistet werden. Ein rechtlicher Ausweg kann darin bestehen,
jenen Bürger die Stimmabgabe zu ermöglichen, die in Dritt-
staaten ausreisen oder in die Ukraine zurückkehren, und zwar
nach allgemeinen oder speziell angepassten Verfahren.

5. Gewährleistung der Wahlrechte von Binnenvertriebe-
nen

Eine besondere Herausforderung künftiger Wahlen betrifft
die Gewährleistung der Wahlrechte von Binnenvertriebenen.
Infolge des umfassenden Kriegs halten sich Millionen ukrai-
nischer Staatsangehöriger nicht mehr an ihrem registrierten
Wohnort, sondern in anderen Regionen der Ukraine auf. Nach
Angaben der International Organization for Migration sind
Anfang 2026 rund 3,7 Mio. Menschen innerhalb der Ukraine
binnenvertrieben. Auch UNHCR geht von etwa 3,7 Mio. Bin-
nenvertriebenen aus. Damit handelt es sich nicht um eine
bloße Organisationsfrage, sondern um eine wesentliche Vo-
raussetzung der Allgemeinheit und Repräsentativität künfti-
ger Wahlen.54

Das zentrale Problem liegt darin, dass der registrierte
Wohnort vieler Binnenvertriebener nicht mehr ihrem tatsäch-
lichen Aufenthaltsort entspricht. Eine Rückkehr an den frühe-
ren Wohnort kann wegen Besetzung, Frontnähe, zerstörter
Infrastruktur, Minengefahr oder sonstiger Sicherheitsrisiken
unmöglich sein. Bliebe die Ausübung des Wahlrechts strikt
an die frühere Registrierung gebunden, bestünde die Gefahr,
dass Binnenvertriebene ihr Wahlrecht nur formal behalten, es
aber praktisch nicht ausüben können.

Die Zentrale Wahlkommission schlug am 7.1.2026 vor,
dass die Teilnahme von Binnenvertriebenen insbesondere
durch erleichterte Verfahren der Änderung der Wahladresse
und der vorübergehenden Änderung des Ortes der Stimm-
abgabe ermöglicht werden soll.55 Insoweit sind auch elektro-
nische Anträge vorgesehen. Die Änderung der Wahladresse
soll spätestens 30 Tage vor dem Wahltag, die vorübergehen-
de Änderung des Ortes der Stimmabgabe spätestens 15 Tage
vor dem Wahltag möglich sein. Je nach Zahl der betroffenen
Wähler können zudem gewöhnliche oder zusätzliche gewöhn-
liche Wahlbezirke eingerichtet werden.

Diese Mechanismen sollen die Diskrepanz zwischen regis-
triertem Wohnort und tatsächlichem Aufenthaltsort überbrü-
cken und eine faktische Selbstexklusion von Binnenvertriebe-
nen verhindern. Zugleich bedürfen die Bildung zusätzlicher
Wahlbezirke, die Besetzung der Wahlkommissionen und die
Erstellung aktueller Wählerverzeichnisse besonderer Rege-
lung. Erleichterungen bei der Wahlteilnahme müssen daher
mit verlässlicher Identifikation, Schutz vor Mehrfachabstim-
mung, Transparenz der Wählerverzeichnisse und administra-
tiver Kontrolle verbunden werden.

Die Gewährleistung der Wahlrechte von Binnenvertriebe-
nen ist damit ein zentraler Bestandteil der Vorbereitung künf-
tiger Wahlen. Ohne ihre wirksame Einbeziehung wären All-

gemeinheit und Repräsentativität der Wahl erheblich ge-
schwächt. Zugleich darf die organisatorische Anpassung des
Wahlprozesses die Grundprinzipien der persönlichen Stimm-
abgabe, der Gleichheit der Wahl, der Geheimheit der Abstim-
mung und der Verlässlichkeit der Ergebnisse nicht beein-
trächtigen.

6. Wahlkampf, Transparenz und Kontrolle des Wahlpro-
zesses

Besondere Bedeutung kommt im Kontext künftiger Wah-
len auch dem Wahlkampf zu. In einem Kriegs- oder Über-
gangskontext nach dem Krieg kann er nicht nach der Logik
von Friedenszeiten durchgeführt werden, weil er durch Si-
cherheitsbeschränkungen, ungleichen Zugang zu Gebieten
und Wählern, Desinformationsrisiken, ausländische Einfluss-
nahme sowie die Gefahr administrativer oder hierarchischer
Einflussnahme geprägt sein wird. Zugleich dürfen solche Be-
schränkungen politischen Wettbewerb, Meinungsfreiheit und
das Recht der Wähler auf umfassende und vielfältige Infor-
mationen nicht aushöhlen. Die Regeln für Wahlwerbung, ins-
besondere im Ausland, müssen daher frühzeitig ausgearbeitet
werden und auf einem Gleichgewicht zwischen Sicherheit
und demokratischen Garantien beruhen.56

Ebenso wichtig bleiben Transparenz und Kontrolle des
Wahlprozesses. Die ersten Nachkriegswahlen werden ein be-
sonderes Maß an gesellschaftlichem Vertrauen erfordern und
damit eine rechtzeitige gesetzliche Regelung, professionelle
Wahlverwaltung, realen Zugang für Wahlbeobachter, wirk-
same Rechtsbehelfe, Kontrolle der Wahlkampffinanzierung
und Schutz des Informationsraums voraussetzen. Diese Fra-
gen sind weder nachrangig noch rein technischer Natur: Ohne
hinreichende Transparenz können selbst formal rechtmäßige
Wahlen anfällig für Delegitimierung, Manipulation und äuße-
re Einflussnahme werden. Gerade deshalb müssen diese He-
rausforderungen bereits vor Beginn des Wahlprozesses recht-
lich und institutionell vorbereitet werden.

Die besonderen Herausforderungen künftiger Wahlen zei-
gen somit, dass die Wiederaufnahme des Wahlprozesses nicht
auf die formale Aufhebung des Kriegszustands reduziert wer-
den kann. Entscheidend ist, ob der Staat tatsächliche Bedin-
gungen schafft, unter denen Sicherheit, Allgemeinheit und
Gleichheit der Wahl, Freiheit der Willensäußerung, Geheim-
heit der Stimmabgabe, Transparenz und Vertrauen in die
Ergebnisse gewährleistet werden können.

Dies betrifft auch das mediale Umfeld. Während des
Kriegszustands ist der Rundfunkbereich durch den nationalen
Fernsehtelemarathon und die staatlich koordinierte Kriegs-
und Sicherheitskommunikation erheblich zentralisiert wor-
den. Solche kriegsbedingten Konzentrationsmechanismen
dürfen für den nachfolgenden Wahlprozess jedoch nicht ver-
stetigt werden. Vor Beginn der ersten Nachkriegswahlen
muss ein hinreichend pluralistisches Medienumfeld wieder-
hergestellt werden, in dem öffentlich finanzierte Medien poli-
tische und gesellschaftliche Vielfalt abbilden und Rundfunk

54) International Organization for Migration: Ukraine Internal Displa-
cement Report. General Population Survey Round 21, January 2026,
22.1.2026, S. 1, zugänglich unter: https://dtm.iom.int/sites/g/files/
tmzbdl1461/files/reports/IOM_UKR_Internal%20Displacement%20Re-
port_GPS%20R21_January_2025.pdf (zuletzt abgerufen am 1.5.2026).

55) Про пропозиції щодо законодавчого врегулювання
особливостей організації та проведення загальнодержавних виборів
після припинення чи скасування воєнного стану в Україні:
Постанова Центральної виборчої комісії від 7.1.2026 № 1 (Über Vor-
schläge zur gesetzlichen Regelung der Besonderheiten der Organisation
und Durchführung landesweiter Wahlen nach Beendigung bzw. Auf-
hebung des Kriegszustands in der Ukraine: Beschl. der Zentralen Wahl-
kommission Nr. 1 v. 7.1.2026), s. Art. 17–19, Art. 23–24 des Gesetzent-
wurfs, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/v0001359-26 (zu-
letzt abgerufen am 1.5.2026).

56) A. a.O, s. Art. 7, 12, 35 des Gesetzentwurfs.
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sowie Presse ihre Kontroll- und Informationsfunktion frei
wahrnehmen können.

Nur unter diesen Voraussetzungen können die ersten Nach-
kriegswahlen ihre verfassungsrechtliche Funktion erfüllen:
nicht nur staatliche Organe neu zu bilden, sondern die demo-
kratische Legitimität der Staatsgewalt unter den Bedingungen
einer durch Krieg erschütterten Gesellschaft zu erneuern.

VI. Fazit

Die Untersuchung zeigt, dass die Durchführung von Wah-
len in der Ukraine unter den Bedingungen des Kriegszustands
nicht allein als politisches oder technisches Problem verstan-
den werden kann. Sie betrifft den Kern des Verhältnisses
zwischen demokratischer Legitimation, rechtsstaatlicher Bin-
dung und verfassungsrechtlicher Kontinuität staatlicher Ge-
walt. Das geltende ukrainische Recht verbietet Wahlen wäh-
rend des Kriegszustands ausdrücklich; zugleich bestehen er-
hebliche sicherheitsbezogene, organisatorische und verfah-
rensrechtliche Hindernisse, die eine freie, gleiche, geheime
und transparente Willensäußerung gegenwärtig kaum ge-
währleisten lassen.

Diese Verschiebung darf jedoch nicht zu einem dauerhaf-
ten Ersatz regulärer demokratischer Erneuerung werden. Je
länger der Kriegszustand andauert, desto höher sind die An-
forderungen an die Begründung der fortdauernden Beschrän-
kung und an die Vorbereitung der Wiederaufnahme des
Wahlprozesses. Nach Beendigung bzw. Aufhebung des
Kriegszustands müssen Wahlen daher innerhalb eines mög-
lichst kurzen, zugleich aber realistischen Zeitraums stattfin-
den, der die Wiederherstellung der Mindestvoraussetzungen
demokratischer Wahlen erlaubt.

Die demokratische Antwort auf die Wahlfrage liegt somit
in der Verbindung zweier Anforderungen: der Sicherung der
Kontinuität staatlicher Gewalt während des Kriegszustands
und der frühzeitigen Schaffung rechtlicher, institutioneller
und organisatorischer Bedingungen für freie, faire und legiti-
me Nachkriegswahlen. Gerade dieser Ansatz entspricht am
stärksten den Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit, der Demo-
kratie und der ukrainischen Verfassungsordnung.
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Haftung von Staat und Arbeitgeber
für Schäden durch öffentliche
Bedienstete, Inspektoren,
Verwaltungsbehörden und Richter

Von Dr. Aljoša Dežman und Dr. Kristjan Zahrastnik*

Die Autoren analysieren in dem Beitrag die Regelung des
Rechts auf Ersatz des Schadens gegenüber dem Staat bzw.
dem Arbeitgeber im slowenischen Recht, wobei sie den
Schwerpunkt auf die Haftung für Schäden legen, die ein
öffentlicher Bediensteter, ein Inspektor, eine Verwaltungs-
behörde oder ein Richter bei der Ausübung des Diensts oder
im Zusammenhang mit dem Dienst einem Dritten rechtswid-
rig zufügt. Besondere Aufmerksamkeit wird der Abgrenzung
zwischen der unmittelbaren Schadensersatzhaftung und dem
Regressanspruch sowie der Frage gewidmet, ob die bestehen-
den normativen Lösungen ein angemessenes und gerechtes

Gleichgewicht zwischen dem Schutz des Geschädigten, der
Verantwortung des Staats beziehungsweise des Arbeitgebers
und der persönlichen Haftung des Schadensverursachers ge-
währleisten. Darüber hinaus setzen sich die Autoren mit der
Rechtsprechung auseinander, welche den Begriff der Rechts-
widrigkeit der Schadensersatzhaftung einer Verwaltungs-
behörde durch das Erfordernis einer qualifizierten Fehler-
haftigkeit ergänzt hat.

In this article, the authors examine the regulation of the
right to compensation for damage caused by the state or the
employer under Slovenian law, with particular emphasis on
the liability regime for damage unlawfully caused to third
parties in the course of, or in connection with, the perfor-
mance of work by public employees, inspectors, administrati-
ve authorities, and judges. Special attention is devoted to the
distinction between direct liability and recourse liability, as
well as to the question of whether the existing normative
framework ensures an appropriate and fair balance between
the protection of the injured party, the responsibility of the
state or employer, and the personal liability of the damage-
causing individual. The article also engages with relevant
case law, which has supplemented the concept of unlawful-
ness in the liability of administrative authorities with the
requirement of qualified wrongfulness.

I. Einleitung

Der allgemeine Rechtsrahmen für den Schadensersatz ist
im slowenischen Recht bereits auf verfassungsrechtlicher
Ebene in Art. 26 der Verfassung der Republik Slowenien1

(Ustava Republike Slovenije, nachfolgend VRS) verankert.
Dieser bestimmt, dass jede Person Anspruch auf Schadens-
ersatz hat, wenn ihr im Zusammenhang mit Amts- und sons-
tigen Tätigkeiten eines staatlichen Organs, einer lokalen Kör-
perschaft oder eines Trägers öffentlicher Befugnisse durch
rechtswidriges Handeln einer Person oder einer Behörde ein
Schaden zugefügt wird. In Absatz 2 wird ferner festgelegt,
dass der Geschädigte nach Maßgabe des Gesetzes auch un-
mittelbar von demjenigen Schadensersatz verlangen kann, der
den Schaden verursacht hat.

Die Haftung des Schadensverursachers unterscheidet sich
jedoch je nach seinem rechtlichen Status. Das slowenische
Recht unterscheidet zwischen der deliktischen Haftung für
Schäden, die ein öffentlicher Bediensteter, ein Inspektor, eine
Verwaltungsbehörde2 oder ein Richter bei der Ausübung sei-
ner Tätigkeit oder im Zusammenhang mit seiner Arbeit
rechtswidrig einem Dritten zufügt. Hinsichtlich der betroffe-
nen Subjekte kennt das slowenische Recht unterschiedliche
Regelungen für die direkte Haftung sowie für den Regress-
anspruch, ebenso wie für die Bestimmung des Rechtswidrig-
keitsbegriffs, der für die Begründung der Haftung des Staats
oder des Arbeitgebers oder in bestimmten Fällen des Scha-
densverursachers erforderlich ist.

Mit dem Anspruch auf Schadensersatz werden die Ver-
pflichtungen des Staats begründet, rechtliche und tatsächliche
Sicherheit zu gewährleisten, womit der Anspruch auf Scha-
densersatz eine der Konkretisierungen des Rechtsstaatsprin-
zips darstellt. Auf dieser Grundlage muss der Staat sicher-

* Dr. Aljoša Dežman ist Dozent an der Juristischen Fakultät der Uni-
versität Maribor und Rechtsanwalt in Ljubljana. Dr. Kristjan Zahrastnik
ist Assistent an der Juristischen Fakultät der Universität Maribor.

1) Uradni list (Amtsblatt) RS (nachfolgend UL RS), Nr. 33/91-I mit
späteren Änderungen und Ergänzungen.

2) Art. 14 Abs. 1 des Gesetzes über die Staatsverwaltung (Zakon o
državni upravi, UL RS, Nr. 113/05 mit späteren Änderungen und Ergän-
zungen) bestimmt, dass Verwaltungsaufgaben von Ministerien, von Be-
hörden im Geschäftsbereich der Ministerien sowie von Verwaltungsein-
heiten (Verwaltungsbehörden) wahrgenommen werden.
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stellen, dass gemäß Art. 15 Abs. 4 der VRS3 gerichtlicher
Schutz dieses Rechts gewährt wird.4

Die Verfassungsmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit des Han-
delns der Amtsträger sowie der Schutz der Menschenrechte
und anderer rechtlich geschützter Rechtsgüter können in der
Regel in entsprechenden Verfahren (primärer Rechtsschutz)
geltend gemacht werden. Erst wenn dieses System des Schut-
zes im Einzelfall versagt,5 tritt die Staatshaftung (d. h. Scha-
densersatzhaftung des Staats) als sekundärer Rechtsschutz in
Form von Schadensersatzansprüchen ein.6 Der Anspruch auf
Schadensersatz gewährleistet somit einen sekundären – ent-
schädigenden – Rechtsschutz gegen rechtswidriges Handeln.
Daher muss der Geschädigte das ihm zur Verfügung stehende
Rechtsmittel nutzen, wenn er damit die Beseitigung der be-
haupteten Rechtswidrigkeit hätte, erreichen und so die Ent-
stehung des Schadens verhindern können.7 Die Wiederher-
stellung des ursprünglichen Zustands stellt somit in gewisser
Weise die ultima ratio des Rechtsstaats dar.8

Grundsätzlich steht der Anspruch auf Schadensersatz nach
Art. 26 jedem zu, also jeder juristischen und natürlichen
Person, der durch rechtswidriges Handeln des Staats ein
Schaden entstanden ist. Der Begriff der „Amts- und sonstigen
Tätigkeiten“, wie in Art. 26 der VRS festgelegt, wird als die
Tätigkeit verstanden, die die Ausübung von Hoheitsgewalt
darstellt.9 Ein rechtswidriges Handeln kann von jeder Person
begangen werden, der die Ausübung von Hoheitsgewalt oder
öffentlicher Befugnisse anvertraut ist. Entscheidend ist, dass
der Schaden im Zusammenhang mit der Ausübung einer
solchen Amts- oder Tätigkeit eingetreten ist.10 Zwischen dem
rechtswidrigen Verhalten und dem eingetretenen Schaden
muss jedoch ein Kausalzusammenhang bestehen, wobei für
den rechtlich anerkannten Schaden die zivilrechtlichen Vor-
schriften Anwendung finden.11 Die Bestimmung des Art. 26
der VRS wird somit durch die entsprechenden Vorschriften
des slowenischen Obligationengesetzbuch12 (Obligacijski za-
konik, nachfolgend OZ) ergänzt, die die allgemeine delikti-
sche Haftung regeln.13

II. Die Haftung des öffentlichen Bediensteten

Die Haftung des öffentlichen Bediensteten für Schäden
wird näher durch das Gesetz über öffentliche Bedienstete14

(Zakon o javnih uslužbencih, nachfolgend ZJU-1) geregelt.
Nach diesem Gesetz ist ein öffentlicher Bediensteter eine
Person, die in einem Arbeitsverhältnis im öffentlichen Sektor
steht. Zu diesem zählen: (1) staatliche Organe sowie die Ver-
waltungen der lokalen Selbstverwaltungsgemeinschaften; (2)
öffentliche Agenturen, öffentliche Fonds, öffentliche Anstal-
ten und öffentliche Wirtschaftsanstalten; sowie (3) sonstige
juristische Personen des öffentlichen Rechts, sofern sie aus
dem Staatshaushalt oder aus den Haushalten lokaler Selbst-
verwaltungseinheiten finanziert werden.15

Das ZJU-1 regelt als lex specialis die Haftung für Schäden,
die ein öffentlicher Bediensteter bei der Arbeit oder im Zu-
sammenhang mit der Arbeit einem Dritten zufügt. Diese
Regelung stellt die gesetzliche Ausgestaltung der Bestim-
mung des Art. 26 der VRS dar, welche die Haftung für die
rechtswidrige Ausübung von Hoheitsgewalt normiert. Nicht
alle öffentlichen Bediensteten im Sinne des ZJU-1 üben öf-
fentliche Gewalt aus.

Der Arbeitgeber (Staat und Gemeinde) haftet für Schäden,
die öffentliche Bedienstete Dritten verursachen, nach den all-
gemeinen Haftungsvorschriften, während seine Haftung ge-
genüber dem Bediensteten verschuldensunabhängig ist. Der
Arbeitgeber haftet somit objektiv dafür, dass er den Arbeit-
nehmer auf einen bestimmten Arbeitsplatz eingesetzt oder
ihm eine bestimmte Tätigkeit anvertraut hat. Der Arbeitneh-
mer haftet dem Arbeitgeber gegenüber nicht für jedes Ver-

halten, sondern nur für solches, das auf grober Fahrlässigkeit
oder Vorsatz beruht.16 Der öffentliche Bedienstete ist daher
kraft Gesetzes von der Haftung für leichte Fahrlässigkeit
befreit. Ungeachtet dessen ist dem Dritten der Ersatz des
Schadens stets gewährleistet, da der Arbeitgeber auch für
leichte Fahrlässigkeit haftet. Direkte Ansprüche gegen öffent-
liche Bedienstete dienen daher vor allem einem „sanktions-
ähnlichen“ beziehungsweise generalpräventiven Zweck.17

Hat ein öffentlicher Bediensteter den Schaden vorsätzlich
verursacht, steht dem Geschädigten beziehungsweise dem
Dritten ein Wahlrecht hinsichtlich des in Anspruch zu neh-
menden Haftungssubjekts zu. Er kann den Ersatz des Scha-
dens entweder ausschließlich vom Staat oder von der Ge-
meinde als Arbeitgeber, ausschließlich vom öffentlichen Be-
diensteten oder von beiden verlangen. In diesem Fall haften
der öffentliche Bedienstete und der Arbeitgeber als Gesamt-
schuldner.

Hat ein öffentlicher Bediensteter den Schaden vorsätzlich
verursacht, steht dem Geschädigten bzw. dem Dritten ein
Wahlrecht zu, gegen wen er Klage erhebt. Er kann den Scha-
denersatz ausschließlich vom Staat oder der Gemeinde (dem
Arbeitgeber), ausschließlich vom öffentlichen Bediensteten
oder von beiden fordern. In diesem Fall haften der öffentliche
Bedienstete und der Arbeitgeber gesamtschuldnerisch.18

Mit dem Erlass des ZJU-1, das am 1.1.2026 in Kraft
getreten ist, kam es zu einer Änderung hinsichtlich der Vo-
raussetzungen, unter denen dem Geschädigten (dem Dritten)
ein unmittelbarer Anspruch gegen den öffentlichen Bediens-
teten zusteht. Das ZJU-1 beschränkt diese Möglichkeit auf
Fälle vorsätzlicher Schadensverursachung, während das frü-
here Gesetz (ZJU) einen unmittelbaren Anspruch auch bei
grober Fahrlässigkeit zuließ.19 Eine solche Einschränkung
erfolgte trotz der Tatsache, dass das Gesetz zur Entbürokrati-
sierung20 (Zakon o debirokratizaciji) zu Beginn des Jahrs
2022 die Möglichkeit eines unmittelbaren Schadensersatz-
anspruchs bei grober Fahrlässigkeit erweitert hatte – hervor-
zuheben ist, dass diese Änderung sehr inkonsistent und un-
systematisch war, weshalb sie in der Theorie scharf kritisiert
und folglich bereits wieder überholt wurde.21

3) Die einschlägige Bestimmung lautet: „Der gerichtliche Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie das Recht auf Beseitigung
der Folgen ihrer Verletzung sind gewährleistet.“

4) Jadek Pensa, in: Šturm, Komentar Ustave Republike Slovenije
(Kommentar zur Verfassung der Republik Slowenien), 2010, S. 295.

5) Verfassungsgericht, Up-998/15, (ECLI:SI:USRS:2017:Up.998.15).
6) Možina, in: Avbelj, Komentar Ustave Republike Slovenije (Kom-

mentar zur Verfassung der Republik Slowenien), 2019, S. 257.
7) Jadek Pensa, in: Šturm, 2010, S. 300.
8) Možina, in: Avbelj, 2019, S. 257.
9) Možina, in: Avbelj, 2019, S. 258-259.
10) Jadek Pensa, in: Šturm, S. 296.
11) Možina, in: Avbelj, S. 261.
12) UL RS, Nr. 97/07 mit späteren Änderungen und Ergänzungen.
13) Dolenc, Protipravnost ravnanja države v novejši sodni praksi (Die

Rechtswidrigkeit staatlichen Handelns in der neueren Rechtsprechung),
in: Možina, Odškodninska odgovornost države (Schadensersatzhaftung
des Staaten), 2015, S. 68.

14) UL RS, Nr. 32/25.
15) Art. 2 Abs. 1-2 des ZJU-1. Derselbe Artikel stellt ausdrücklich

klar, dass Funktionsträgerinnen und Funktionsträger in staatlichen Orga-
nen sowie in Organen der lokalen Selbstverwaltungsgemeinschaften kei-
ne öffentlichen Bediensteten sind.

16) Aus dem Wortlaut des Art. 130 ZJU-1 ergibt sich, dass der Arbeit-
geber nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht hat, in Fällen, in
denen ein öffentlicher Bediensteter bei der Ausübung seiner Tätigkeit
vorsätzlich oder grob fahrlässig einen Schaden verursacht hat, den Re-
gressanspruch geltend zu machen.

17) Mežnar, in: Korpič Horvat, Korade Purg, Kogej Dmitrovič, Šetinc
Tekavc, Zakon o javnih uslužbencih s komentarjem (Gesetz über öffent-
liche Bedienstete mit Kommentar), 2022, S. 548-554, 559.

18) Mežnar, in: Korpič Horvat, Korade Purg, Kogej Dmitrovič, Šetinc
Tekavc, S. 553.

19) Siehe Art. 128 Abs. 3 ZJU-1 sowie Art. 135 Abs. 3 ZJU.
20) UL RS, Nr. 3/22.
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III. Die Haftung der Inspektoren

Die rechtliche Stellung der Inspektoren im slowenischen
Recht stellt eine bedeutende Zwischenkategorie zwischen öf-
fentlichen Bediensteten und Entscheidungsträgern dar. Nach
Art. 18 des Gesetzes über die Inspektionsaufsicht22 (Zakon o
inšpekcijskem nadzoru, nachfolgend ZIN) führt der Inspektor
bei der Wahrnehmung der Aufgaben der Inspektionsaufsicht
das Verfahren eigenständig und erlässt Entscheidungen sowie
Beschlüsse sowohl im Verwaltungs- als auch im Ordnungs-
widrigkeitenverfahren. Gerade diese doppelte Natur ihrer
Stellung hat wesentliche Auswirkungen auf die Beurteilung
der Haftung für Schäden, die Dritten zugefügt werden.

Inspektoren sind nach ihrem Status in der Regel öffentliche
Bedienstete im Sinne des ZJU-1, für sie gilt jedoch das ZIN,
das im Verhältnis zum ZJU-1 als lex specialis anzusehen ist.
Art. 37 ZIN sieht die Haftung des Staats und der lokalen
Selbstverwaltungsgemeinschaften für durch Inspektionen ver-
ursachte Schäden vor. Demnach haftet der Staat für Sach-
schäden, die einer geschädigten Person oder einer sonstigen
Person durch eine rechtswidrige Handlung oder Unterlassung
eines Inspektors in Ausübung der Inspektionsaufgaben ent-
stehen. In einem solchen Fall hat der Staat jedoch einen
Regressanspruch gegen den Inspektor, sofern der Schaden
vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht worden ist. Die
geschädigte Partei des Inspektionsverfahrens oder ein Dritter
kann jedoch unmittelbar vom Inspektor Schadensersatz for-
dern, wenn der Schaden durch eine strafbare Handlung des
Inspektors verursacht wurde. Das entscheidende Element für
ein solches Handeln ist somit die Begehung einer Straftat
vorsätzlich oder fahrlässig, wobei die konkrete Schuldform
davon abhängt, in welcher Weise das Strafgesetzbuch für das
jeweilige Delikt das Verschulden normiert.23

Das ZIN die Haftung der Inspektoren selbst erleichtert,
indem es die Staatshaftung für von Inspektoren verursachte
Schäden festlegt. Gemäß Art. 37 Abs. 1 ZIN ist der Anspruch
des Geschädigten ausschließlich gegen den Staat als juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts vorgesehen, während ein
Rückgriffsanspruch des Staats gegen den betreffenden In-
spektor nur im Falle einer qualifizierten Form von Rechts-
widrigkeit und Verschulden vorgesehen ist.

Aus der oben genannten materiellen Rechtsgrundlage er-
gibt sich bereits aus dem Wortlaut, dass die Staatshaftung für
Schäden, die durch die Handlungen von Mitarbeitern der
Inspektionsbehörde bei der Ausübung der Inspektionsaufsicht
verursacht werden, kompensatorischer, objektiver sowie all-
gemeiner Natur ist. Letzteres wird zusätzlich durch das Argu-
ment a contrario aus Absatz 2 zu Absatz 1 des Art. 37 ZIN
bestätigt, wonach ein Rückgriffsanspruch des Staats oder
einer Einrichtung des öffentlichen Rechts gegen den Scha-
densverursacher nur dann entsteht, wenn dieser den Schaden
mit qualifiziertem Verschulden, d. h. vorsätzlich oder grob
fahrlässig, verursacht hat.

IV. Die Schadensersatzhaftung der Amtsperson und
des Richters

1. Unmittelbare (persönliche) Schadensersatzhaftung

Auf Verfassungsebene ist bereits bestimmt, dass der Ge-
schädigte gemäß den gesetzlichen Vorschriften auch direkt
von demjenigen, der den Schaden verursacht hat, Ersatz ver-
langen kann (Art. 26 der VRS). Für öffentliche Bedienstete
wird dies im Detail durch das ZJU-1 geregelt. Nach Art. 128
Abs. 3 ZJU-1 kann der Dritte als Geschädigter den Ersatz des
Schadens auch von demjenigen verlangen, der ihm den Scha-
den rechtswidrig zugefügt hat, sofern der Schaden vorsätzlich
verursacht wurde. Das ZIN sieht in Art. 37 Abs. 3 die Mög-
lichkeit vor, dass der Verpflichtete oder ein Dritter den Ersatz
des Schadens unmittelbar vom Inspektor nur in dem Fall ver-

langen kann, dass der Schaden infolge einer von dem Inspek-
tor begangenen Straftat entstanden ist. Darüber hinaus kennen
wir auch die allgemeine Regelung im OZ, aus der sich ergibt,
dass für Schäden, die ein Arbeitnehmer während der Arbeit
oder im Zusammenhang mit der Arbeit einer dritten Person
zufügt, die juristische oder natürliche Person haftet, bei der
der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der Schadensverursachung
beschäftigt war, es sei denn, sie kann nachweisen, dass der
Arbeitnehmer unter den gegebenen Umständen ordnungs-
gemäß gehandelt hat.24 Ebenso hat der Geschädigte das
Recht, Ersatz auch unmittelbar vom Arbeitnehmer zu ver-
langen, wenn dieser den Schaden vorsätzlich verursacht hat.
Ebenfalls vorgesehen ist ein Regressanspruch des Arbeit-
gebers, nämlich für den Fall, dass der Arbeitnehmer den
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat. Im
Rahmen des Innenverhältnisses zwischen Arbeitnehmer und
Arbeitgeber sieht das Gesetz über Arbeitsverhältnisse25 (Za-
kon o delovnih razmerjih, nachfolgend ZDR-1) eine Scha-
densersatzhaftung der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeit-
geber vor. Nach diesem Gesetz ist der Arbeitnehmer ver-
pflichtet, dem Arbeitgeber den Schaden zu ersetzen, den er
bei der Arbeit oder im Zusammenhang mit der Arbeit vor-
sätzlich oder aus grober Fahrlässigkeit verursacht hat.26

Hinsichtlich der unmittelbaren deliktischen Haftung des
Staatsanwalts (sowie des Richters) hat der Oberste Gerichts-
hof hervorgehoben, dass sich die Frage stellt, ob eine recht-
liche Grundlage für eine persönliche Schadensersatzhaftung
des Staatsanwalts besteht. Dabei betonte er, dass die Proble-
matik dieser Frage weiter reicht, da sie sich nicht nur auf die
persönliche Haftung des Staatsanwalts, sondern ebenso auf
jene des Richters bezieht. Der Oberste Gerichtshof hat zu
dieser Frage bislang keine ausdrückliche Stellung bezogen;
jedoch haben sich die Obergerichte – wenn auch im Zusam-
menhang mit Richtern – ausdrücklich damit auseinander-
gesetzt.

Aus der Rechtsprechung der Obergerichte ergeben sich
zwei vertretene Auffassungen. Nach der ersten Auffassung
schließt die materielle Immunität gemäß Art. 134 Abs. 1 der
VRS27 die unmittelbare Schadensersatzhaftung des Richters
für Entscheidungen im gerichtlichen Verfahren aus, weshalb
eine derartige Klage zurückzuweisen ist.28 Nach der zweiten
Auffassung ist eine unmittelbare Schadensersatzklage gegen
den Richter zulässig, sofern ihm eine vorsätzliche Schadens-
verursachung zur Last gelegt wird.29

Der Oberste Gerichtshof betonte in der Folge, dass der
Staat nach dem Gesetz über die Staatsprokuratur30 (Zakon o
državnem odvetništvu) vor den Gerichten durch die Staats-
prokuratur als selbständiges staatliches Organ vertreten wird,
das im konkreten Fall durch den Staatsprokurator als natürli-

21) Siehe z. B. Mežnar, in: Korpič Horvat, Korade Purg, Kogej Dmi-
trovič, Šetinc Tekavc, S. 553-554.

22) UL RS, Nr. 43/07 mit späteren Änderungen und Ergänzungen.
23) Pečarič, in: Kovač, Inšpekcijski nadzor: razprave, sodna praksa in

komentar zakona (Inspektionsaufsicht: Diskussionen, Rechtsprechung
und Gesetzeskommentar), 2024, S. 413.

24) Art. 147 OZ.
25) UL RS, št. 21/13 mit späteren Änderungen und Ergänzungen.
26) Art. 177 ZDR-1.
27) Art. 134 der VRS bestimmt, dass niemand, der an der Rechtspre-

chung mitwirkt, für eine bei der Entscheidungsfindung vor Gericht abge-
gebene Meinung zur Verantwortung gezogen werden kann (richterliche
Immunität).

28) Vgl. Obergericht in Ljubljana, Beschl. v. 1.8.2007, Az. II Cp
3736/2007; Obergericht in Ljubljana, Beschl. v. 10.3.2009, Az. II Cp 20/
2009; Obergericht in Maribor, Beschl. v. 23.9.2008, Az. I Cp 1035/2008.

29) Vgl. Obergericht in Ljubljana, Urt. v. 7.5.2008, Az. I Cp 5249/
2007; Obergericht in Ljubljana, Urt. v. 27.5.2009, Az. II Cp 226/2009;
Oberster Gerichtshof der Republik Slowenien, Urt. v. 10.9.2012, II Ips
111/2009.

30) UL RS, št. 23/17 mit späteren Änderungen und Ergänzungen.
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che Person handelt. Ebenso repräsentiert der Richter, der in
der konkreten Rechtssache entscheidet, das Gericht als staat-
liches Organ, dem im staatlichen Gefüge die Funktion der
Rechtsprechung zukommt. Auch die Staatsanwaltschaft
nimmt als selbständiges staatliches Organ die Funktion der
Strafverfolgung im Namen des Staats wahr; innerhalb dieses
Organs wird diese Funktion im konkreten Verfahren durch
den Staatsanwalt ausgeübt. Der Staatsanwalt bildet die per-
sonelle Zusammensetzung eines staatlichen Organs, das staat-
liche Gewalt im Namen des Staats auf Grundlage, der ihm
durch einschlägige Rechtsvorschriften eingeräumten Befug-
nisse ausübt. In den angeführten Fällen ist eine Trennung
zwischen dem Handeln der natürlichen Person (des Staats-
anwalts, des Richters u. Ä.) und dem Handeln des staatlichen
Organs bzw. des Staats nicht möglich, da die Handlungen der
betreffenden Person im konkreten Fall als Handlungen des
staatlichen Organs bzw. des Staats zu qualifizieren sind. In
diesen Fällen entfällt daher die Trennung zwischen Handlung
und Verantwortung, wie sie ansonsten für Fälle typisch ist, in
denen der Schaden durch öffentliche Bedienstete verursacht
wird. Für den Schaden, der durch eine natürliche Person ver-
ursacht wird, welche ein staatliches Organ repräsentiert, haf-
tet daher der Staat. Ein Gesetz, das eine unmittelbare delikti-
sche Haftung des personellen Substrats eines staatlichen Or-
gans vorsehen würde, besteht nicht.31 Ebenso kann der Staat
vom Richter keinen Regress für die ausbezahlte Entschädi-
gung verlangen, da es an einer gesetzlichen Grundlage fehlt,
die ihm ein solches Recht einräumen würde.32 Diese Be-
schränkung der unmittelbaren Amtshaftung von Richtern
dient nicht nur der Gewährleistung der richterlichen Un-
abhängigkeit, sondern zugleich dem Schutz der Rechtskraft
richterlicher Entscheidungen.33

Die nächste sich stellende Frage ist, ob die im Verwal-
tungsverfahren bevollmächtigte Amtsperson in der Rolle ei-
nes öffentlichen Bediensteten oder als staatliches Organ han-
delt. Die staatliche Haftung für Entscheidungen im Verwal-
tungsverfahren wird insbesondere auf das ZJU-1 gestützt,
welches eine unmittelbare persönliche Schadensersatzhaftung
des öffentlichen Bediensteten vorsieht. In diesem Zusammen-
hang ist jedoch hinzuzufügen, dass zahlreiche bevollmächtig-
te Amtspersonen keine öffentlichen Bediensteten sind, wes-
halb das ZJU-1 auf sie keine Anwendung findet. Der recht-
liche Haftungsgrund für die staatliche Schadensersatzverant-
wortung bestimmt sich daher nach dem arbeitsrechtlichen
Status der Person, die im Verwaltungsverfahren entscheidet.
Hervorzuheben ist ferner, dass ein öffentlicher Bediensteter,
der gesetzlich zur Entscheidung im Verwaltungsverfahren
ermächtigt ist, bei der Erlassung eines Verwaltungsaktes kei-
ne Aufgaben für den Staat als Arbeitgeber in einem unterge-
ordneten und abhängigen Verhältnis erfüllt, wie es für ein
Dienstverhältnis typisch ist, sondern staatliche Hoheitsgewalt
unmittelbar im Namen des Staats ausübt, mithin als dessen
Organ handelt. Dementsprechend ist die Bestimmung des
Art. 128 ZJU-1, welche die persönliche Haftung eines öffent-
lichen Bediensteten begründet, der seine Aufgaben für den
Staat als dessen Arbeitnehmer verrichtet, nicht auf Fälle an-
wendbar, in denen eine bestimmte Person bei der Ausübung
hoheitlicher Befugnisse nicht in der Eigenschaft eines öffent-
lichen Bediensteten tätig wird – etwa wenn eine Amtsperson,
die kraft Gesetzes zur Entscheidung im Verwaltungsverfahren
befugt ist, bei der Entscheidungsfindung als Organ des Staats
handelt und Bescheide im Namen der Verwaltungsbehörde
erlässt, somit unmittelbar als Organ und Träger der vollzie-
henden Gewalt tätig wird und nicht als weisungsgebundener
und dem Arbeitgeber untergeordneter öffentlicher Bediens-
teter.34

Zu einer unmittelbaren Schadensersatzhaftung des Richters
(oder etwa des Staatsanwalts sowie eines anderen Funktions-

trägers) könnte es jedoch in dem Fall kommen, dass im
Zusammenhang mit der Ausübung der Funktion eine Straftat
begangen wird (etwa eine rechtswidrige, ungerechte oder par-
teiische Rechtsprechung).35

2. Das Erfordernis der qualifizierten Rechtswidrigkeit

Die Staatshaftung für Schäden, die durch das Verhalten
eines Richters oder einer Amtsperson entstehen, die als Organ
und Träger der vollziehenden Gewalt handelt, tritt dann ein,
wenn die Rechtswidrigkeit des Handelns einer solchen Person
gegeben ist. Für die Annahme der Rechtswidrigkeit eines
Handelns, die einen Anspruch auf Schadenersatz gemäß
Art. 26 der VRS begründet, genügt es jedoch nicht bereits,
dass die angefochtene gerichtliche Entscheidung im Rahmen
ordentlicher oder außerordentlicher Rechtsmittel abgeändert
oder aufgehoben werden könnte.36 Dies hat auch der Oberste
Gerichtshof in seinem Urteil II Ips 49/200937 hervorgehoben
und hinzugefügt, dass das Verhalten eines Trägers öffent-
licher Gewalt dann rechtswidrig ist, wenn es von der üblichen
Arbeitsmethode, den Amtspflichten sowie der erforderlichen
Sorgfalt abweicht.38

Mit einer derartigen Bestimmung des Begriffs der Rechts-
widrigkeit hat der Oberste Gerichtshof in diesem Zusammen-
hang auch den Mangel an Sorgfalt als Element des Verschul-
dens berücksichtigt. Nach dieser Auffassung reicht eine bloß
objektive Rechtswidrigkeit des Handelns nicht aus, vielmehr
ist auch die Sorgfalt der schädigenden Person zu berücksich-
tigen. Wesentlich für diese Auffassung ist, dass die Sorgfalt
als integraler Bestandteil der Rechtswidrigkeit verstanden
wird.39 Darüber hinaus hat sich in der slowenischen Recht-
sprechung die Anforderung der Rechtswidrigkeit in der Form
der qualifizierten Fehlerhaftigkeit herausgebildet. Der Obers-
te Gerichtshof hat in der Entscheidung VSRS, Urteil II Ips
112/2021,40 betont: „Nach der gefestigten Rechtsprechung
weisen Handlungen von Verwaltungsbehörden nur in Fällen
bewusster, vorsätzlicher und offensichtlicher, das heißt quali-
fizierter Fehlerhaftigkeit die Merkmale der Rechtswidrigkeit
auf. Eine Rechtswidrigkeit hat der Oberste Gerichtshof ins-
besondere in Fällen eines unvernünftigen Abweichens von
den Vorschriften des materiellen Rechts oder der gefestigten
Rechtsprechung, der Nichtanwendung einer klaren gesetzli-
chen Bestimmung oder einer vorsätzlichen, aus Befangenheit
resultierenden Auslegung von Vorschriften entgegen der stän-
digen Rechtsprechung, bei groben Verfahrensverstößen sowie

31) Oberster Gerichtshof der Republik Slowenien, Urt. v. 10.9.2012,
Az. II Ips 111/2009. Vergleiche Zobec, Odgovornost sodnika in odgo-
vornost države za sodniške napake (Die Haftung des Richters und die
Staatshaftung für richterliche Fehlentscheidungen), in: Možina,
Odškodninska odgovornost države (Schadensersatzhaftung des Staaten),
2015, S. 129.

32) Zobec, in: Možina, S. 121.
33) Wöstmann, in: Staudinger, 12. Aufl. 2024, BGB § 839 Rn. 36.
34) Kerševan, Odškodninska odgovornost za odločanje v upravnem

postopku (Die Schadensersatzhaftung für Entscheidungen im Verwal-
tungsverfahren), in: Možina, Odškodninska odgovornost države (Scha-
densersatzhaftung des Staaten), 2015, S. 155.

35) Možina, in: Avbelj, S. 260-261. Das deutsche Recht regelt eine
solche unmittelbare Haftung ausdrücklich in § 839 Abs. 2 BGB: „Ver-
letzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssache seine Amtspflicht,
so ist er für den daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich,
wenn die Pflichtverletzung in einer Straftat besteht. Auf eine pflichtwid-
rige Verweigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amts findet
diese Vorschrift keine Anwendung“.

36) Jadek Pensa, in: Šturm, S. 298 und Možina, in: Avbelj, S. 260.
37) Oberster Gerichtshof der Republik Slowenien, Urt. v. 19.5.2011,

Az. II Ips 49/2009.
38) Siehe auch Oberster Gerichtshof der Republik Slowenien, Urt. v.

17.12.20212, Az. III Ips 114/2009.
39) Dolenc, in: Možina, S. 69.
40) Oberster Gerichtshof der Republik Slowenien, Urt. v. 21.4.2022,

Az. II Ips 112/2021.
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bei Fehlern festgestellt, die völlig außerhalb noch rechtlich
zulässigen Handelns liegen.“

Die qualifizierte Fehlerhaftigkeit tritt somit als Ergänzung
des Rechtswidrigkeitserfordernisses sowohl bei Handlungen
von Verwaltungsbehörden als auch bei jenen der Gerichte in
Erscheinung. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob
eine gleichartige Behandlung der Schadensersatzhaftung
Staatsbediensteter und von Richtern angesichts ihrer unter-
schiedlichen funktionalen Stellung gerechtfertigt ist, zumal
sich die funktionelle Stellung von Staatsbediensteten auf-
grund der unterschiedlichen verfassungsrechtlichen Rahmen-
bedingungen, in denen sie tätig sind, erheblich von jener der
Richter unterscheidet. Richter sind Träger eines öffentlichen
Amts, jedoch in ihrer Tätigkeit unabhängig und (ausschließ-
lich) an Verfassung und Gesetze gebunden.

Die Aufgabe der Gerichte besteht unter anderem darin, die
Exekutive und – im Rahmen von Art. 156 der VRS – auch
die Legislative zu überwachen. In diesem Zusammenhang
muss das Gericht, wenn es bei der Entscheidung feststellt,
dass das anzuwendende Gesetz verfassungswidrig ist, das
Verfahren aussetzen und ein Verfahren vor dem Verfassungs-
gericht einleiten.

Der Unterschied in der funktionellen Stellung ergibt sich
bereits aus der verfassungsrechtlichen Unterscheidung zwi-
schen dem Rahmen der Verwaltungsentscheidungen
(Art. 120 Abs. 2 und Art. 153 Abs. 4 der VRS) sowie dem
Rahmen der Gerichtsentscheidungen (Art. 125 der VRS). Die
in Art. 125 der VRS verankerten verfassungsmäßigen Befug-
nisse gelten ausschließlich für Richter und nicht für Staats-
beamte, deren Befugnisse nicht über Art. 120 Abs. 2 und
Art. 153 Abs. 4 der VRS hinausgehen. Bei der Ausübung
ihrer richterlichen Funktion sind Richter unabhängig von
jeglichem Einfluss und von Anweisungen anderer Stellen. Sie
bilden einen unabhängigen Zweig der Staatsgewalt, dessen
Funktion auch darin besteht, die Tätigkeit der Staatsverwal-
tung bzw. Exekutive zu überwachen. Andererseits sind
Staatsbedienstete in ihrer Arbeit nicht völlig unabhängig. Die
Staatsverwaltung ist nicht nur an gesetzliche Vorschriften,
sondern auch an die Weisungen übergeordneter Stellen ge-
bunden (Weisungsgebundenheit). Dies gilt selbst dann, wenn
diese Anweisungen rechtswidrig sind, sofern sie von einer
zuständigen Stelle erteilt wurden.

Der Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz hindert den
Gesetzgeber strikt daran, grundlegend unterschiedliche Auf-
fassungen mit denselben Rechtsfolgen zu belegen. Wie be-
reits betont, besteht (gemäß allen Auslegungsmethoden im
Recht) ein erheblicher Unterschied zwischen der Stellung von
Richtern und der Stellung von Staatsbediensteten. Erstere
üben eine richterliche Funktion aus und sind Amtsträger der
Judikative. Sie sind Inhaber staatlicher Macht, die im hierar-
chischen und funktionellen System eine völlig andere Stel-
lung einnehmen als Staatsbedienstete. Letzteres spiegelt sich
– nicht zuletzt – in einer anderen Definition der Unabhängig-
keit durch das Besoldungssystem im Vergleich zu anderen
Staatsbediensteten wider, worauf auch das Verfassungs-
gericht in seiner Entscheidung Nr. UI-772/21 vom 1.6.2023
hingewiesen hat. In Übereinstimmung mit der Begründung
des Verfassungsgerichts weist die richterliche Unabhängig-
keit (gemäß Art. 125 der VRS) mehrere Aspekte auf, die die
Stellung eines Richters grundlegend von der eines Staats-
bediensteten unterscheiden. Gemäß der oben genannten Ent-
scheidung schreibt Art. 125 der VRS im Hinblick auf die
materielle Unabhängigkeit der Richter vor, dass das Einkom-
men eines Richters so ausgestattet sein muss, dass es ihn vor
Druck schützt, der seine Entscheidungsfindung beeinflussen
könnte; dass es eine angemessene Höhe haben muss, um die
persönlichen oder familiären Bedürfnisse des Richters zu
decken; dass es der Würde des Richterberufs sowie der Rolle

der Richter und ihrer Verantwortung entsprechen muss und
dass es einen angemessenen Ausgleich für die strengen Be-
schränkungen darstellt, die für Richter hinsichtlich der Mög-
lichkeit gelten, zusätzliche Einkommensquellen zu erschlie-
ßen. All dies gilt ausschließlich für Richter, und verdeutlicht
im Gegensatz zu anderen Berufen im öffentlichen Sektor,
dass Richter eine besondere Rolle, Verantwortung und Würde
des Berufsstands innehaben. In dieser Hinsicht unterscheidet
sich die Stellung der Richter grundlegend von der Stellung
gewöhnlicher Staatsbediensteter, die kein Amt innehaben und
keine besondere autoritative Rolle oder Befugnisse haben.
Wäre der Gedankengang beider grundsätzlich derselbe, gäbe
es keine Grundlage für eine Sonderregelung der Richterstel-
lung und auch der Vergütung für die richterliche Tätigkeit –
dem stehen sowohl die Verfassungsregelung selbst als auch
die verfassungsrechtliche Begründung der besonderen Stel-
lung der Richter.

Die funktionelle Stellung der Justiz innerhalb der Hierar-
chie der Staatsorgane unterscheidet sich so sehr von der
Stellung der Staatsbediensteten, dass die Ausübung ihrer Tä-
tigkeit keinesfalls einem grundsätzlich identischen Denkpro-
zess gleichgesetzt werden kann, vielmehr ist daraus nur der
Schluss zu ziehen, dass es sich um grundsätzlich unterschied-
liche Prozesse handelt. Letzteres bedeutet, dass es sich dabei
um wesentlich unterschiedliche Sachverhalte handelt, die (ge-
mäß dem Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz nach
Art. 14 Abs. 2 der VRS) grundsätzlich unterschiedlich.

Eine derartige unbegründete Gleichstellung der Staatshaf-
tung bei Justiz- und Verwaltungsfehlern stellt einen Verstoß
gegen das Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz gemäß
Art. 14 der VRS dar, das im Recht auf gleichen Rechtsschutz
nach Art. 22 VRS zum Ausdruck kommt. Gleichzeitig ist die
Auffassung, welche die unbegründete Gleichstellung der rich-
terlichen Denkweise mit der eines Staatsbediensteten vor-
nimmt, verfassungsrechtlich nicht mit dem Schutzzweck des
Art. 26 der VRS vereinbar, der dem Subjekt das Recht auf
Ersatz des Schadens zuspricht, der im Zusammenhang mit der
Erbringung einer Dienstleistung oder einer anderen Tätigkeit
eines staatlichen Organs, einer Körperschaft der lokalen Ge-
meinschaft oder eines Trägers öffentlicher Gewalt durch das
rechtswidrige Verhalten der Person oder Körperschaft ent-
steht, die diese Dienstleistung oder Tätigkeit ausübt.

Aufgrund der wesentlichen Unterschiede zwischen den
Aufgaben einer Verwaltungsbehörde und eines Gerichts er-
scheint die Tragfähigkeit des Maßstabs zur Beurteilung der
Rechtswidrigkeit des Handelns fraglich, der ungeachtet ihrer
offenkundigen funktionalen Verschiedenartigkeit in gleichem
Umfang sowohl auf Amtspersonen als auch auf Richter ange-
wendet wird. Die Rechtsprechung schreibt das Erfordernis
einer qualifizierten Fehlerhaftigkeit bei der Prüfung der
Rechtswidrigkeit sowohl Verwaltungsbehörden als auch Ge-
richten zu, wobei ein solcher Ansatz nicht für alle öffent-
lichen Bediensteten sachgerecht ist.

Im Hinblick auf die unmittelbare Schadensersatzhaftung
der handelnden Person ist zwischen der persönlichen Haftung
eines öffentlichen Bediensteten, der Aufgaben für den Staat
als dessen Arbeitnehmer wahrnimmt, und jener Person zu
unterscheiden, die bei der Ausübung hoheitlicher Befugnisse
nicht in der Eigenschaft eines öffentlichen Bediensteten tätig
wird, sondern unmittelbar als Organ und Träger der Exekutiv-
gewalt handelt und dabei nicht weisungsgebunden und nicht
einem Arbeitgeber untergeordnet ist. Infolgedessen ist eine
klare Differenzierung zwischen der persönlichen Haftung von
Richtern und jener öffentlicher Bediensteter erforderlich.

Der Begriff der rechtswidrigen Schadenszufügung gegen-
über einem Dritten steht in Zusammenhang mit der Frage der
Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsakts;41 die Rechtswidrig-
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keit einer Verwaltungsentscheidung kann jedoch nicht mit
dem Begriff der Rechtswidrigkeit als Voraussetzung der
Staatshaftung gleichgesetzt werden. Der Erlass einer rechts-
widrigen Entscheidung einer Verwaltungsbehörde stellt zwar
eine notwendige, jedoch keine hinreichende Voraussetzung
dafür dar, dass ein solches Verhalten das Niveau der Rechts-
widrigkeit im haftungsrechtlichen Sinne erreicht. Erst eine
vorsätzlich oder fahrlässig herbeigeführte Rechtswidrigkeit
der Entscheidung kann sowohl das Verschulden der Amts-
person als auch die Rechtswidrigkeit ihres Handelns begrün-
den, was jedoch in jedem Einzelfall gesondert festzustellen
ist.42 Dabei ist die Rechtswidrigkeit eines Verwaltungsakts
als objektiv feststellbarer Sachverhalt zu begreifen, der keine
besonderen Umstände wie Entscheidungswillkür, Voreinge-
nommenheit oder gar subjektive Gunst bzw. Hass des Amts-
trägers gegenüber der Verfahrenspartei (Hass usw.) erfordert.
Rechtswidrigkeit bedeutet, dass der konkrete Amtsträger bei
seiner Entscheidung in einem staatlichen Organ oder in seiner
Funktion als Träger öffentlicher Gewalt Rechtsnormen falsch
angewandt hat43 und dies durch eine entsprechende Entschei-
dung eines funktionell übergeordneten Organs festgestellt
wurde. In solchen Fällen wird das Vorliegen einer formellen
Rechtswidrigkeit allein dadurch nachgewiesen, dass das über-
geordnete Organ die Entscheidung des untergeordneten Or-
gans als rechtswidrig anerkannt und entsprechend sanktioniert
hat.

In der Rechtsvergleichung wird gerade aus diesem Grund
Stellung zur Staatshaftung Bezug genommen, d. h. zur objek-
tiven Staatshaftung für die schädigenden Handlungen seiner
Staatsbediensteten, selbst in Fällen, in denen einem solchen
Staatsbediensteten nicht anderweitig eine subjektive Affinität
zu den verursachten rechtswidrigen Folgen vorgeworfen wer-
den kann. Anders als in Gerichtsverfahren kann bei behördli-
chen (administrativen oder exekutiven) Entscheidungen be-
reits ausreichend sein, dass eine bestimmte Maßnahme des
Inhabers der Exekutivgewalt von einem funktionell überge-
ordneten Organ (administrativ oder judikativ) aufgehoben
wurde, um die Rechtswidrigkeit der Position festzustellen.

Bei der Ausübung ihrer richterlichen Funktion und der
damit verbundenen Auslegung des Rechts sind Richter ein
wesentliches Element im System der gegenseitigen Kontrolle,
das für das wirksame Funktionieren des Gewaltenteilungs-
prinzips von entscheidender Bedeutung ist. Aufgrund ihrer
Unabhängigkeit und Autonomie ist es daher unerlässlich, dass
der Maßstab für die Rechtswidrigkeit von Justizirrtümern auf
streng bemessen wird. Staatsbedienstete legen das Recht nicht
auf eine Weise aus, die ausschließlich Richtern bei der Aus-
übung ihrer richterlichen Funktion vorbehalten ist. Bei Ver-
waltungsangestellten liegt der Schwerpunkt in erster Linie auf
der Einhaltung des Rechts bei der Erfüllung ihrer Aufgaben,
wobei sie neben der Einhaltung des Rechts auch stark an die
Anweisungen vorgesetzter Staatsbediensteter gebunden sind.
Bei ihrer Arbeit kommt ihnen daher nicht die Rolle der
(originären) Rechtsbildung und -auslegung zu, sondern ledig-
lich die Rolle der reproduktiven Anwendung von Rechtsnor-
men. Die Stellung von Inspektoren und öffentlichen Bediens-
teten im Hinblick auf Fehler kann folglich nicht mit der
Haftung der Richter gleichgesetzt werden, was der Fall wäre,
wenn der Rechtswidrigkeitsmaßstab für beide Arten staatli-
cher Organe derselbe wäre.

V. Die Funktion des Rechts auf Ersatz des Schadens

Der Maßstab der (qualifizierten und schuldhaften) Rechts-
widrigkeit im Verhalten von Staatsbediensteten ist sowohl
rational legis als auch funktionell mit Art. 26 der VRS unver-
einbar. Es handelt sich nämlich um wesentlich unterschiedli-
che Sachverhalte, sodass eine solche normative Regelung –

selbst wenn der Gesetzgeber den Maßstab der Rechtswidrig-
keit für die Entscheidungsfindung der Richter und Staats-
bediensteten bewusst gleich definieren wollte – nicht mit der
VRS vereinbar wäre. Letzteres wird durch Art. 14 Abs. 2 der
VRS verhindert, der den Grundsatz der Gleichheit vor dem
Gesetz enthält.

Die Richtigkeit einer solchen Rechtsauffassung wird auch
durch die vergleichende Rechtstheorie verwandter Rechtsord-
nungen gestützt, insbesondere durch Art. 34 des deutschen
Grundgesetzes (GG), welcher auch ein rechtsvergleichendes
Modell für die verfassungsrechtliche Regelung des Rechts
aus Art. 26 der VRS darstellte. Nach der allgemein anerkann-
ten Auffassung der deutschen Rechtstheorie liegt das Wesen
des kompensatorischen Charakters der Staatshaftung darin,
dass der Geschädigte in jedem Fall aus dem Vermögen des
Staats Schadensersatz, d. h. eine angemessene Entschädigung,
erhält, unabhängig vom Verschulden oder der möglichen
Zahlungsfähigkeit der konkreten Person, die den Schaden
verursacht hat.

Aufgrund dieses Zwecks der Regelung des Art. 34 GG
begründen deutsche Theoretiker und die Rechtsprechung den
Ziel- und Garantiecharakter der Staatshaftung für von Amts-
trägern verursachte Schäden. Kommentatoren zu Art. 34 GG
stellen in den deutschen Verfassungskommentaren klar, dass
dieses Institut der Staatshaftung eine institutionelle Garantie
der Staatshaftung oder die letzte rechtliche Schutzvorkehrung
im Hinblick auf Schäden aufgrund einer Verletzung der
Rechtsvorschriften enthält. Der44 führende Kommentator der
deutschen Verfassung, Dr. Hans Jarass, stellt ausdrücklich
fest, dass die Beschränkung der Staatshaftung auf Fälle quali-
fizierten Verschuldens sowie jede Beschränkung der Staats-
haftung hinsichtlich des Umfangs des entstandenen Schadens
als unzulässig zu betrachten sind.45

Der Autor einer rechtsvergleichenden Studie zur Staatshaf-
tung für nichtkommerzielle Schäden, die Dritten zugefügt
werden, N. Mrvić Petrović, stellt zudem fest: „Damit eine
Verpflichtung des Staats zum Ersatz von Schäden besteht,
genügt es, wenn der Geschädigte lediglich nachweist, dass
der Schaden durch ein rechtswidriges Verhalten bei der Aus-
übung der Amtspflichten entstanden ist; er ist jedoch nicht
verpflichtet, das Verschulden des Beamten nachzuweisen.“46

Diese Auffassung verdeutlicht den grundlegenden Schutz-
zweck der staatlichen Schadensersatzhaftung, der nicht in der
Sanktionierung individuellen Fehlverhaltens, sondern primär
in der effektiven Sicherung des Rechtsschutzes des Geschä-
digten liegt. Funktion und Wesen des Anspruchs auf Scha-
densersatz bestehen in der Gewährleistung des Rechtsschut-
zes des Geschädigten durch die Wiederherstellung des Ver-
mögenszustands, der bestehen würde, wenn das schädigende
Ereignis nicht eingetreten wäre. Es handelt sich um ein grund-

41) Gesetz über den Verwaltungsstreit (Zakon o upravnem sporu, UL
RS, Nr. 105/06 mit späteren Änderungen und Ergänzungen) definiert in
§ 2 Abs. 2 den Verwaltungsakt als einen Verwaltungsbescheid sowie als
einen sonstigen öffentlich-rechtlichen, einseitigen, hoheitlichen Einzel-
akt, der im Rahmen der Ausübung der Verwaltungsfunktion erlassen wird
und mit dem die Behörde über ein Recht, eine Verpflichtung oder einen
rechtlichen Vorteil einer natürlichen oder juristischen Person oder einer
sonstigen Person, die im Verfahren über den Erlass des Aktes parteifähig
ist, entschieden hat.

42) Kerševan, in: Možina, S. 184-185.
43) Siehe z. B. auch Papier/Shirvani, in: MüKo, 9. Aufl. 2024, § 839

BGB Rn. 292, die hervorheben, dass hierin eine Verletzung der Rechts-
pflicht der öffentlichen Gewalt zur gesetzmäßigen Entscheidung liegt.

44) Gurlit, in: Münch/Kunig, 7. Aufl. 2021, Art. 34 GG, S. 2108.
45) Jarass, in: Jarass/Pieroth/, 11. Aufl. 2011, Art. 34 GG, S. 669.
46) Mrvić Petrović/Mihajlović/Petrović, Vanugovorna odgovornost

države za štetu pričinjenu njenim građanima (Außervertragliche Haftung
des Staats für Schäden, die seinen Bürgern zugefügt werden), 2003,
S. 182.
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legendes Korrektiv des Prinzips des Verbots der Schadens-
zufügung, das zugleich eine reparative, präventive und in
gewissem Umfang auch eine pönale Wirkung entfaltet.

VI. Fazit

Die Analyse des slowenischen Rechtssystems zeigt, dass
bei der objektiven Haftung des Staats bzw. der Arbeitgeber
für Schäden, die bei der Ausübung der Arbeit oder im Zu-
sammenhang mit der Arbeit verursacht werden, konsequent
zwischen der deliktischen Haftung öffentlicher Bediensteter,
von Inspektoren, von Amtspersonen, die als Organ und Trä-
ger der Exekutivgewalt handeln, sowie von Richtern zu unter-
scheiden ist. Der Schutz des Geschädigten wird im Falle
öffentlicher Bediensteter durch die Haftung des Arbeitgebers
(des Staats bzw. der Gemeinde) gewährleistet, wobei die
persönliche Haftung des öffentlichen Bediensteten auf Fälle
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen rechtswidrigen Handelns
beschränkt ist. Nur wenn der öffentliche Bedienstete den
Schaden vorsätzlich verursacht hat, steht dem Geschädigten
bzw. dem Dritten die Möglichkeit offen, den Schadensersatz
unmittelbar von ihm zu verlangen. Für rechtswidrige Hand-
lungen im Rahmen der Wahrnehmung von Inspektionsauf-
gaben trifft die objektive Haftung die Republik Slowenien
bzw. die lokalen Selbstverwaltungsgemeinschaften; diesen
steht gegenüber dem Inspektor ein Regressanspruch zu, so-
fern der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht
wurde. Eine unmittelbare deliktische Haftung des Inspektors
kommt hingegen nur dann in Betracht, wenn der Schaden
infolge einer von ihm begangenen Straftat entstanden ist;
damit unterliegt die unmittelbare Haftung des Inspektors
strengeren Voraussetzungen als jene eines öffentlichen Be-
diensteten.

Das Handeln von Richtern sowie von Amtspersonen, die
unmittelbar als staatliches Organ und Träger der Exekutivge-
walt tätig werden, lässt sich nicht vom Handeln des staatli-
chen Organs bzw. des Staats trennen und bedarf daher einer
besonderen rechtlichen Behandlung, die eine intensivere Be-
schränkung ihrer unmittelbaren persönlichen Haftung recht-
fertigt. Mangels einer speziellen gesetzlichen Regelung, die
ausdrücklich eine Grundlage für eine unmittelbare deliktische
Haftung solcher Personen vorsehen würde, kann ein unmittel-
barer Schadensersatzanspruch nur ausnahmsweise in Fällen
der Begehung einer Straftat im Zusammenhang mit der Aus-
übung der Funktion geltend gemacht werden. Die Staatshaf-
tung ist objektiver Natur und unabhängig davon ausgestaltet,
ob eine unmittelbare persönliche Haftung des Schadensver-
ursachers besteht. In der slowenischen Rechtsprechung hat
sich daher die Auffassung durchgesetzt, dass Handlungen von
Gerichten und Verwaltungsbehörden nur dann den Charakter
der Rechtswidrigkeit aufweisen, wenn sie von bewusster, vor-
sätzlicher und offensichtlicher, das heißt qualifizierter Fehler-
haftigkeit geprägt sind. Die generelle Anwendung dieses
Maßstabs auf sämtliche Verwaltungsorgane ist jedoch pro-
blematisch, da sie den unterschiedlichen funktionalen Rollen
und verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen von Ver-
waltungsbehörden und Gerichten nicht hinreichend Rechnung
trägt. Insbesondere im Falle gerichtlicher Entscheidungen ist
die Beschränkung der Schadensersatzhaftung eng mit der
Gewährleistung der richterlichen Unabhängigkeit und dem
Schutz der Rechtskraft richterlicher Entscheidungen verbun-
den. Aufgrund ihrer Natur erfordern gerichtliche Entschei-
dungen einen wesentlich restriktiveren Haftungsmaßstab. Ei-
ne haftungsrechtliche Dogmatik, die sich an der jeweiligen
Stellung und Funktion des handelnden Organs orientiert, ist
daher nicht nur sachgerecht, sondern auch zwingend erforder-
lich, um die verfassungsrechtliche Kohärenz zu gewährleis-
ten. Eine Gleichsetzung des Handelns von Verwaltungsorga-

nen und Gerichten würde eine Verletzung des Grundsatzes
der Gleichheit vor dem Gesetz gemäß Art. 14 Abs. 2 der
VRS darstellen, da wesentlich ungleiche Sachverhalte gleich-
behandelt würden.

Das Recht auf Ersatz des Schadens nach Art. 26 der VRS
ist seinem Wesen nach als institutionelle Garantie eines effek-
tiven Rechtsschutzes konzipiert und stellt eine Konkretisie-
rung des Rechtstaatsprinzips dar. Sein primärer Zweck be-
steht in der Wiedergutmachung des dem Geschädigten durch
rechtswidriges Handeln staatlicher Organe entstandenen
Schadens und nicht in der Sanktionierung individueller Amts-
träger. Übermäßig streng ausgestaltete Anforderungen, wel-
che den Zugang des Geschädigten zum Schadensersatz be-
schränken, stehen daher im Widerspruch zum institutionellen
Rechtsschutz, der im Wesensgehalt der Bestimmung des
Art. 26 der VRS zum Ausdruck kommt.
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Gefährliche Haftungserweiterung
im georgischen Zivil- und
Gesellschaftsrecht

Von Dr. Hein Bölling und Prof. Dr. George Jugeli*

Der Beitrag analysiert kritisch eine Entscheidung des
Obersten Gerichts Georgiens und der Vorinsatanzen, die im
Rahmen eines Wasserkraftwerksprojekts eine persönliche
Haftung nicht vertraglich gebundener Gesellschafter und na-
türlicher Personen annehmen. Die Gerichte stützen sich da-
bei auf die Institute des einheitlichen Rechtsgeschäfts, der
Gesamtschuld und der Durchgriffshaftung, lösen diese jedoch
aus ihrem dogmatischen Kontext. Weder Art. 62 des georgi-
schen Zivilgesetzbuchs (ZGB) noch die Regeln der Gesamt-
schuld oder der Durchgriffshaftung rechtfertigen die hier
vorgenommene Haftungserweiterung. Die Entscheidung un-
tergräbt nach Ansicht der Autoren das Prinzip der beschränk-
ten Haftung und genügt nicht den Begründungsanforderun-
gen des Art. 6 Abs. 1 EMRK.

The article critically analyzes a decision of the Supreme
Court of Georgia and the lower courts which, in the context
of a hydropower plant project, assumes personal liability of
non-contractually bound shareholders and natural persons.
The courts rely on the doctrines of the unified legal trans-
action, joint and several liability, and piercing the corporate
veil, but detach them from their dogmatic context. Neither
Article 62 of the Georgian Civil Code nor the rules on joint
and several liability or piercing the corporate veil justify the
extension of liability undertaken here. In the authors’ view,
the decision undermines the principle of limited liability and
fails to meet the reasoning requirements of Article 6(1)
ECHR.

I. Einführung

Das georgische Zivil- und Gesellschaftsrecht steht seit Jah-
ren in einem engen Verhältnis zum deutschen Recht. Gesetz-

* Dr. Hein Bölling ist Vorsitzender Richter am Hanseatischen Ober-
landesgericht in Bremen i. R. . Dr. George Jugeli Professor ist für
Kapitalgesellschaftsrecht an der Freien Universität Tbilisi.
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gebung und Rechtswissenschaft orientieren sich in vielen
Bereichen ausdrücklich am BGB und an deutschen zivil- und
gesellschaftsrechtlichen Leitentscheidungen; zahlreiche Insti-
tute sind nahezu textgleich übernommen worden. Gerade im
Schuld- bzw. Vertragsrecht lässt sich bislang ein hoher Grad
an Übereinstimmung beobachten, der für eine weitgehende
Parallelität der Leitgedanken spricht.

Leider drohen die hier zu besprechende Entscheidungen
betreffend ein komplexes Wasserkraftwerksprojekt dieses
Bild spürbar zu verändern. Denn die entscheidenden Instan-
zen (Stadt- und Berufungsgericht Tbilisi und letztlich auch
das Oberste Gericht Georgiens (OGG)1) greifen zwar auf den
deutschen Begriff und das Institut des „einheitlichen Rechts-
geschäfts“ zurück, lösen diese jedoch aus ihrem dogmati-
schen Zusammenhang und nutzen sie als Instrument zur weit-
reichenden Ausdehnung persönlicher Haftung. Entsprechend
verfahren die Gerichte mit den Instituten der Gesamtschuld
und der Durchgriffshaftung. Damit wird nicht nur das georgi-
sche Recht überdehnt, sondern zugleich der deutsche Refe-
renzrahmen in einer Weise in Anspruch genommen, die mit
dessen systematischen Prämissen unvereinbar ist.

Das Ergebnis ist eine faktische Auflösung der beschränkten
Haftung, die mit den gesetzlichen Wertungen des georgischen
Gesellschaftsrechts kollidiert und letztlich auch konventions-
rechtliche Fragen aufwirft.

Vor diesem Hintergrund versteht sich der Beitrag zum
einen als fallbezogene Kritik an einer Entscheidung, in der
zentrale Rechts- und Haftungsinstitute in ihrer Funktion ver-
kannt und entgegen ihrem systematischen Ort, ihren dogmati-
schen Voraussetzungen und Rechtsfolgen verwendet werden;
zum anderen aber als Warnhinweis darauf, wie schnell sich
ein bislang überwiegend kohärentes und positiv besetztes
Bezugssystem – hier das „deutsche Modell“ – durch unreflek-
tierte Übernahme von Begriffen in eine Quelle von Unklar-
heiten und Spannungen verwandeln kann. Die Frage ist dabei
nicht, ob Institute wie das einheitliche Rechtsgeschäft, die
Gesamtschuld oder die Durchgriffshaftung im georgischen
Recht nutzbar gemacht werden können; das können sie zwei-
fellos. Entscheidend ist vielmehr, ob sie mit der notwendigen
methodischen Disziplin und unter Wahrung der Schutzfunk-
tion eingesetzt werden.

Der Beitrag gliedert sich wie folgt: Zunächst wird der hoch
komplexe Sachverhalt, soweit für die Fragestellung relevant,
dargelegt. Ziel ist es, die tatsächliche und rechtliche Aus-
gangslage klar herauszuarbeiten und damit den Rahmen für
die anschließende dogmatische Analyse abzustecken.

Im zweiten Schritt werden die Entscheidungsgründe zu-
sammengefasst, soweit sie aus den Urteilsgründen erkennbar
sind. Dabei orientiert sich der Beitrag vor allem an der Ent-
scheidung des Stadtgerichtes Tbilisi;2 die Entscheidungen des
Berufungsgerichtes und des Obersten Gerichtes enthalten
demgegenüber kaum neue Aspekte.

Im Vordergrund steht die Frage, auf welche rechtlichen
Grundlagen die Gerichte die Haftung der verschiedenen Be-
klagten stützen und welche Funktion dem „einheitlichen
Rechtsgeschäft“ und weiteren rechtlichen Instituten zu-
kommt. Dabei wird sichtbar, dass einheitliches Rechts-
geschäft, Gesamtschuld und Durchgriff eher assoziativ heran-
gezogen werden, ohne in ihren dogmatischen Voraussetzun-
gen präzise ausgeleuchtet zu werden.

Der dritte Teil widmet sich der systematischen Auseinan-
dersetzung mit den in Betracht kommenden Haftungstat-
beständen.

Der Beitrag schließt mit einem Fazit, in dem die dogmati-
schen Fehlleistungen der Entscheidungen im Lichte der
Grundprinzipien der beschränkten Haftung und der Relativität
vertraglicher Schuldverhältnisse bewertet werden. Zugleich
wird angesprochen, inwieweit die festgestellten Begrün-

dungsdefizite und die daraus resultierende Haftungserweite-
rung einen Verstoß gegen Art. 6 Abs. 1 EMRK nahelegen
könnten und welche Folgerungen sich daraus für die weitere
Entwicklung der georgischen Rechtsprechung im Gesell-
schafts- und Haftungsrecht ergeben.

II. Zum Sachverhalt und Gegenstand der rechtlichen
Prüfung

Die Klägerseite besteht aus drei Bauunternehmen in der
Rechtsform der GmbH nach georgischem Recht. Sie machen
aus einem Wasserkraftwerksvorhaben in Georgien, das drei
Projekte umfasst, Zahlungsansprüche, Rückabwicklungs-
begehren sowie bestimmte gesellschaftsrechtliche Maßnah-
men – unter anderem Gesellschafterausschlüsse – gegen die
Projektgesellschaft (Auftraggeberin) und mehrere mit ihr ver-
bundene Gesellschaften sowie natürliche Personen geltend.

Die Projektgesellschaft soll die Wasserkraftwerke errich-
ten, besitzen und betreiben, als weitere Beklagte treten hinzu
mehrere wirtschaftlich mit ihr verbundene juristische Per-
sonen (u. a. eine Mehrheitsgesellschafterin (GmbH) und Kon-
zerngesellschaften). Darüber hinaus sind zwei natürliche Per-
sonen in leitender und koordinierender Funktion auf Beklag-
tenseite in dieses Gefüge eingebunden, nämlich einmal der
Mehrheitsgesellschafter der Großmuttergesellschaft des Pro-
jektunternehmens und zum anderen der Geschäftsführer des
Projektunternehmens, zugleich Minderheitsgesellschafter der
Großmutter.

- Vertraglicher Ausgangspunkt ist ein Memorandum of Un-
derstanding (MoU) vom 17.8.2015, aufgrund dessen die
Projektgesellschaft das Recht erhielt, drei Wasserkraftwer-
ke zu errichten, zu besitzen und zu betreiben.

- Am 30.7.2018 schlossen die Projektgesellschaft, die mit
ihr verbundenen Gesellschaften sowie die drei Bauunter-
nehmen (die späteren Klägerinnen) ein Memorandum of
Cooperation (MoC), das die Grundstruktur der Zusam-
menarbeit festlegte. Vorgesehen war eine vertragliche Ket-
te, in der die Projektgesellschaft als alleinige Auftraggebe-
rin und Vertragspartei des Bauvertrags auftreten sollte,
eines der Bauunternehmen als alleinige Auftragnehmerin;
die Auftragnehmerin sollte ihrerseits ein zweites Bau-
unternehmen als Subunternehmer einsetzen und dieses
wiederum ein weiteres Unternehmen als Sub-Subunterneh-
mer. Die eigentlichen werkvertraglichen Haupt- und Ne-
benpflichten sollten damit allein auf der Ebene des Bau-
vertrags zwischen der Projektgesellschaft und Auftragneh-
merin bestehen. Darüber hinaus sollte eines der Bauunter-
nehmen (Subunternehmer) Minderheitsgesellschafter
(Inhaberin von 20% der Anteile) der Projektunternehme-
rin werden. Entsprechend wurden die erforderlichen ge-
sellschaftsrechtlichen Handlungen vorgenommen und
werkvertraglichen Vereinbarungen und Subunternehmer-
verträge geschlossen.

Die Klägerinnen haben vorgetragen, zwei der drei Projekte
seien fertiggestellt und in Betrieb, das dritte Projekt sei weit
fortgeschritten gewesen; die Projektgesellschaft und die mit
ihr verbundenen Unternehmen hätten jedoch erbrachte Leis-
tungen nicht oder nur teilweise anerkannt, Zahlungen zurück-
behalten und am 12.11.2020 die Verträge ohne Rechtsgrund
gekündigt. Hierfür müssten alle Beklagten nach den Grund-
sätzen eines einheitlichen Rechtsgeschäftes einstehen.

Die Beklagten haben Pflichtverletzungen bestritten, sich
gegen die Annahme einer einheitlichen Vertragslage gewandt

1) Stadtgericht Tbilisi, Urt. Nr. 2/13849-21, v. 12.2.2025, Berufungs-
gericht Tbilisi, Urt. N2b/1631-25, v. 19.6.2025, Oberstes Gericht Ge-
orgiens (OGG), Urt. Nr. As-1143-2025, v. 19.11.2025

2) Stadtgericht Tbilisi, Urt. Nr. 2/13849-21, v. 12.2.2025.
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und geltend gemacht, die Klägerinnen hätten im März 2020
die Arbeiten grundlos eingestellt, sodass die Kündigung be-
rechtigt gewesen sei und es für die Haftung der weiteren
Beklagten an einer Rechtsgrundlage fehle.

Die vorliegende Darstellung des Sachverhalts ist gegenüber
dem tatsächlichen Prozessstoff bewusst vereinfacht und auf
jene Elemente konzentriert, die für die im Urteil und Aufsatz
zentrale Frage eines „einheitlichen Rechtsgeschäfts“ wesent-
lich sind: Mehrere, teilweise personal- und gesellschaftsrecht-
lich verflochtene juristische Personen schließen eine Vielzahl
von Verträgen, die sämtlich einem einzigen wirtschaftlichen
Projekt – dem Bau und Betrieb dreier Wasserkraftwerke
-dienen.

Daher betreffen die nachstehenden Betrachtungen vor al-
lem die haftungsrechtliche Seite, d. h. die Haftung der Par-
teien und Personen, die nicht vertraglich am eigentlichen
Werkvertrag beteiligt waren, also Fragen der Passivlegitima-
tion. Einer besonderen Untersuchung würdig wäre freilich
auch die Frage der Aktivlegitimation, also die Prüfung, wo-
rauf eigentlich die Kläger ihre Ansprüche gründen, die nicht
selbst am Werkvertrag beteiligt waren, also die Sub- und
Sub-Subunternehmer. Diese Frage muss allerdings einer ge-
sonderten Untersuchung vorbehalten bleiben.

III. Entscheidungsgründe

Kurz gefasst stützen die Gerichte die Haftung aller Beklag-
ten im Kern darauf, dass das MoC nebst den darauf aufbauen-
den Verträgen (Werk-, Sub- und Beteiligungsabreden) nicht
als eine Abfolge einzelner Verträge, sondern als ein einheitli-
ches Rechtsgeschäft zu verstehen sei. Aus der – maßgeblich
am Parteiwillen orientierten – Gesamtauslegung folge, dass
alle am Projekt Beteiligten wechselseitige Rechte und Pflich-
ten aus dem Gesamtpaket träfen, auch wenn nicht in jedem
Einzelvertrag Parteienidentität besteht. Die Entscheidungen
beruhen darauf, dass sie die korrespondierenden Pflichten
„projektweit“ spannen: Weil die Auftragnehmerseite Ver-
pflichtungen aus Memorandum und Subverträgen übernom-
men habe, sei synallagmatisch auch die Auftraggeber-/Be-
klagtenseite gegenüber den beauftragten Unternehmen gebun-
den – mit der Konsequenz einer gesamtschuldnerischen Haf-
tung mehrerer, zum Teil nicht direkt an den Verträgen
beteiligten Gesellschaften und natürlichen Personen.

Die gesellschaftsrechtlichen Themen (Ausschluss, Betei-
ligungsverschiebung) bleiben demgegenüber Randmotiv: Sie
werden erwähnt, tragen aber die Haftungsbegründung nicht.

IV. Rechtsmethodische Würdigung des Urteils

Das Urteil zieht verschiedene Anspruchsgrundlagen bzw.
haftungserweiternde Rechtsinstitute heran, um die Haftung
aller Beklagten zu begründen; diese sind im Folgenden zu
untersuchen.

1. Charakter der Memoranden (MoU und MoC)

Um die vertraglichen Beziehungen der Beteiligten präzise
zu analysieren, ist zunächst der Rechtscharakter der MoU und
MoC zu klären. Beide sind – bei aller terminologischen Un-
schärfe – als rechtlich verbindliche Kooperationsabreden ein-
zuordnen, die im Kern den Rahmen für die Projektdurchfüh-
rung und die vertragliche Struktur des Projekts festlegen.
Dogmatisch liegt es nahe, sie als Vorverträge beziehungs-
weise Kooperationsverträge zu begreifen, die insbesondere
Pflichten zur Zusammenarbeit, zur Herbeiführung des Haupt-
vertrags (Werkvertrag zwischen Projekt- und Bauunterneh-
men) und der vorgesehenen Subunternehmerkette begrün-
den.3

Geregelt werden vor allem die Rechte und Pflichten der
Beteiligten zur Mitwirkung an der Verwirklichung des Pro-

jekts durch Herbeiführung des Hauptvertrages. Nicht erfasst
sind demgegenüber Pflichtverletzungen aus dem eigentlichen
Werkvertrag selbst, auf Unternehmerseite etwa Haftung für
Schlechterfüllung, Verzug oder sonstige Verletzungen von
Haupt- und Nebenpflichten. Diese bleiben den Werkvertrags-
parteien vorbehalten. Pflichtverletzungen auf der Ebene der
Vorverträge lassen sich indessen nicht feststellen. Insoweit
zutreffend hat das Gericht daher keine Ansprüche der Klä-
gerinnen unmittelbar und allein aus den Memoranden MoU
und MoC hergeleitet.

2. Haftung aus dem Werkvertrag

Die vertragliche Verantwortung für die Bauleistungen und
deren Mängelfreiheit auf der einen Seite, für die Leistungen
des Bestellers auf der anderen, wie z. B. vereinbarungsgemä-
ße Zahlung und Mitwirkung an der Werkerstellung, folgen
allein aus dem eigentlichen Werkvertrag zwischen dem Pro-
jekt- und einem der Bauunternehmen. Nur diese Parteien sind
Schuldner und Gläubiger der werkvertraglichen Ansprüche.
Etwaige Pflichtverletzungen – wie z. B. Verzögerungen,
Schlechtleistung oder Verletzung von Nebenpflichten – be-
treffen daher ausschließlich das Verhältnis dieser beiden Ge-
sellschaften. Ob insoweit Ansprüche bestehen, kann hier da-
hinstehen. Hier geht es nur darum, dass weder die Gesell-
schafter der Auftraggeberin noch weitere, mit dem Projekt
wirtschaftlich verbundene Gesellschaften oder natürliche Per-
sonen schon durch ihre Beteiligung am Projekt, sei es auch
im Rahmen von Vorverträgen, zu Werkvertragsparteien wer-
den.

Soweit das Urteil gleichwohl eine „projektweite“ vertrag-
liche Haftung weiterer Gesellschaften oder gar natürlicher
Personen annimmt, verlässt es den Grundsatz der Relativität
der Schuldverhältnisse.4 Eine solche Ausweitung lässt sich
weder auf den Werkvertrag noch auf die Memoranden stüt-
zen, sondern bedürfte eigener Haftungstatbestände – etwa
eines Durchgriffs, einer deliktischen Haftung oder einer vor-
vertraglichen Sonderverbindung – die das Urteil jedoch nicht
tragfähig entwickelt.

3. „Einheitliches Rechtsgeschäft“ und Gesamtschuld
Das Stadtgericht Tbilisi kommt stattdessen in seiner Ent-

scheidung zu einer Haftung aller Beklagten, gleich, ob natür-
liche oder juristische Personen, ungeachtet der unstreitigen
Tatsache, dass keiner der genannten Beklagten, außer der
Projektgesellschaft (Auftraggeber im eigentlichen Werkver-
trag), eigene konkrete und unmittelbare werkvertragliche Be-
ziehungen zu der Klägerin – (Auftragnehmerin) – hatte.

Dabei geht auch das Stadtgericht Tbilisi unausgesprochen
wohl davon aus, dass aus einer vertraglichen Vereinbarung
grundsätzlich nur die Parteien dieser Vereinbarung haften, sei
es auf Erfüllung der Vereinbarung (Art. 316 des georgischen
Zivilgesetzbuches (ZGB)), sei es auf Schadensersatz im Falle
der Verletzung vertraglicher Pflichten, Art. 394 ZGB,5 wie
erwähnt auf Grund der Relativität schuldrechtlicher Bezie-

3) Vgl. Art. 327 Abs. 3 Satz 1. ZGB „Durch einen Vertrag kann eine
Verpflichtung entstehen, einen zukünftigen Vertrag abzuschließen“; Vas-
hakidze, in: Chanturia (Hrsg.,) Samok’alako kodeksis komentari (ZGB-
Kommentar), B. 3., Tbilisi, 2019, Art. 327, Rdn. 26 („Der Zweck eines
Vorvertrags besteht darin, den Abschluss eines zukünftigen Hauptver-
trags sicherzustellen.“).

4) Vgl. dazu Vashakidze, a. a. O., Art. 316, Rdn. 4 („Eine Vorausset-
zung für das Entstehen eines Schuldverhältnisses ist die Bestimmtheit.
Diese Voraussetzung steht im Zusammenhang mit der relativen Natur
von Schuldverhältnissen. Bestimmtheit bedeutet, dass aus dem Schuld-
verhältnis erkennbar sein muss, wem die Verpflichtung obliegt und wer
das entsprechende Forderungsrecht innehat, also wer Schuldner und wer
Gläubiger ist.“); vgl. auch Grüneberg, BGB, 85. Aufl. 2026, vor § 241,
Rdn. 5.

5) Vgl. Ziff. 6.3 des Urt. des Stadtgerichts, Nr. 2/13849-21, v. 12.2.
2025.
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hungen. Gleichwohl meint es, im vorliegenden Fall von die-
sem Grundsatz abweichen zu können, indem es den Kreis der
Verpflichteten erweitert.

Worauf das Gericht diese abweichende Auffassung präzise
stützt, wird in seiner rechtlichen Bewertung nicht immer
deutlich.6 Während das Gericht zunächst stark auf den Aspekt
des „einheitlichen Rechtsgeschäfts“, womöglich auch des
„verbundenen Rechtsgeschäfts“ abstellt, treten in den wei-
teren Entscheidungsgründen sodann Aspekte der Gesamt-
schuld hinzu, ob als weitere Begründung für die Haftung der
Beklagten oder – was allein nachvollziehbar wäre – als
Rechtsfolgenregelung für den Fall einer anderweitig begrün-
deten Haftung, bleibt unklar.

Dort, wo das Gericht sich mit der Begründung der Haftung
der nicht unmittelbar vertraglich Beteiligten befasst, widmen
sich die Entscheidungsgründe auch der Rolle der beiden na-
türlichen Personen unter den Beklagten.7 Hier betont das
Gericht erneut und insoweit zutreffend, dass sie nicht als
Vertragsparteien handelten, sondern die eine beklagte natürli-
che Person als Vertreter im Namen der Auftraggeberin. Hier
klingen ansatzweise auch Elemente der Durchgriffshaftung
bei juristischen Personen an, ohne dass dieses Rechtsinstitut
nach Voraussetzungen und Rechtsfolgen präzise analysiert
und methodisch nachvollziehbar geprüft würde.8 Dabei gibt
es gerade für dieses Institut klare, von der Rechtsprechung
und der wissenschaftlichen Literatur entwickelte Grundsätze
(siehe unten 5. a)), an deren Darlegung es in dem in Rede
stehenden Urteil indessen vollkommen fehlt.

Zu erörtern bleiben daher hier zunächst lediglich die wei-
teren Gesichtspunkte des in Rede stehenden Urteils, nämlich
soweit es sich zur Begründung der Haftung der Beklagten auf
die Institute „einheitliche bzw. verbundene Rechtsgeschäfte“
stützt und, soweit nachvollziehbar, womöglich auf die Rege-
lungen der Gesamtschuld.

a) Einheitliches Rechtsgeschäft. Das Institut des einheitli-
chen Rechtsgeschäftes ist im deutschen Recht durchaus an-
erkannt und findet vor allem im Zusammenhang mit § 139
BGB Anwendung, der weitgehend dem georgischen Art. 62
ZGB entspricht.9 Danach führt die Nichtigkeit eines Teils
eines Rechtsgeschäftes zur Nichtigkeit des gesamten Rechts-
geschäftes, wenn nicht anzunehmen ist, dass das Rechts-
geschäft auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen worden
sein würde.10

Bedeutsam ist dabei stets die Frage, wann ein „einheitli-
ches Rechtsgeschäft“ im Sinne dieser Bestimmung vorliegt.11

Das hängt entscheidend vom Einheitlichkeitswillen der Par-
teien ab.12 Ein solcher Wille, ein Rechtsgeschäft als einheitli-
ches zu betrachten und zu behandeln, kann auch vorliegen,
wenn die Parteien mehrere Rechtsgeschäfte in getrennten
Urkunden vereinbaren, wobei auch die Vertragstypen ver-
schieden sein können und auch die beteiligten Parteien jeden-
falls zum Teil variieren können.13

Das erkennt bis dahin zutreffend auch das Stadtgericht
Tbilisi in seiner Darstellung des Konzeptes des einheitlichen
Rechtsgeschäfts.14 Es zitiert auch richtig die entsprechenden
BGH- Entscheidungen15. Auch mag es sein, dass die hier
Rede stehenden Verträge alle oder jedenfalls Teile von ihnen
im Sinne dieser Grundsätze als einheitliche Verträge anzuse-
hen sein können, bei denen sich die Frage stellt, ob eine
teilweise Nichtigkeit16 zur Unwirksamkeit der übrigen Teile
insgesamt führt. Nur hat das alles mit der Frage nichts zu tun,
ob aus diesen Verträgen natürliche oder juristische Personen
haften, die an dem in Rede stehenden einzelnen Vertrag nicht
als Partei beteiligt waren, und nur darum geht es. In den
genannten BGH- Entscheidungen ist hiervon – zu Recht – an
keiner Stelle die Rede. Hier macht das Stadtgericht den ent-
scheidenden methodischen Fehler, aus dem Vorliegen eines
Rechtsinstitutes oder den Tatbestandsmerkmalen einer Norm

(hier § 139 BGB bzw. Art. 62 ZGB) Rechtsfolgen herzulei-
ten, die diese Norm überhaupt nicht vorsieht, sondern die das
Gericht, man muss es so deutlich sagen, frei erfunden hat. Mit
geordneter methodischer richterlicher Arbeitsweise, insbeson-
dere präziser Subsumtion17 hat das alles nichts mehr zu tun.
Dies ist umso erstaunlicher, als das Gericht grundsätzlich
zutreffend die Technik rechtlicher Subsumtion darlegt.18 An-
statt sie aber anzuwenden, stellt das Gericht letztlich vielmehr
einen Rechtssatz des Inhalts auf, dass dann, wenn ein einheit-
liches Rechtsgeschäft im Sinne der genannten Normen vor-
liegt (was hier der Fall sein mag), auch Dritte unmittelbar
haften können, die nicht Partei der in Rede stehenden kon-
kreten Verträge sind.

Einen solchen Rechtssatz gibt es indessen nicht, weder im
deutschen Recht noch im georgischen, schon gar nicht lässt er
sich aus den Regeln über das einheitliche Rechtsgeschäft in
§ 139 BGB, Art. 62 ZGB herleiten. Er ist schlicht falsch,
schlimmer noch, wie gesagt, frei erfunden.

Nochmals konkret formuliert, weil für das methodisch und
rechtlich fehlerhafte Urteil von zentraler Bedeutung: Art. 62
ZGB, § 139 BGB regeln ausschließlich die Frage, ob ein Teil
eines einheitlichen Rechtsgeschäftes weiterhin wirksam bleibt
oder nicht, wenn ein anderer Teil nichtig oder sonst unwirk-
sam ist, sonst nichts.19 Einen Rechtssatz, dass alle, die tat-
sächlich, wirtschaftlich oder in sonstiger Weise mit dem ein-
heitlichen Rechtsgeschäft zu tun haben, ohne Vertragspartei
zu werden, nun als solche behandelt werden, wie es das Stadt-
gericht offenbar meint, gibt es nicht. Bezeichnenderweise
setzt sich das Stadtgericht Tbilisi in seiner Entscheidung auch
nicht mit Art. 62 ZGB als Entsprechung zu § 139 BGB aus-
einander.

An diesem Ergebnis ändert sich auch nichts, wenn man auf
andere Fallkonstellationen schaut, bei denen das einheitliche
Rechtsgeschäft ebenfalls eine Rolle spielt. Das ist z. B. bei
den Regeln über formbedürftige Rechtsgeschäfte der Fall,
§ 125 BGB, Art. 59 ZGB. Danach führt die mangelnde Ein-
haltung der gesetzlichen oder vertraglich vereinbarten Form

6) A. a. O., Ziff. 6.2, 6.3.
7) Ziff. 6.3 des Urt. des Stadtgerichts, Nr. 2/13849-21, v. 12.2.2025.
8) Vgl. nur Ellenberger, in: Grüneberg, BGB, 85. Aufl. 2026, Einfüh-

rung vor § 21, Rdn. 12 ff.; Zubitashvili, Partnioris pasukhismgebloba
korporatsiis valdebulebebisatvis sazogadoebis gadakhdisuunarobis dros –
gamonaklisi shemtkhvevebi pasukhismgeblobis shezghudvis p’rintsipi-
dan (Haftung des Gesellschafters für Gesellschaftsschulden im Fall einer
Zahlungsunfähigkeit-Ausnahmefälle vom Grundsatz der Haftungs-
beschränkung), Dissertation, Tbilisi, 2016, S. 107 ff.

9) Kropholler, Studienkommentar BGB, 11. Aufl., georgische Aus-
gabe, 2014, Synopse der ZGB- und BGB-Vorschriften, S. 854; insoweit
zutreffend auch OGG, Urt. Nr. As-1143-2025, v. 19.11.2025, Ziff. 132,
133.

10) In der georgischen Norm sind Darlegungs- und Beweislast anders
formuliert. Daraus wird hergeleitet, dass hier die Vermutung im Zweifel
also zugunsten des Bestandes des Rechtsgeschäftes im nicht betroffenen
Teil spricht (vgl. im Einzelnen Chanturia, Samok’alako k’odeksis
k’omentari (ZGB-Kommentar), B. 1., 2017, Art. 62, Rn. 5, 6); dieser
Unterschied ist für den vorliegenden Fall indessen belanglos.

11) Ellenberger, in: Grüneberg, BGB, 85. Aufl. 2026, § 139 Rdn. 5.
12) A. a. O.
13) A. a.O, m. w.N.
14) Ziff. 6.2 – Entscheidungsgründe des Urteils des Stadtgerichts,

Nr. 2/13849-21, v. 12.2.2025.
15) BGH, Betr 1955, 508 = NJW 1955, 297 L; BGH, Urt. v. 13.10.

1954 – II ZR 160/53; BGH, Betr 1970, 1591; BGH, Urt. v. 15.1.1971 –
V ZR 92/68.

16) Dabei ist der Begriff der Nichtigkeit durchaus weit zu verstehen
und umfasst neben den klassischen Nichtigkeitsgründen auch die Un-
wirksamkeit auf Grund eines Rücktritts vom Vertrag, Widerrufs etc., vgl.
im Einzelnen Ellenberger, in: Grüneberg, BGB, 85. Aufl. 2026, § 139
Rdn. 2.

17) Vgl. Bölling/Chanturia, Die Arbeitsmethode des Richters im Zivil-
prozess, erschienen im GTZ- Verlag auf Deutsch und Georgisch, 2003,
S. 49 ff. in der deutschen Version.

18) Urt. des Stadtgerichts, Nr. 2/13849-21, v. 12.2.2025, Ziff. 6.2.
19) Ellenberger, in: Grüneberg, BGB, 85. Aufl. 2026, § 139 Rdn. 2.
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zur Nichtigkeit des Rechtsgeschäftes. Das gilt auch dann,
wenn mehrere Rechtsgeschäfte äußerlich getrennt vereinbart
werden, inhaltlich aber als einheitliches Rechtsgeschäft an-
zusehen sind.20 Ein Verstoß gegen die Formbestimmungen
kann zur Teilnichtigkeit bzw. über § 139 BGB, Art. 62 ZGB
zur vollständigen Nichtigkeit der Vereinbarung führen; mit
einer Haftung Dritter außerhalb der vertraglichen Beziehun-
gen hat auch hier das Institut des einheitlichen Rechtsgeschäf-
tes nichts zu tun.

b) Verbundene Verträge. Nur der Vollständigkeit halber sei
wegen ihrer Nähe zu den einheitlichen Verträgen noch kurz
auf die „verbundenen Verträge“ eingegangen, in Deutschland
geregelt in den §§ 358ff BGB.21 Hier wird dem Verbraucher
(!), der inhaltlich verbundene, rechtlich aber getrennte Ver-
träge abschließt, z. B. einen Kaufvertrag und zu dessen Finan-
zierung einen Darlehensvertrag, ein besonderes Widerrufs-
recht eingeräumt. Dass dies allerdings mit der Haftung Dritter
wie im vorliegenden Fall nichts zu tun hat, liegt auf der Hand
und muss nicht vertieft werden.

c) Die Gesamtschuld. In seinen Entscheidungsgründen
stellt das Stadtgericht Tbilisi hinsichtlich der Haftung aller
Beklagten schließlich auf die Regeln über die Gesamtschuld
ab. Diese sind im deutschen wie im georgischen Recht weit-
gehend identisch und regeln in den Artt. 463 ff ZGB, 421 ff.
BGB den Fall, dass mehrere Schuldner dieselbe Leistung zu
erbringen haben, der Gläubiger sie aber nur einmal verlangen
kann.

Das bedeutet allerdings, dass sich der Grund der Forderung
aus einer anderen Anspruchsgrundlage ergeben muss und die
Regeln über die Gesamtschuld nur die Rechtsfolgen mehr-
facher Schuldnerschaft betreffen; keineswegs erweitern sie
den Kreis der Schuldner. Sie sind daher nicht geeignet, eine
Verpflichtung der Schuldner zu begründen, die sich nicht aus
anderen Rechtsgründen ergibt.

So muss man wohl auch die entsprechende Passage (in Rn.
62) des Urteils des Stadtgerichts Tbilisi verstehen, dass die
Haftung der Beklagten auf die Grundsätze des einheitlichen
Rechtsgeschäftes stützt und so zur Gesamtschuld gelangt-
allerdings zu Unrecht, wie bereits ausgeführt:

„Daher gelangt das Gericht zu der Auffassung, dass jeder
der Beklagten als untereinander verbundene Partei auftrat und
mit den anderen eine gesamtschuldnerische Verantwortung
gegenüber den Klägern hinsichtlich der Erfüllung der aus
dem Kooperationsmemorandum und den im Rahmen dessen
abgeschlossenen Vereinbarungen entstandenen Verpflichtun-
gen teilte. Im Einklang mit dieser rechtlichen Würdigung
stellt das Gericht fest, dass die ursprünglichen Beklagten …
den Klägern gegenüber gesamtschuldnerisch haftbar sind.“

Wollte man das Urteil anders, nämlich reziprok verstehen,
dass nämlich die Regeln über die Gesamtschuld den Kreis der
Verpflichteten erweitern, so landete man zwangsläufig in
einem Zirkelschluss: Wären mehrere Personen im Falle ihrer
Haftung Gesamtschuldner, so haften sie alle, eben, weil sie
Gesamtschuldner wären. Das stellte das Verhältnis von Tat-
bestand und Rechtsfolge allerdings auf den Kopf.

Die Begründung des Gerichtes leidet letztlich darunter,
dass nicht hinreichend klargestellt wird, dass die Bestimmun-
gen über die Gesamtschuld keinerlei Haftung begründen,22

sondern lediglich das Verhältnis des Gläubigers zu mehreren
Schuldnern sowie deren Beziehung untereinander bei bereits
bestehender Verpflichtung regeln.

4. Zwischenfazit

Zusammenfassend lässt sich daher feststellen, dass die
Ausführungen der georgischen Gerichte zum einheitlichen
Rechtsgeschäft ebenso wenig eine quasi- vertragliche Haf-
tung nicht am Vertrag beteiligter Dritter begründen können
wie seine Erwägungen zur Gesamtschuld.

Ein gemeinsamer wirtschaftlicher Zweck ersetzt weder die
rechtliche Selbständigkeit der Verträge noch begründet er
eine Schuldnermehrheit. Eine solche Vermischung wirtschaft-
licher Projektlogik und rechtlicher Verantwortungsstruktur
erscheint rechtlich systemfremd und nicht begründbar.

5. Durchgriffshaftung

Das Urteil des Stadtgerichtes Tbilisi liest sich schließlich,
soweit es auf die weitreichenden faktischen, wirtschaftlichen
und rechtlichen Einflussmöglichkeiten der natürlichen Per-
sonen auf das gesamte Projekt und die beteiligten Gesell-
schaften, insbesondere die Auftraggeberin, abstellt, so, als
wolle es das gesellschaftsrechtliche Institut der Durchgriffs-
haftung für eine Haftung der natürlichen Personen (zur Er-
innerung: Gesellschafter der Großmutter der Auftraggeberin)
heranziehen, ohne explizit dieses Rechtsinstitut nach Voraus-
setzungen und Rechtsfolgen präzise darzustellen. Dies soll im
Folgenden nachgeholt werden.

a) Durchgriffsdoktrin. Das Gesellschaftsrecht zieht eine
klare Linie zwischen der Kapitalgesellschaft – juristischen
Person – und ihren Gesellschaftern. Für die Schulden eines
Unternehmens haftet die Gesellschaft selbst, nicht aber die
Gesellschafter.23 Diese beschränkte Haftung ist zentral für die
Unternehmensfinanzierung, weil sie Investitionen und die
Liquidität der Wertpapiermärkte fördert.24

Allerdings gilt das Prinzip nicht grenzenlos. Wenn ein
Gesellschafter die Gesellschaftsform missbraucht, um unlau-
teres Verhalten zu verschleiern, können Gerichte den „Durch-
griff“ zulassen und ihn persönlich haften lassen. In Georgien
ist diese Ausnahme gesetzlich geregelt: Art. 26 Abs. 2 (so
auch Art. 3.6 a.F., gültig bis 2022) des georgischen Unterneh-
mergesetzes (UGG) erlaubt ausdrücklich, Gesellschafter bei
„Missbrauch der beschränkten Haftung“ zur Verantwortung
zu ziehen.

Der Durchgriff ist ein notwendiger Schutzmechanismus
gegen unredliche Handlungen, die die Rechte der Gläubiger
beeinträchtigen. Die Erwartung eines Gläubigers ist relativ
einfach: Forderungen sollen vollständig und fristgerecht er-
füllt werden, und Gerichte greifen nur ein, wenn das Ver-
halten eines Gesellschafters dieses Ergebnis gefährdet. Bei
zahlungsfähigen Unternehmen, die ihre Verpflichtungen er-
füllen können, gibt es keinen Grund, die Haftungsbeschrän-
kung zu durchbrechen. Die Durchgriffshaftung im UGG ist
regelmäßig einzelfallabhängig und bewusst weit formuliert,
um sie unterschiedlichen und unvorhergesehenen Miss-
brauchsformen anpassen zu können.25

Dennoch sind die wesentlichen und unverzichtbaren Tat-
bestandsmerkmale eines Durchgriffs anerkannt und klar de-
finiert, es sind Kontrolle und Missbrauch. Ein Gesellschafter
muss also effektive Kontrolle über die Gesellschaft ausüben
können und diese Kontrolle zum Nachteil der Gläubiger miss-
brauchen, damit dieser Durchgriff stattfindet. Kontrolle allein
reicht nicht aus. Gerichte durchbrechen die Haftung nicht
allein deshalb, weil ein dominanter Gesellschafter das Unter-
nehmen führt.26

20) A. a. O., § 125 Rdn. 9.
21) Zum georgischen Recht vgl. Art. 370 ZGB.
22) Abgesehen von den Rückgriffsregelungen z. B. in Art. 473 ZGB,

um die es hier aber nicht geht.
23) Art. 123 Abs. 1, 2 UGG. Vgl. auch Beurskens, in: Noack/Servati-

us/Haas, GmbHG-Kommentar, 24. Aufl., 2025, § 13, Rn. 9f.
24) Siehe Easterbrook/Fischel, Economic Structure of Corporate Law,

Cambridge (Mass.), 1998, S. 42, 43.
25) So auch Zubitashvili, Partnioris pasukhismgebloba korporatsiis

valdebulebebisatvis sazogadoebis gadakhdisuunarobis dros – gamonakli-
si shemtkhvevebi pasukhismgeblobis shezghudvis p’rintsipidan (Haftung
des Gesellschafters für Gesellschaftsschulden im Fall einer Zahlungs-
unfähigkeit – Ausnahmefälle vom Grundsatz der Haftungsbeschränkung),
Dissertation, Tbilisi, 2016, S. 107.

26) Vgl. Jugeli, Shareholders’ Liability for a Corporation’s Obliga-
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Hinzukommen muss ein, ganz allgemein ausgedrückt, un-
redliches Verhalten, etwa das Verschleiern der finanziellen
Lage, das Entziehen von Gesellschaftsvermögen oder die
gezielte Nutzung der juristischen Hülle zur Umgehung ge-
setzlicher Pflichten.27

Daher ist stets zu prüfen, ob (i) ein wesentlicher Einfluss
des Gesellschafters auf die Gesellschaft bestand und (ii) die
beschränkte Haftung missbraucht wurde, wodurch die Befrie-
digung der Gläubiger gefährdet wurde.28 In dieser Hinsicht ist
auch die georgische höchstrichterliche Rechtsprechung ein-
deutig:

„Im Zusammenhang mit den oben genannten Umständen
fügt der Senat hinzu, dass für einen Durchgriff die alleinige
Beteiligung des zweiten Beklagten an der streitgegenständli-
chen Gesellschaft nicht ausreicht – also, wenn Kontrolle und
Eigentum in der Hand einer einzigen Person liegen können.
Erforderlich ist vielmehr, dass diese Kontrolle zu unzulässi-
gen Zwecken ausgeübt wird – etwa um gesetzlichen oder
vertraglichen Verpflichtungen zu entgehen. Ein solches Ver-
halten stellt einen Missbrauch der juristischen Person dar und
setzt zudem einen Kausalzusammenhang zwischen der aus-
geübten Kontrolle und dem den Gläubigern zugefügten Scha-
den voraus. Diese Kontrolle kann sich etwa in Form unzurei-
chender Kapitalausstattung, der Missachtung gesellschafts-
rechtlicher Formalitäten, der Vermischung von Vermögens-
werten, personeller Identität in den Leitungsgremien oder
anderen Umstände äußern.“29

Dass die Kontrolle, also die objektive Möglichkeit, das
Handeln des Unternehmens bewusst gläubigerschädigend be-
einflussen zu können, unzureichend für den Durchgriff ist,
war von dem Zeitpunkt des ersten Gebrauchs des Begriffs
„Piercing the Corporate Veil“ im Schrifttum klar.30 Die An-
gemessenheit dieser Ansicht wird auch im modernen juristi-
schen Schrifttum nicht bezweifelt.31

Erst durch die Konzentration auf diese Elemente und die
Anknüpfung an die gesetzlichen und dogmatischen Prinzipien
lässt sich beurteilen, ob im konkreten Fall ein Durchgriff
gerechtfertigt ist.

b) Bewertung des Urteils im Lichte der Durchgriffsdoktrin.
Die von den Klägerinnen erhobenen Ansprüche wurden teil-
weise gegen die natürlichen Personen und Mutter-, Großmut-
ter- und weitere „verbundene“ Gesellschaften der eigentli-
chen Vertragspartei gerichtet. Damit zielten sie wohl letztlich
auf eine persönliche Haftung der natürlichen Personen ab
sowie eine entsprechende Haftung der verbundenen Unter-
nehmen, was funktional einem teilweise mehrstufigen Durch-
griff auf das Privatvermögen entspricht. Wie oben bereits
dargelegt wurde, setzt ein Haftungsdurchgriff allerdings zwei-
erlei voraus:

Beherrschender Einfluss: Der Gesellschafter muss die Ent-
scheidungsgewalt über die Gesellschaft ausüben. In der Tat
hatte die Muttergesellschaft des Projektunternehmens mit
80 % der Anteile Kontrolle über das Unternehmen. Kontroll-
rechte der Gesellschafter sind jedoch gesetzlich vorgesehen;
Art. 124 Abs. 2 und 3 UGG verpflichtet die Geschäftsführer,
Gesellschafterbeschlüsse zu befolgen und erlaubt den Gesell-
schaftern, Entscheidungen über alle Angelegenheiten zu tref-
fen. Allein diese Kontrolle rechtfertigt keine persönliche Haf-
tung.

Missbräuchliches Verhalten: Es müssen konkrete unredli-
che Handlungen vorliegen, etwa die Verschleierung der Ver-
mögenslage, die zweckwidrige Entziehung von Gesellschafts-
vermögen oder Täuschungen gegenüber Gläubigern. Nur
wenn ein Gesellschafter seine Kontrolle nutzt, um die Gesell-
schaft zu instrumentalisieren und Gläubiger zu schädigen,
kann die Haftungsbeschränkung durchbrochen werden.32

Im vorliegenden Fall hat das Gericht zwar zahlreiche
Pflichtverletzungen angesprochen wie verspätete Zahlungen

und Kündigung der Bauverträge, diese sind jedoch vertragli-
cher Natur, also relativ, und betreffen ausschließlich das Pro-
jektunternehmen (die Vertragspartei – Auftraggeberin).

Die Muttergesellschaft als Mehrheitsgesellschafterin des
Projektunternehmens übte ihr gesetzlich eingeräumtes Wei-
sungsrecht aus, indem sie Gesellschafterbeschlüsse fasste.
Das georgische Unternehmergesetz sieht ausdrücklich vor,
dass Geschäftsführer einer GmbH die Gesellschafterentschei-
dungen zu befolgen haben; Gesellschafter dürfen deshalb
Managemententscheidungen initiieren und sind bei einer
GmbH letztlich „Herr des Unternehmens“.33 Diese legitime
Ausübung von Kontrollrechten mag hart gegenüber der Min-
derheit wirken, erfüllt aber nicht den Tatbestand des Rechts-
missbrauchs, der für einen Durchgriff erforderlich wäre. Vor
diesem Hintergrund liegt keine missbräuchliche Nutzung der
Rechtsform vor. Zumindest dasselbe muss auch für eine
etwaige Haftung natürlicher Personen gelten (hier: des Mehr-
heitsgesellschafters der Großmuttergesellschaft der Auftrag-
geberin). Er mag der letztendliche Entscheidungsträger inner-
halb der Unternehmensgruppe gewesen sein und die Unter-
nehmenspolitik faktisch bestimmt haben; allein daraus folgt
jedoch keine persönliche vertragliche Haftung für die Ver-
bindlichkeiten der eigentlichen Vertragspartei, nämlich des
Projektunternehmens.

Auch im Falle der eigentlichen Gesellschafterin der Auf-
traggeberin bleibt es auffallend, dass das Gericht das zweite
Tatbestandsmerkmal des Durchgriffs (Missbrauch) vollstän-
dig ausblendet. Legitime Gesellschafterentscheidungen – wie
die Einberufung von Versammlungen oder die Ausübung von
Weisungsrechten – wurden als Anknüpfungspunkt persönli-
cher Haftung gewertet. Art. 124 Abs. 2 f. des georgischen
Unternehmergesetzes verpflichtet die Geschäftsführung, Ge-

tions – Piercing the Corporate, South Caucasus Law Journal (SCLJ) 3/
2012, S. 192, 193.

27) Zu Einzelheiten, a. a. O., S. 192, 193 ff.
28) Vgl. auch Zubitashvili, Partnioris pasukhismgebloba korporatsiis

valdebulebebisatvis sazogadoebis gadakhdisuunarobis dros – gamonakli-
si shemtkhvevebi pasukhismgeblobis shezghudvis p’rintsipidan (Haftung
des Gesellschafters für Gesellschaftsschulden im Fall einer Zahlungs-
unfähigkeit – Ausnahmefälle vom Grundsatz der Haftungsbeschränkung),
Dissertation, Tbilisi, 2016, S. 23 („Eine Durchgriffshaftung des Gesell-
schafters kann sowohl im Fall einer Ein- als auch Mehrpersonengesell-
schaft in Betracht kommen. In letzterem Fall ist jedoch zusätzlich das
Vorliegen eines spezifischen qualifizierenden Elements erforderlich, das
die persönliche Haftung des betreffenden Gesellschafters rechtfertigt. Als
solcher haftungsbegründender Anknüpfungspunkt kommt insbesondere
das Bestehen einer maßgeblichen Kontrolle in Betracht.“).

29) OGG Nr. AS-474-2024, Urt. v. 21.2.2025, Rn. 18; siehe auch
OGG Nr. AS-246-2020 Urt. 20.11.2020.

30) Vgl. Zubitashvili, Assessment Standard of the Article 3.6 of Law
of Georgia on Entrepreneurs from the View of Corporate Veil Piercing
Doctrine, Journal of Law, #2, 2014, S. 30, 34, mit Hinweis auf Wormser,
Disregard of the Corporate Fiction and Allied Corporation Problem 1927,
reprinted 2000, by Beard Books, Law Classics series, 55-56.

31) Zubitashvili, a. a. O., S. 36; Noch deutlicher für das deutsche
GmbH-Recht, Beurskens, in: Noack/Servatius/Haas, GmbHG-Kommen-
tar, 24. Aufl., § 13, Rn. 13 („Auch die intensive Einflussnahme auf die
Geschäftsführung wird durch § 37 I in Kauf genommen, ohne dass daran
durch den Gesetzgeber Haftungsfolgen geknüpft würden“); auch Bitter,
in: Scholz, GmbHG-Kommentar, 13. Aufl., 2022, § 13, Rz. 151 („Heute
ist man sich deshalb weitgehend darin einig, dass allein die Beherrschung
einer oder auch mehrerer GmbHs durch einen Gesellschafter für sich
genommen keine Durchgriffshaftung rechtfertigt.“).

32) Vgl. Gevurtz, Piercing Piercing: An Attempt to Lift the Veil of
Confusion Surrounding the Doctrine of Piercing the Corporate Veil, 76
Or. L. Rev. 853 (1997) („There is wisdom in the traditional conjunctive
formulation. The "fraud or injustice" element tells the court when to
pierce, the control element tells it against whom.“).

33) Jugeli, in: Giguashvili/Jugeli, Ganṁartebebi sakartvelos k’anonze
„mec’armeta shesakheb“ (Erläuterungen zum Unternehmergesetz Ge-
orgiens), Tbilisi, 2022, Art. 124, S. 196 („Im Unterschied zur Aktien-
gesellschaft (vgl. Art. 203 Abs. 2) haben die GmbH-Gesellschafter das
Recht, dem Geschäftsführer des Unternehmens verbindliche Weisungen
in Angelegenheiten der Unternehmensleitung zu erteilen.“).
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sellschafterbeschlüsse zu befolgen; eine aktive Steuerung
durch Gesellschafter ist daher ausdrücklich zulässig:

Artikel 124 – Geschäftsführungsorgan einer Gesellschaft mit
beschränkter Haftung. [...] (2)Bei der Ausübung von Geschäfts-
führungs- und Vertretungsbefugnissen hat der Geschäftsführer die
Beschlüsse der Gesellschafter zu beachten.

(3) Der Geschäftsführer ist befugt, Entscheidungen über alle An-
gelegenheiten zu treffen, die nach dem Gesetz oder dem Gesell-
schaftsvertrag nicht in die Zuständigkeit der Gesellschafter oder des
Aufsichtsrats fallen. Darüber hinaus ist die Gesellschafterversamm-
lung befugt, über jede Angelegenheit mit der in § 195 Absatz 3
dieses Gesetzes vorgesehenen Stimmenmehrheit Beschluss zu fas-
sen.

Indem das Gericht diesen Grundsatz ignoriert, knüpft es
persönliche Haftung an normales Gesellschafterverhalten.
Die Geschäftsführungszuständigkeit der Gesellschafter war
auch in der alten Fassung der UGG (1994) festgelegt, etwa in
Art. 47 Abs. 1:

Artikel 47a.F. – Geschäftsführung einer Gesellschaft. Die Ge-
sellschafter einer Gesellschaft üben ihre Geschäftsführungsbefugnis-
se durch die Gesellschafterversammlung aus, sofern im Gesell-
schaftsvertrag nichts anderes vorgesehen ist.

Schlussendlich kommt dazu auch die Tatsache, dass es sich
aus der gesellschaftsrechtlichen Sicht mit der Inanspruchnah-
me des Mehrheitsgesellschafters der Großmuttergesellschaft
der Auftraggeberin um einen dreistufigen Durchgriff durch
drei Gesellschaftsebenen handelt, was die Entscheidung zu
einem absoluten Unikum macht. Soweit ersichtlich, liegt eine
zweite Entscheidung, die so etwas zulässt, nicht nur in
Georgien, sondern auch weltweit nicht vor.

c) Schädliche Ausweitung vertraglicher Haftung. Die ver-
traglichen Verpflichtungen aus dem eigentlichen Werkvertrag
bestanden zwischen der Auftraggeberin und der Auftragneh-
merin. Weder natürliche Personen noch die übrigen Beklag-
ten waren Vertragspartner dieses Vertrages. Trotzdem hat das
Gericht auch die natürlichen Personen zur Zahlung der ver-
traglichen Forderungen verurteilt. Zur Begründung fehlt es
jedoch an einer gesetzlichen Grundlage. Artt. 8 Abs. 3, 115,
199, 316, 317, 352, 361, 394, 405, 408, 411, 412, 629, 630,
642, 643, 976 des Zivilgesetzbuches34 regeln alles Mögliche
von der Entstehung der Schuldverhältnisse bis zur ungerecht-
fertigten Bereicherung, keiner davon betrifft jedoch die per-
sönliche Haftung der Gesellschafter für die Gesellschafts-
schulden. Außer dem Durchgriff wäre für eine persönliche
Haftung außerhalb des Vertrages eine gesetzlich vorgesehene
Haftungsnorm oder ein nachgewiesener Deliktstatbestand er-
forderlich (z. B. Art. 992 i.V.m. Art. 998 ZGB). Beides lag
nicht vor. Die Entscheidung hebt damit handstreichartig die
Trennung zwischen juristischer Person und ihren Gesellschaf-
tern auf und belegt die natürlichen Personen mit reinen Unter-
nehmensschulden – ein eklatanter Verstoß gegen das Prinzip
der beschränkten Haftung, das Investitionen fördern soll.

Die Abkehr vom bewährten Prüfprogramm „Kontrol-
le + Missbrauch“ zugunsten einer bloßen Betrachtung der Be-
teiligungsverhältnisse schafft erhebliche Rechtsunsicherheit.
Investoren und Geschäftsführer müssen befürchten, für Unter-
nehmensverbindlichkeiten persönlich einzustehen, obwohl sie
ihre gesetzlichen Rechte und Pflichten ordnungsgemäß aus-
üben. Das Urteil signalisiert, dass Gesellschafter, die ihre
Gesellschaft aktiv führen, sich dem Risiko persönlicher Haf-
tung aussetzen – selbst ohne eine Spur von Betrug oder Ver-
stößen gegen Grundsätze wie Treu und Glauben. Diese Fehl-
interpretation der Durchgriffsdoktrin steht in offenem Wider-
spruch zu den gesetzgeberischen Zielsetzungen der Haftungs-
beschränkung.

V. Zusammenfassung und konventionsrechtliche
Aspekte

Die Entscheidung des Stadtgerichtes und die zustimmen-
den Urteile des Berufungs- und Kassationsgerichts weisen
rechtlich und methodisch erhebliche Mängel auf. Auch pro-
zessual erfüllt das Urteil nicht die an rechtsstaatliche Ent-
scheidungen zu stellenden Anforderungen.

Insofern gilt Folgendes: Gemäß Art. 249 Abs. 1 der geor-
gischen ZPO ist die Darstellung der Entscheidungsgründe
zwingender Inhalt des Gerichtsurteils, gemäß Abs. 4 dieser
Bestimmung sind die rechtliche Würdigung und die Gesetzes-
normen anzugeben, auf die sich das Gericht gestützt hat. Wie
genau das zu geschehen hat, sagt das Gesetz nicht ausdrück-
lich; einen wertvollen Hinweis gibt es jedoch in den Bestim-
mungen über die Kassation (Artt. 391 ff ZPO), insbesondere
in Art. 394 Alternative „e“ und „e.1“: danach liegt ein abso-
luter Aufhebungsgrund vor, wenn die Entscheidung nicht
ausreichend begründet ist (Alt. e) oder die Begründung so
unvollständig ist, dass eine rechtliche Überprüfung nicht
möglich ist (Alt. e.1). Positiv formuliert muss das Urteil also
ausreichend und nachvollziehbar begründet sein und eine
rechtliche Überprüfung ermöglichen. Dies ist hier allerdings
ersichtlich nicht der Fall: Weder das Institut des einheitlichen
Rechtsgeschäfts wird nach Tatbestandsmerkmalen und
Rechtsfolgen nachvollziehbar dargestellt, noch erfolgt eine
methodisch präzise Subsumtion und Rechtsanwendung und
kann es auch nicht, da das vom Gericht herangezogene
Rechtsinstitut die vom Gericht angenommenen Rechtsfolgen
gar nicht vorsieht. So bleibt letztlich gänzlich unklar, worauf
das Gericht eine Haftung der Beklagten und ihre Verurteilung
stützt.

Entsprechendes gilt für die Fragen der Gesamtschuld. Hier
bleibt schon unklar, ob das Gericht über dessen Regeln eine
ansonsten nicht bestehende Haftung der Beklagten konstruie-
ren will oder doch andere Haftungstatbestände voraussetzt.

So entsteht bei der kritischen Auseinandersetzung mit der
Entscheidung der Eindruck der Beliebigkeit, wenn nicht der
Willkür. Die Entscheidung wird rechtsstaatlichen Maßstäben
entsprechend Art. 6.1 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention in seinem begründenden Teil nicht gerecht. Danach
ist eine – nachvollziehbare – Begründung insbesondere erfor-
derlich, wenn von dem eindeutigen Wortlaut einer Vorschrift
abgewichen wird.35 Das muss entsprechend gelten, wenn wie
hier aus einer Vorschrift oder einem Rechtsinstitut Rechts-
folgen hergeleitet werden, die diese gar nicht vorsehen. Auch
gegen diese Grundsätze verstößt die Entscheidung des Ge-
richts.

Weiter ist das Urteil natürlich nicht deshalb problematisch,
weil es die Ansprüche der Klägerinnen ablehnt oder zu-
spricht, sondern weil es Gesellschafter der Vertragsparteige-
sellschaft und daran indirekt beteiligte natürlichen Personen
ohne hinreichende rechtliche Grundlage persönlich haftbar
macht. Die Entscheidung untergräbt den Kern der Durch-
griffsdoktrin und setzt einen gefährlichen Präzedenzfall für
die persönliche Haftung von Gesellschaftern.

Eine Prüfung der Urteilsgründe zeigt, dass die Vorausset-
zungen der Durchgriffshaftung nicht vorliegen. Missbräuchli-
ches Verhalten im Sinne der Fachliteratur und höchstrichterli-
chen Rechtsprechung wurde nicht nachgewiesen. Die dem
Gericht vorgelegten Beweise betrafen allenfalls vertragliche
Pflichtverletzungen der Gesellschaft, nicht das unredliche
Verhalten ihrer Gesellschafter oder Gesellschafter der Groß-
muttergesellschaft. Soweit das Gericht am Ende die ursprüng-

34) Die Aufzählung der vom Gericht herangezogenen Rechtgrund-
lagen im Urteil des Stadtgerichts Tbilisi.

35) Grabenwarter/Pabel, EMRK/ GG Konkordanzkommentar,
3. Aufl., 2022, Band 1, Kap. 14, S. 827f, Rdn. 102.ff.
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lichen Beklagten gesamtschuldnerisch zur Zahlung verurteil-
te, beruht diese Haftung nicht auf einem „Durchgriff“, son-
dern auf Ansprüchen aus dem Werkvertrag. Der Versuch,
daraus eine persönliche Haftung der Gesellschafter abzulei-
ten, missachtet die klare Trennung zwischen Gesellschaft und
Gesellschaftern und widerspricht den im georgischen Recht
entwickelten Kriterien für die Durchgriffshaftung, ohne eine
Begründung für diesen Schritt zu bieten.

Vor diesem Hintergrund liegt es nahe, die Entscheidung
auch am Maßstab des Art. 6 Abs. 1 EMRK zu messen. Die
dort verankerte Pflicht der Gerichte, ihre Entscheidungen

nachvollziehbar und überprüfbar zu begründen, steht in einem
Spannungsverhältnis zu einer Begründungstechnik, die zen-
trale Haftungserweiterungen lediglich assoziativ an Begriffe
wie „einheitliches Rechtsgeschäft“, Gesamtschuld oder
Durchgriff anlehnt, ohne die zugrunde liegenden Tatbestands-
voraussetzungen offen zu legen und sorgfältig zu prüfen.
Dass die Entscheidung insoweit den Eindruck der Willkür
erweckt, ist daher nicht nur zivilrechtlich problematisch, son-
dern wirft auch konventionsrechtliche Fragen auf.
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Ukraine

Verfassungsrecht. Am 5.8.2025 traten durch Gesetz
Nr. 4191-IX v. 8.1.2025 Änderungen in den Gesetzen über
die Staatsangehörigkeit der Ukraine1, über die Immigration2

und über die Rechtsstellung von Ausländern3 in Kraft, mit
dem ein vereinfachtes Verfahren für den Erwerb der ukrai-
nischen Staatsangehörigkeit durch den Ehegatten eines ukrai-
nischen Staatsangehörigen, der an der Verteidigung der terri-
torialen Integrität und Unversehrtheit der Ukraine teilnimmt
oder teilgenommen hat, eingeführt wurde (VVRU 2025,
Nr. 28, Pos. 93).

Durch die Gesetze Nr. 4220-IX und Nr. 4221-IX v. 15.1.
2025 wurde die Dauer des Kriegszustands und die Dauer der
allgemeinen Mobilmachung aufgrund des anhaltenden russi-
schen Angriffskriegs gegen die Ukraine erneut um jeweils
90 Tage verlängert (VVRU 2025, Nr. 31, Pos. 101, 102).

Verwaltungsrecht. Das Gesetz Nr. 4187-IX v. 8.1.2025 än-
derte das Gesetz über die Grundsätze der Überwachung,
Berichterstattung und Verifizierung von Treibhausgasemis-
sionen4. Die Änderungen dienen der Einhaltung des strategi-
schen Kurses der Ukraine zur Erlangung der Vollmitglied-
schaft in der EU und der Umsetzung der im Ukraine-Plan für
die „Ukraine Facility“ festgelegten Reformen, die mit finan-
zieller Unterstützung der EU im Zeitraum 2024-2027 durch-
geführt werden sollen. Das Gesetz sieht die Wiederaufnahme
des verbindlichen Systems zur Überwachung, Berichterstat-
tung und Verifizierung von Treibhausgasemissionen für An-

1) Gesetz Nr. 2235-III v. 18.1.2001, VVRU 2001, Nr. 13, Pos. 65;
zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 106.

2) Gesetz Nr. 2491-III v. 7.6.2001, VVRU 2001, Nr. 41, Pos. 197;
zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 106.

3) Gesetz Nr. 3773-VI v. 22.9.2011, VVRU 2012, Nr. 19-20,
Pos. 179; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 106.

4) Gesetz Nr. 377-IX v. 12.12.2019, VVRU 2020, Nr. 22, Pos. 150;
IOR-Chronik, WiRO 2020, S. 311.
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lagen vor, die in den Geltungsbereich der geltenden Gesetz-
gebung fallen, mit Ausnahme derjenigen, die nicht kontrol-
liert werden, zerstört sind oder sich in den vorübergehend
besetzten Territorien befinden oder deren Produktionstätig-
keit offiziell für eingestellt erklärt wurde. Zudem wurden die
Vorschriften an das Gesetz über die öffentlichen elektro-
nischen Register5 angepasst und Regelungen über die Füh-
rung des Einheitlichen Registers für die Überwachung, Be-
richterstattung und Verifizierung von Treibhausgasemissio-
nen eingeführt. Vorgesehen ist, die Betreiber danach zu unter-
scheiden, ob ihre Anlage unbeschädigt ist, erhebliche
Schäden (vollständig zerstört) oder geringfügige Schäden
(teilweise zerstört) erlitten hat. Die Verpflichtung zur Einrei-
chung von Berichten durch die Betreiber solcher Anlagen
wurde detailliert geregelt. Dies soll den Erhalt genauer und
objektiver Informationen über die Treibhausgasemissionen
der vom Gesetz umfassten Anlagen ermöglichen und die
Voraussetzungen für die Anwendung marktbasierter Mecha-
nismen zur Förderung der Reduzierung von Treibhausgas-
emissionen schaffen, um die Berechnung von Treibhausgas-
emissionen nach europäischen Standards zu gewährleisten
(VVRU 2025, Nr. 28, Pos. 91).

Darüber hinaus wurde durch Gesetz Nr. 4188-IX v. 8.1.
2025 das Gesetz über den Naturschutzfonds der Ukraine6

geändert. Die Verabschiedung des Gesetzes wurde seit lan-
gem von Umweltschützern und Ökoaktivisten gefordert, das
den Schutz der Territorien und Objekte des Naturschutzfonds
vor negativen Auswirkungen motorisierter Fahrzeuge verstär-
ken und deren anthropogene Belastung verringern soll. Be-
kannt wurde das Gesetz auch als sog. Jeeping-Verbot, da es
die Durchfahrt von Kraftfahrzeugen innerhalb der Territorien
und Objekte des Naturschutzfonds verbietet. Ausnahmen gel-
ten für öffentliche Straßen, Straßen und Wege in Städten und
anderen Ortschaften sowie Straßen auf privaten Grundstücken
und für bestimmte Gruppen von Bürgern und Amtspersonen.
Außerdem wurde die Klassifizierung der Territorien und Ob-
jekte des Naturschutzfonds um sog. mykologische Natur-
schutzgebiete ergänzt, die zum Schutz wertvoller Pilzarten
geschaffen werden (VVRU 2025, Nr. 28, Pos. 92).

Durch Gesetz Nr. 4197-IX v. 9.1.2025 wurden im Gesetz
über die Militärpflicht und den Militärdienst7 die Regeln für
die Einberufung von Bürgern zum Militärdienst und das Ver-
fahren ihrer medizinischen Untersuchung während der all-
gemeinen militärischen Grundausbildung novelliert. Das Ge-
setz regelt einzelne Fragen der Erfüllung der Militärpflicht
und des Militärdiensts im Zusammenhang mit der erstmaligen
Militärpflichterfassung. Jedes Jahr werden vom 1.1. bis 31.7.
männliche ukrainische Staatsangehörige, die in dem betref-
fenden Jahr das 17. Lebensjahr vollenden, im Register „Ober-
ih“ erfasst. Dies erfolgt entweder durch elektronische Identifi-
zierung und Aktualisierung ihrer personenbezogenen Daten
über das „Elektronische Portal für Militärpflichtige, Militär-
dienstpflichtige und Reservisten“ in dem vom Ministerkabi-
nett der Ukraine festgelegten Verfahren oder durch persönli-
ches Erscheinen beim zuständigen Territorialen Zentrum für
Rekrutierung und soziale Unterstützung (TCK) innerhalb ei-
ner festgelegten Frist. Triftige Gründe für eine Nichtaktuali-
sierung der Daten oder das Nichterscheinen beim TCK sind
Krankheit, Naturkatastrophen, der Aufenthalt auf einem vorü-
bergehend besetzten Territorium oder einem Territorium, in
dem Kampfhandlungen stattfinden, sowie sonstige Umstände,
die es unmöglich machen, die elektronische Identifizierung
durchzuführen oder beim TCK zu erscheinen. Eine wichtige
Änderung betraf die Abschaffung der medizinischen Erst-
untersuchung. Stattdessen findet eine obligatorische medizi-
nische Untersuchung unmittelbar vor der Einberufung zum
Grundmilitärdienst sowie vor Beginn der praktischen Übun-
gen im Rahmen der allgemeinen militärischen Grundausbil-

dung statt, die ab 2025 an den Hochschulen eingeführt wurde
(VVRU 2025, Nr. 29, Pos. 95).

Das Gesetz Nr. 4212-IX v. 14.1.2025 zur Stärkung der
Garantien für die Tätigkeit der Medien und Journalisten so-
wie zur Gewährleistung des Rechts der Bürger auf Zugang zu
Informationen führte die Transparenz der Arbeit staatlicher
und kommunaler Behörden sowie einen offenen Zugang der
Bürger und Medien zu Informationen über deren Tätigkeit,
einschließlich der parlamentarischen Ausschüsse, ein. Es ist
geplant, öffentliche Sitzungen abzuhalten und dafür zu sor-
gen, dass diese übertragen oder Videoaufzeichnungen spätes-
tens innerhalb von 24 Stunden nach Beendigung der Aus-
schusssitzung veröffentlicht werden. Gleichzeitig wurden die
Garantien für die berufliche Tätigkeit von Journalisten, Me-
dienmitarbeitern und Vertretern zivilgesellschaftlicher Orga-
nisationen erweitert und präzisiert. Insbesondere wurde das
Recht auf virtuelle Teilnahme an öffentlichen Ausschusssit-
zungen gewährleistet, die im Videokonferenzmodus stattfin-
den. Zudem wurden die Transparenz der Tätigkeit der Behör-
den der örtlichen Selbstverwaltung gestärkt, die Öffentlich-
keit der Sitzungen der Gemeinderäte sowie das Recht der
Anwesenden auf Aufzeichnung des Sitzungsablaufs gewähr-
leistet und die Mechanismen für den Zugang der Bürger zu
öffentlichen Informationen sowie für die Veröffentlichung
offizieller Dokumente verbessert. Entsprechende Änderungen
erfolgten in den Gesetzen über die örtliche Selbstverwaltung
in der Ukraine8, über die staatliche Unterstützung der Me-
dien, Garantien für die berufliche Tätigkeit sowie den sozia-
len Schutz von Journalisten9, über die Ausschüsse der Ver-
chovna Rada10 und über Information11 sowie im Medienge-
setz12. Das Gesetz trat einen Monat nach seiner Veröffent-
lichung am 20.1.2026 in Kraft (VVRU 2025, Nr. 52,
Pos. 242).

Wirtschaftsrecht. Das Gesetz Nr. 4213-IX v. 14.1.2025 än-
derte eine ganze Reihe von Gesetzen in den Bereichen Ener-
gie und Wärmeversorgung zur Verbesserung einzelner Be-
stimmungen im Zusammenhang mit der Ausübung wirt-
schaftlicher Tätigkeiten und der Geltung des Kriegszustands.
Die Änderungen betreffen vor allem das Verfahren zum An-
schluss an die Stromnetze. Zu den wichtigsten Neuerungen
zählt die Einführung einer Vorauszahlung für den Anschluss
an die Netze des Übertragungsnetzbetreibers. Der neue Me-
chanismus soll die Transparenz des Netzanschlussprozesses
gewährleisten und das Risiko einer unverantwortlichen Reser-
vierung von Netzkapazität verringern. Zudem wurde ein neu-
er Mechanismus der Reservierung von Netzkapazität für
Windkraftanlagen mit einer Leistung ab 20 MW eingeführt.
Gemäß dem Reservierungsvertrag muss der Auftraggeber in-
nerhalb von zwei Jahren einen Netzanschlussvertrag abschlie-
ßen. Die Reservierungsgebühr beträgt fünf EUR pro kW und
wird auf die Gesamtkosten des Netzanschlusses angerechnet.
Schließt der Auftraggeber keinen Vertrag ab, verbleiben die
Mittel im Bestand des Netzbetreibers. Die technischen Bedin-
gungen für den Anschluss gelten höchstens drei Jahre, können

5) Gesetz Nr. 1907-IX v. 18.11.2021, VVRU 2023, Nr. 11, Pos. 27;
IOR-Chronik, WiRO 2022, S. 344.

6) Gesetz Nr. 2456-XII v. 16.6.1992, VVRU 1992, Nr. 34, Pos. 502.
7) Gesetz Nr. 2232-XII v. 25.3.1992, VVRU 1992, Nr. 27, Pos. 385;

zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 175.
8) Gesetz Nr. 280/97-VR v. 21.5.1997, VVRU 1997, Nr. 24, Pos. 170;

zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 106.
9) Gesetz Nr. 540/97-VR v. 23.9.1997, VVRU 1997, Nr. 50, Pos. 302;

zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 175.
10) Gesetz Nr. 116/95-VR v. 4.4.1995, VVRU 1995, Nr. 19, Pos. 134;

zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2021, S. 378.
11) Gesetz Nr. 2938-VI v. 13.1.2011, VVRU 2011, Nr. 32, Pos. 313;

IOR-Chronik, WiRO 2012, S. 89.
12) Gesetz Nr. 2849-IX v. 13.12.2022, VVRU 2023, Nr. 47-50,

Pos. 120; IOR-Chronik, WiRO 2023, S. 254; 2024, S. 55.
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jedoch unter bestimmten Bedingungen verlängert werden.
Die Einführung klarer Gültigkeitsfristen für die technischen
Bedingungen soll die Möglichkeit des Missbrauchs durch
Auftraggeber verringern, die keine ernsthaften Bauabsichten
haben. Das Gesetz sieht die Möglichkeit vor, Anlagen aus
verschiedenen Quellen an einem Anschlusspunkt (Cable Poo-
ling) anzuschließen. Dies ermöglicht es, verschiedene Tech-
nologien zur Stromerzeugung zu kombinieren und die Nut-
zung der Netzinfrastruktur zu optimieren. Bisher war der
Mechanismus des Cable Pooling nicht klar geregelt, was
administrative Hindernisse für die Zusammenführung ver-
schiedener Erzeugungsarten mit sich brachte. Die Genehmi-
gung zur Nutzung eines einzigen Anschlusspunkts für ver-
schiedene Erzeugungsarten vereinfacht den Anschluss von
erneuerbaren Energiequellen erheblich, ermöglicht eine effi-
zientere Nutzung der Infrastruktur ohne zusätzliche Kosten
für separate Anschlusspunkte und eröffnet Investoren im Be-
reich der erneuerbaren Energien neue Möglichkeiten. Alle
bestehenden Anschlussverträge waren innerhalb von drei Mo-
naten an die neuen Anforderungen anzupassen; dies galt ins-
besondere für die Bestimmungen zur Vorauszahlung für den
Anschluss (VVRU 2025, Nr. 30, Pos. 98).

Handelsrecht. Am 9.1.2025 verabschiedete die Verchovna
Rada das Gesetz Nr. 4196-IX über die Besonderheiten der
Regulierung der Geschäftstätigkeit bestimmter Arten juristi-
scher Personen und ihrer Zusammenschlüsse während einer
Übergangszeit, mit dem das Wirtschaftsgesetzbuch13 (WGB)
faktisch abgeschafft wurde. Hauptzweck des Gesetzes war es,
die Gesetzgebung zu vereinheitlichen und Diskrepanzen und
Rechtskonflikte zu beseitigen, die aufgrund der parallelen
Regelung der Wirtschaftsbeziehungen durch das WGB und
das Zivilgesetzbuch14 (ZGB) bestanden. Das Gesetz wurde
im Rahmen umfassender Wirtschaftsreformen verabschiedet.
Es fügt sich in die staatliche Politik der Korporatisierung von
Staatsunternehmen ein, indem sie in Aktiengesellschaften
oder andere Wirtschaftsgesellschaften mit einer klaren Auf-
teilung der Managementfunktionen umgewandelt werden.
Das Gesetz überträgt eine Reihe von Bestimmungen des
WGB in das ZGB sowie weitere Sondergesetze, z. B. das
Insolvenzgesetz. Der Normenblock zum öffentlichen Auf-
tragswesen, Konzessionsverträgen und natürlichen Mono-
polen wurde in einschlägige Spezialgesetze überführt. Mit der
Abschaffung des WGB haben solche Unternehmensformen,
die wie Privat- und Staatsunternehmen nur im WGB geregelt
waren, keine gesonderte Rechtsgrundlage mehr. Unterneh-
men, die noch in solchen Rechtsformen tätig sind, müssen
ihren Status ändern und sich in eine geltende Rechtsform
umwandeln. In der Praxis bedeutet dies entweder eine Um-
wandlung in eine GmbH oder eine Aktiengesellschaft; die
Personenhandelsgesellschaften (volle Gesellschaft, Komman-
ditgesellschaft) spielen in der Ukraine so gut wie keine Rolle.
Das Gesetz trat sechs Monate nach seiner Veröffentlichung
am 28.8.2025 in Kraft. Mit dem Tag seines Inkrafttretens
begann eine Übergangsfrist von drei Jahren. Mithin haben die
betroffenen Unternehmen ab der Verabschiedung des Geset-
zes ca. 3,5 Jahre Zeit, um ihre Tätigkeit mit den neuen Regeln
in Einklang zu bringen15 (VVRU 2025, Nr. 28-29, Pos. 94).

Straf- und Strafprozessrecht. Durch Gesetz Nr. 4200-IX v.
9.1.2025 wurde das Strafgesetzbuch16 um einen neuen Tat-
bestand ergänzt. Verstöße gegen die gesetzlich festgelegten
Anforderungen an die Instandhaltung und den Betrieb von
Anlagen des Zivilschutzes sowie die Nichtgewährung eines
ungehinderten, rund um die Uhr bestehenden Zugangs der
Bevölkerung zu den Objekten des Zivilschutzes im Fall eines
Luftalarms, werden, wenn dies zu mittelschweren oder
schweren Körperverletzungen oder zum Tod einer Person

geführt hat, mit Freiheitsentzug von drei bis acht Jahren be-
straft. Im Ordnungswidrigkeitengesetzbuch17 sind Geldbußen
für entsprechende Verstöße vorgesehen, die nicht zu einer
Körperverletzung oder zum Tod einer Person geführt haben.
Der Tatbestand der Nichtbefolgung rechtmäßiger Anordnun-
gen von Beamten der zentralen Zivilschutzbehörde bzw. der
Behinderung ihrer Tätigkeit wurde neu gefasst (VVRU 2025,
Nr. 29, Pos. 96).

Arbeits- und Sozialrecht. Das Gesetz Nr. 4219-IX v. 15.1.
2025 novellierte das Gesetz über die Grundlagen des sozialen
Schutzes von Menschen mit Behinderungen in der Ukraine18.
Es sieht die Schaffung günstiger Bedingungen für die Be-
schäftigung von Menschen mit Behinderungen vor, und zwar
durch die Einführung staatlicher Standards für die Gestaltung
von Arbeitsplätzen für verschiedene Arten von Funktions-
beeinträchtigungen sowie durch den Wegfall von Verwal-
tungs- und Wirtschaftssanktionen zugunsten der Zahlung von
Beiträgen bei Nichteinhaltung der festgelegten Normen. Da-
rüber hinaus legt das Gesetz die Verpflichtung fest, solchen
Personen soziale Dienstleistungen zur Verfügung zu stellen,
insbesondere soziale Begleitung am Arbeitsplatz, einen per-
sönlichen Assistenten, Gebärdensprachdolmetscher usw., die
ein unverzichtbarer Bestandteil ihrer Integration in das Ar-
beitsleben sind. Das Gesetz trat am 1.1.2026 in Kraft und
dient der Eurointegration der Ukraine (VVRU 2025, Nr. 30-
31, Pos. 100).

Am 7.2.2026 trat das Gesetz Nr. 4223-IX v. 15.1.2025
über das System zum Schutz der psychischen Gesundheit in
der Ukraine in Kraft. Das Gesetz legt strenge Anforderungen
an Psychologen, Psychotherapeuten und Fachkräfte im Be-
reich der psychischen Gesundheit fest: von der obligatori-
schen Zertifizierung bis hin zu ethischen Standards. Diese
Anforderungen zielen darauf ab, die Qualität der Dienstleis-
tungen zu verbessern, die Rechte der Klienten zu schützen
und eine Angleichung an europäische Standards zu erreichen.
Während einer Übergangsphase bis zum 7.2.2031 ist die
Zertifizierung freiwillig. Gleichzeitig müssen diejenigen, die
aus dem Staats- oder Kommunalhaushalt finanzierte Dienst-
leistungen erbringen, die Zertifizierung bereits bis zum 7.2.
2028 absolvieren. Fachkräfte müssen über einen Hochschul-
abschluss im Fach „Psychologie“ oder eine medizinische
Ausbildung verfügen. Zudem sind Fortbildungen sowie die
Möglichkeit zur Teilnahme an akkreditierten Ausbildungs-
programmen vorgesehen. Anbieter von Dienstleistungen im
Bereich der psychischen Gesundheit müssen in ein staatliches
Register eingetragen sein. Dies gilt für alle Fachkräfte un-
abhängig von Rechtsform und Finanzierungsquelle. Das Ge-
setz verbietet ausdrücklich die Erbringung psychologischer
oder psychotherapeutischer Dienstleistungen ohne entspre-
chende Ausbildung und Zertifizierung. Verstöße können zi-
vil- oder ordnungswidrigkeitsrechtliche Folgen nach sich zie-
hen. Strafrechtliche Konsequenzen drohen nur in Fällen, in
denen die Folgen der Handlungen als schwerwiegend einge-
stuft werden, z. B. bei Betrug oder Gesundheitsschädigung.
Fachkräfte müssen sich an einen Ethikkodex halten, nach

13) Siehe das Gesetz Nr. 436-IV v. 16.1.2003, VVRU 2003, Nr. 18-
22, Pos. 144; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 33.

14) Gesetz Nr. 534-IV v. 16.1.2003, VVRU 2003, Nr. 40-44,
Pos. 356; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 178.

15) Siehe hierzu Bauer-Mitterlehner/Fastovets, Von Galizien bis zur
EU-Annäherung: Die Rezeption des österreichischen und deutschen
Rechts im ukrainischen Zivil- und Handelsrecht, WiRO 2025, S. 128-136
(134 f.), DOI: 10.61028/wiro-2025-04-42.

16) Gesetz Nr. 2341-III v. 5.4.2001, VVRU 2001, Nr. 25-26,
Pos. 131; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 180.

17) Gesetz Nr. 8073-X v. 7.12.1984, VVRU URSR 1984, Nr. 51 (An-
lage), Pos. 1122; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 110.

18) Gesetz Nr. 875-XII v. 21.3.1991, VVR URSR 1991, Nr. 21,
Pos. 252; IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 73.
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wissenschaftlich fundierten Ansätzen arbeiten und sich regel-
mäßig einer Supervision unterziehen. Außerdem wird die
schrittweise Einführung einer kontinuierlichen beruflichen
Weiterbildung erwartet. Psychologische Hilfe darf nur mit
der informierten Einwilligung der betroffenen Person geleis-
tet werden. Eine Zwangsbehandlung ist nur im Rahmen der
gesetzlich festgelegten Ausnahmen möglich (VVRU 2025,
Nr. 31, Pos. 103).

Internationale Rechtsbeziehungen. Am 9.1.2025 ver-
abschiedete die Verchovna Rada den Beschluss Nr. 4206-IX,
mit dem sie die Massenvernichtung und Vertreibung der
Tscherkessen (Adygen) durch das Russische Reich während
des Russisch-Kaukasischen Kriegs (1763-1864) als Völker-
mord anerkennt. Der Beschluss war ein wichtiger Schritt für
die Verurteilung der Kolonialpolitik Russlands und die Unter-
stützung unterdrückter Völker. Zur Umsetzung dieser politi-
schen Position verabschiedete das Ministerkabinett mit Ver-
fügung Nr. 270-r v. 28.3.2025 einen Appell an die Regierun-
gen der Staaten der Welt zur Förderung der Sensibilisierung
für den Völkermord am tscherkessischen (adygischen) Volk
(OVU 2025, Nr. 11, Pos. 861).

Wiss. Ref. Antje Himmelreich

Polen

Verfassungsrecht. Im März 2026 wurden sechs neue Richter
zum VerfGH durch den Sejm gewählt. Diese Richter wurden
durch die einfache Mehrheit im Sejm, mit der Mehrheit der
Stimmen der regierenden Partei der Bürgerkoalition (Koalicja
Obywatelska) gewählt. Der Präsident weigerte sich, vier der
neuen Richter, Krystiana Markiewicz, Marcin Dziurda, Ma-
ciej Taborowski und Anna Korwin-Piotrowską, zu vereidigen,
da sie sich aktiv in der Opposition gegen die sog. „Justizre-
form“ engagiert hatten. Zwei weitere Richter, die ebenfalls
vom Sejm gewählt wurden, wurden jedoch vereidigt, da sie
dem Präsidenten weniger kontrovers erschienen. Grundlage
für die Wahl war u. a. ein Sejmbeschluss, der einen Tag vor
der Wahl der Richter zum VerfGH verabschiedete wurde. Der
Sejmbeschluss lautete „über die Maßnahmen, die erforderlich
sind, um sicherzustellen, dass der VerfGH die Anforderungen
an ein gesetzlich eingerichtetes, unabhängiges und unpar-
teiisches Gericht erfüllt“. In dem Beschluss heißt es, dass der
derzeitige VerfGH „im Lichte der verfassungsrechtlichen
Standards sowie der für die Republik Polen verbindlichen
internationalen und europäischen Standards seine Funktion
als unparteiisches und unabhängiges Organ, das den Bürgern
der Republik Polen als wichtigster Hüter ihrer verfassungs-
mäßigen Rechte dient, nicht mehr erfüllt“. Im Februar 2026
bereits riefen einige Abgeordnete der oppositionellen PiS-
Partei den VerfGH an,19 der seit Ende 2024 einen neuen –
noch von der Mehrheit der PiS-Partei gewählten – Präsiden-
ten hat. Sie beantragten, 1) dass Art. 2 des Gesetzes über den
Status der Richter am VerfGH in dem Umfang als er dem
Sejm die Kompetenz gibt, in einem Beschluss als Akt der
internen Arbeitsorganisation des Sejm die Grundsätze und
das Verfahren für die Nominierung eines Kandidaten sowie
die Wahl eines Richters am VerfGH, einschließlich der freien
Festlegung der Stimmenmehrheit, die für die Wahl eines
Richters am Verfassungsgericht erforderlich ist, gegen die
Art. 2, 7, 10, 60, 112 und 197 Verf; 2) Art. 2 Abs. 2 des in
Punkt 1 genannten Gesetzes, soweit er die Wahl eines Rich-
ters am VerfGH zulässt, a) unter Verletzung des Grundsatzes
der Kontinuität der Tätigkeit des VerfGH sowie der Kontinui-

tät und des individuellen Charakters der Amtszeit eines Rich-
ters am VerfGH aufgrund der Nichtberücksichtigung eines
Mechanismus, der die Verwirklichung dieser Grundsätze ge-
währleistet, verstößt b) unter Nichtberücksichtigung der Wahl
im Verhältnis zur Anzahl der freien Sitze im Verfassungs-
gericht, insbesondere unter den in Buchstabe a) beschriebe-
nen Umständen, eines Kandidaten, der von einer Gruppe von
Abgeordneten, die im Namen der Fraktion mit der größten
Anzahl an Abgeordneten in der jeweiligen Legislaturperiode
des Sejm handeln, mit dem sich aus der Präambel der Ver-
fassung ergebenden Grundsatz der Effizienz und Zuverlässig-
keit der Tätigkeit öffentlicher Institutionen, mit Art. 2, Art. 4
Abs. 1 und 2, Art. 1, 60 sowie Art. 194 Abs. 1 der Verf ver-
stößt; 3) dass Art. 4 Abs. 1 des in Punkt 1 genannten Ge-
setzes, soweit er dem Präsidenten der Republik Polen die
Pflicht auferlege, den Eid von einer vom Sejm der Republik
Polen gewählten Person in einer Weise und nach Regeln ent-
gegenzunehmen, deren Rechtswidrigkeit vom VerfGH fest-
gestellt wurde, sowie trotz der Anfechtung der der Wahl
zugrunde liegenden Vorschriften vor dem VerfGH angefoch-
ten wurden, vor Erlass einer endgültigen Entscheidung durch
das Gericht, mit dem sich aus der Präambel der Verfassung
ergebenden Grundsatz der Effizienz und Zuverlässigkeit der
Tätigkeit öffentlicher Institutionen im Zusammenhang mit
Art. 197 Verf, mit Art. 2, Art. 190 Abs. 1 und Art. 197 Verf
verstoßen würde; 4) dass Art. 26, 30 und Art. 31 GO des
Sejm der Republik Polen, soweit sie die Grundsätze und das
Verfahren für die Nominierung von Kandidaten und die Wahl
der Richter des VerfGH, einschließlich der Festlegung der für
die Wahl eines Richters am VerfGH erforderlichen Stimmen-
mehrheit gegen den sich aus der Präambel der Verfassung
ergebenden Grundsatz der Effizienz und Zuverlässigkeit der
Tätigkeit öffentlicher Institutionen im Zusammenhang mit
Artt. 2, 7, 10, 60, 112 und 197 Verf verstoßen würde. Darüber
hinaus beantragten sie, dass der VerfGH feststellt, dass: 1) die
im Antrag genannten Vorschriften, die als unvereinbar mit
der Verfassung angesehen würden, am Tag vor der Wahl der
Richter des im Jahr 2026 aufgrund von Art. 190 Abs. 3 Verf
ihre Gültigkeit verlieren sollten, 2) das Urteil des VerfGH in
der vorliegenden Sache keine Grundlage für die Wiederauf-
nahme von Verfahren darstellt, die auf der Grundlage der
Bestimmungen abgeschlossen wurden, die in der Zeit vor
dem Verlust ihrer Gültigkeit als mit der Verfassung unver-
einbar angesehen worden wären. In der Begründung führten
sie u. a. aus, dass die Dynamik der Beziehungen zwischen
den einzelnen Staatsgewalten auch darin zum Ausdruck kom-
me, dass die Auslegung der Verfassungsnormen die Umstän-
de berücksichtigen müsse, unter denen das Fehlen ausdrück-
licher verfassungsrechtlicher Mechanismen mit bremsender
und garantierenden Mechanismen das Ergreifen von Maßnah-
men durch die politischen Organe begünstigen könne, die
darauf abzielen, die Zusammensetzung und die Wahl der
Richter des VerfGH zu manipulieren, und damit darauf, des-
sen Unabhängigkeit einzuschränken oder die Wirkungen der
vom VerfGH ausgeübten Befugnisse auszuschalten.20 Der
Generalstaatsanwalt nahm in dem Verfahren ebenfalls Stel-
lung und berief sich auf die Beschlüsse des Ministerrats v.
6.3.2024 zur Beseitigung der Folgen der Verfassungskrise der
Jahre 2015-2023 im Zusammenhang mit der Tätigkeit des
VerfGH (M. P. Pos. 198) sowie den Beschluss Nr. 162 v.
18.12.2024 über die Bekämpfung der negativen Folgen der
Verfassungskrise im Bereich der Justiz (M. P. Pos. 1068). Er
führte aus, dass die Verstöße gegen die Verfassung und das

19) Antrag einer Gruppe von Abgeordneten v. 3.2.2026 beim VerfGH,
https://ipo.trybunal.gov.pl/ipo/Sprawa?&pokaz=dokumenty&sygnatu-
ra=K%203/26 (abgerufen am 15.5.2026).

20) A. a. O.
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Recht durch die Tätigkeit des VerfGH ein Ausmaß angenom-
men hätten, das die Wahrnehmung der verfassungsmäßigen
Aufgaben im Bereich der Prüfung des Rechts anhand der
Verfassung, einschließlich des Schutzes der Menschen- und
Bürgerrechte, unmöglich mache. Im Zusammenhang mit dem
sich aus Art. 7 Verf ergebenden Grundsatz der Gesetzmäßig-
keit, wonach die Organe der öffentlichen Gewalt auf der
Grundlage und im Rahmen des Gesetzes handeln, müsse die
Berücksichtigung von Entscheidungen des VerfGH, die unter
Verletzung des Gesetzes ergangen sind, in der Tätigkeit der
Organe der öffentlichen Gewalt als Verstoß gegen den Grund-
satz der Gesetzmäßigkeit durch diese Organe angesehen wer-
den.21 Im Mai 2026 entschied der VerfGH dann über den
Antrag und gab ihm teilweise statt. Bislang ist die Begrün-
dung noch nicht veröffentlicht. Der Tenor des Urteils lautet,
dass Art. 4 Abs. 1 des Gesetzes v. 30.11.2016 über den Status
der Richter am VerfGH (Dz.U. 2018, Pos. 1422), so verstan-
den, dass er dem Präsidenten der Republik Polen die Pflicht
auferlegt, von der vom Sejm der Republik Polen zum Richter
am VerfGH gewählten Person den Eid abzunehmen, in Wi-
derspruch zu Art. 126 i. V.m. Art. 2 Verf stünde. Im Übrigen
wurde das Verfahren eingestellt. Der Präsident des VerfGH
ließ diese vier eingangs genannten Richter, aufgrund der
Nichtvereidigung durch den Präsidenten der Republik nicht
zu Spruchkörpern des VerfGH zu (VerfGH, Urt. v. 12.5.
2026, Sign.: K 3/26).

RAin Tina de Vries

Tschechische Republik

Verfassungsrecht. Das Plenum des VerfG hat durch Befund
v. 25.3.202622 zentrale Bestimmungen eines Konkordats mit
dem Heiligen Stuhl für verfassungswidrig erklärt, sodass der
völkerrechtliche Vertrag in dieser Form nicht ratifiziert wer-
den darf. Als verfassungswidrig wird zum einen die Bestim-
mung zum Beichtgeheimnis angesehen, weil das Abkommen
katholischen Geistlichen einen umfassenderen Schutz des
Beichtgeheimnisses einräumen könnte als das nationale
Recht. Die Erweiterung an sich sei nicht problematisch. Un-
zulässig sei jedoch die Privilegierung der katholischen Kirche
gegenüber anderen Glaubensgemeinschaften, was nach An-
sicht des VerfG gegen das staatliche Neutralitätsgebot und
den Gleichbehandlungsgrundsatz verstößt. Zudem sei auch
die Ungleichbehandlung gegenüber dem Anwaltsgeheimnis
verfassungswidrig, da das Beichtgeheimnis unzulässigerweise
bevorzugt werde, obwohl es sich um verfassungsrechtlich
vergleichbare Garantien handle. Zum anderen wurde die Be-
stimmung zum Zugang zu kirchlichen Archiven beanstandet,
weil das Konkordat die katholischen Kirchenarchive dem
Anwendungsbereich des Archivgesetzes entziehen würde,
während andere Kirchen weiterhin daran gebunden blieben.
Dies sei nicht zulässig, da dieser kulturelle Schatz und bedeu-
tende Teil der tschechischen Geschichte nicht der alleinigen
Verfügung eines außerhalb der öffentlichen Gewalt stehenden
Subjekts überlassen werden dürfe. Da dadurch der Zugang
nicht gesetzlich gewährleistet wäre, sei auch die Wissen-
schaftsfreiheit gefährdet. Den Antrag auf verfassungsrecht-
liche Überprüfung des Konkordats hatten 17 Senatoren ge-
stellt (Nr. 58/2026).

Das Abgeordnetenhaus hat den Senat überstimmt und eine
Novelle des Gesetzes über staatliche Feiertage23 beschlossen,
durch die der 28. März als Geburtstag von Jan Amos Komen-
ský (Johann Amos Comenius) und der 30. März als Tag der
tschechischen Flagge in die Liste der bedeutenden Tage auf-

genommen wurden. Während der Comenius-Gedenktag in
beiden Parlamentskammern Zustimmung fand, lehnte der Se-
nat die Einführung des Flaggentags mit der Begründung ab,
es reiche aus, den Sankt-Wenzels-Tag in „Tag der tsche-
chischen Staatlichkeit und Staatssymbole“ umzubenennen.
Ein selbständiger Gedenktag für ein einzelnes Staatssymbol
sei nicht erforderlich. Einige Senatoren bezeichneten den
Vorschlag als reine politische Geste, die dem Nationalismus
diene und nicht den Respekt vor den Staatssymbolen (gemäß
dem Gesetz über Staatssymbole24 sind außer der Staatsflagge
das große und kleines Staatswappen, die Staatsfarben (Triko-
lore), die Präsidentenstandarte, das Staatssiegel und die Na-
tionalhymne Staatssymbole) vergrößere. Da das Abgeord-
netenhaus den Senat überstimmt hat, kam die Novelle auch
ohne dessen Zustimmung zustande. Der 30. März wurde in
Erinnerung an den 30.3.1920 gewählt, als die tschechoslowa-
kische Fahne gesetzlich festgelegt wurde. Die ČR behielt
diese Flagge nach Auflösung der ČSR als Staatsflagge bei.
An den beiden neuen bedeutenden Tage besteht kein Arbeits-
frei (Nr. 59/2026 Sb.).

Verwaltungsrecht. Das hat Parlament hat ein neues Gesetz
über die Verwaltung von Daten und den gesteuerten Zugang
verabschiedet, das die Grundlage für eine moderne und effi-
ziente Datennutzung in der öffentlichen Verwaltung schafft.
Das Gesetz implementiert den europäische Daten-Governan-
ce-Rechtsakt25 und verpflichtet die Behörden, ihre Daten zen-
tral in dem neu geschaffenen Nationalen Datenkatalog zu
erfassen, der ab 2029 für alle Ämter verpflichtend sein wird.
Das Gesetz ermöglicht einen rechtssicheren und gesteuerten
Zugang zu nicht-öffentlichen Daten für wissenschaftliche
Forschung, Bildung und innovative Anwendungen, wobei
strenge Datenschutz- und Anonymisierungsvorschriften gel-
ten. Die Digitale und Informationsagentur (DIA) wird als
zentrale Anlaufstelle und Knotenpunkt für die europäische
Dateninfrastruktur fungieren (Nr. 60/2026 Sb.)

Finanzrecht. Das Parlament hat das Haushaltsgesetz für das
laufende Jahr 2026 verabschiedet. Es rechnet mit Einnahmen
i. H. v. 2.117 Mrd. CZK (ca. 87,2 Mrd. EUR) und mit Aus-
gaben i. H. v. 2.427 Mrd. CZK (ca. 99,99 Mrd. EUR). Das
Haushaltsdefizit wird mit 310 Mrd. CZK (ca. 12,7 Mrd.
EUR) angegeben (Nr. 38/2026 Sb.).

Als Reaktion auf die steigenden Rohölpreise infolge des
Iran-Kriegs hat das Parlament ein Gesetz über die Regeluie-
rung von Treibstoffpreisen durch die Regierung verabschie-
det. Das Gesetz erlaubt es der Regierung, die Preise für
Treibstoffe auf dem Gebiet der ČR zu regulieren, sofern eine
außergewöhnliche Marktsituation auf dem Markt mit Treib-
stoffen entsteht oder sofern es die Folgen einer solchen außer-
gewöhnlichen Marktsituation erfordern. Mit Treibstoffen sind
insbesondere Diesel und Benzin gemeint. Die Regierung ist
berechtigt für die Dauer von maximal zwölf Monaten regulie-
rend einzugreifen. Die Festlegung von Mindest- und Fest-
preisen ist nicht zulässig. Die Regulierung erfolgt derzeit
durch Festlegung von Höchstpreisen, die auf der Webseite
des Finanzministeriums bekanntgemacht werden. Vor der
Schaffung dieser gesetzlichen Rechtsgrundlage erfolgte die
Deckelung der Treibstoffpreise durch Allgemeinverfügung

21) Schriftsatz des Generalstaatsanwalts v. 12.3.2026, https://
ipo.trybunal.gov.pl/ipo/Sprawa?&pokaz=dokumenty&sygnatura=K%
203/26 (abgerufen am 15.5.2026).

22) Pl. ÚS 8/25.
23) Gesetz Nr. 245/2000 Sb.
24) Gesetz Nr. 3/1993 Sb.
25) VO (EU) 2022/868 des Europäischen Parlaments und des Rats v.

30.5.2022 über europäische Daten-Governance und zur Änderung der
VO (EU) 2018/1724 (Daten-Governance-Rechtsakt).
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des Finanzministeriums. Das Gesetz ist am 13.5.2026 in Kraft
getreten (Nr. 63/2026 Sb.).

Eine RegVO auf Grundlage des Gesetzes über die Regulie-
rung von Treibstoffpreisen durch die Regierung wurde am
18.5.2026 für den Zeitraum vom 20.5. bis 31.5.2026 erlassen.
Die RegVO legt fest, dass die Marge max. 3 CZK (ca. 12
Cent) je Liter Treibstoff, der an öffentlich zugänglichen
Tankstellen verkauft wird, betragen darf (Nr. 65/2026 Sb.).

Durch eine weitere RegVO werden in derselben Weise,
wie im vorherigen Absatz beschrieben, die Treibstoffpreise
für den Zeitraum vom 1.6. bis 30.6.2026 gedeckelt (Nr. 80/
2026 Sb.).

Wirtschaftsrecht. Durch RegVO wurde die Musterwiderufs-
belehrung für Fernabsatz- und Haustürgeschäfte26 geändert.
Das Muster berücksichtigt nun auch Fälle, in denen der Wi-
derruf per Widerrufbutton online möglich ist (Nr. 66/
2026 Sb.)

Internationale Rechtsbeziehungen. Das Außenministerium
hat bekannt gemacht, dass das am 25.11.2019 unterzeichnete
Auslieferungsabkommen mit der Republik Argentinien ratifi-
ziert und am 30.11.2025 in Kraft getreten ist (Nr. 53/
2026 Sb.).

Rechtsanwalt/advokát Jan Sommerfeld, Regensburg/Prag

Slowakische Republik

Verfassungsrecht. Die GO des Nationalrats27 wurde novel-
liert. Ziel der Reform ist eine deutliche Steigerung der par-
lamentarischen Disziplin. Die Novelle führt eine Reihe ver-
schärfter Regeln und Sanktionen ein. Abgeordnete sind nun
gesetzlich verpflichtet, sich an einen vom Nationalrat zu ver-
abschiedenden Ethikkodex zu halten. Dieser Kodex soll die
Grundsätze des Anstands und der guten Sitten im Parlament
festlegen. Die Befugnisse des Parlamentspräsidenten bzw.
des Sitzungsvorsitzenden wurden erweitert. Er entscheidet
nun im ersten Schritt über das Vorliegen eines Disziplinar-
verstoßes und kann sofortige operative Maßnahmen ergreifen.
Die für Redebeiträge zur Verfügung stehende Zeit wurde ver-
kürzt, und die Anzahl der Wortmeldungen wurde begrenzt
(Nr. 34/2026 Z.z.).

Der Präsident hat am 20.4.2026 ein Referendum für den
4.7.2026 einberufen. Zur Abstimmung stehen zwei Fragen.
Die stimmberechtigten Bürgerinnen und Bürger können darü-
ber entscheiden, ob die lebenslange Rente für bestimmte Ver-
fassungsorgane, darunter der Ministerpräsident, abgeschafft
werden soll. Zur Abstimmung steht außerdem die Wieder-
einführung der Sonderstaatsanwaltschaft und der Nationalen
Kriminalitätsagentur. Beide Behörden waren in der Vergan-
genheit maßgeblich für die Verfolgung von Korruptionskri-
minalität verantwortlich (Nr. 60/2026 Z.z.).

Verwaltungsrecht. Der Nationalrat hat ein neues Gesetz über
internationalen Schutz verabschiedet, das die bestehenden
(Asyl-)verfahren modernisiert und die europäischen Reform-
vorgaben umsetzt. Eine zentrale Neuerung ist die Durchfüh-
rung von Asylverfahren direkt an den EU-Außengrenzen mit
einer Entscheidungsfrist von 12 bis 16 Wochen, noch vor der
Einreise in die SR. Das Gesetz führt zudem kostenlose
Rechtsberatung für Antragsteller, die verpflichtende Audio-
aufzeichnung von Anhörungen zur Steigerung der Trans-
parenz sowie strengere Sicherheitsüberprüfungen ein. Das
Gesetz ist am 12.6.2026 in Kraft getreten (Nr. 69/2026 Sb.).

Ein neues Gesetz über die Beglaubigung von Urkunden
und Unterschriften auf Urkunden wurde verabschiedet. Ge-
regelt wird die Beglaubigung durch Bezirksämter und Ge-
meinden. Das Gesetz definiert nun klarer, wann keine Be-
glaubigung durchgeführt werden darf. Dies soll unterschiedli-
che, bisher mögliche Interpretationen verhindern. Konkret ist
z. B. die Beglaubigung einer Kopie ausgeschlossen, wenn das
Originaldokument ein Sicherheitsmerkmal (z. B. Wasserzei-
chen) enthält, das auf der Kopie verschwinden würde oder die
beglaubigte Unterschrift für das Ausland bestimmt ist. Abge-
löst wird das bisherige Gesetz aus dem Jahr 200128 (Nr. 78/
2026 Z.z.).

Finanzrecht. Eine Novelle des Geldwäschegesetzes29 wurde
verabschiedet. Es werden vor allem die Regeln zur Identifi-
zierung und Überprüfung wirtschaftlich Berechtigter ver-
schärft, um EU-Vorgaben30 umzusetzen und Defizite im Mo-
neyval-Bericht zu beheben. Kernstück ist die Schaffung eines
Registers für ausländische Treuhandfonds beim Innenministe-
rium, die über eine Verbindung zur SR verfügen, sowie die
Änderung des Zugangs zum zentralen Register der wirtschaft-
lich Berechtigten, das künftig nicht mehr öffentlich zugäng-
lich ist (Nr. 73/2026 Z.z.).

Das Gesetz über die Kfz-Haftpflichtversicherung31 wurde
novelliert. Die Novelle führt automatische Sanktionen für
Halter von Kfz ohne Haftpflichtversicherung ein. Ziel ist es,
die geschätzt 300.000 nicht versicherten Fahrzeuge von den
Straßen zu bekommen. Kfz, die länger als zwei Jahre ohne
Versicherung sind, werden systematisch aus dem Register
gelöscht. Bei Fehlen der Versicherung für mehr als 30 Tage
werden automatisch Bußgelder von 120 bis 900 EUR je nach
Fahrzeugtyp fällig. Wird keine Abhilfe geschaffen, wird alle
150 Tage ein erneutes Bußgeld verhängt, welches such je-
weils verdoppelt. Bei der Hauptuntersuchung wird das Fehlen
einer Versicherung ein Prüfhinderungsgrund sein (Nr. 77/
2026 Z.z.).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Das Gesetz über das Standes-
amtswesen32 wurde novelliert. Eine bedeutende Neuerung
stellt die Möglichkeit, Personenstandsurkunde in elektro-
nischer Form zu erteilen, dar (Nr. 70/2026 Z.z.).

Straf- und Strafprozessrecht. Das StGB33 wurde um den
Straftatbestand der Beschädigung von Kriegs- und Soldaten-
gräbern sowie Holocaust-Mahnmalen (§ 248b) erweitert. Das
Grunddelikt – die vorsätzliche Beschädigung Unbrauchbar-
machung oder Zerstörung eines Orts, an dem die sterblichen
Überreste eines Kriegsopfers oder eines Soldatenopfers bei-
gesetzt sind, eines Grabsteins, eines Mahnmals, eines anderen
pietätvollen Symbols oder einer Gedenkstätte, die an ein
Kriegsereignis, ein militärisches Ereignis oder einen bewaff-
neten Konflikt erinnert, oder eines Mahnmal für die Opfer
des Holocaust oder eines anderen Völkermords – wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr geahndet, sofern lediglich

26) RegVO Nr. 29/2023 Sb.
27) Gesetz Nr. 350/1996 Z.z. Vgl. zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2022,

S. 380.
28) Gesetz Nr. 599/2001 Z.z.
29) Gesetz Nr. 297/2008 Z.z. Näher dazu IOR-Chronik, WiRO

2008,S. 375; zuletzt WiRO 2020, S. 378.
30) RL (EU) 2024/1640 des Europäischen Parlaments und des Rats v.

31.5.2024 über die von den Mitgliedstaaten einzurichtenden Mechanis-
men zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems für Zwecke der
Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der RL
(EU) 2019/1937 und zur Änderung und Aufhebung der RL (EU) 2015/
849.

31) Gesetz Nr. 381/2001 Z.z.
32) Gesetz Nr. 154/1994 Z.z.
33) Gesetz Nr. 300/2005 Z.z. Näher dazu IOR-Chronik, WiRO 2005,

S. 312; zuletzt WiRO 2025, S. 185.
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ein geringer Schaden entsteht. An dieses Grunddelikt knüpft
das Gesetz mehrere Qualifikationsstufen an, die eine differen-
zierte Strafzumessung ermöglichen. Die erste Qualifikation,
die mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bedroht ist, greift
entweder bei Verursachung eines größeren Schadens oder im
Wiederholungsfall innerhalb von 24 Monaten. Deutlich
schwerer wiegt die zweite Stufe: Wer einen erheblichen Scha-
den verursacht, aus einem besonderen Motiv handelt, als
Amtsträger tätig wird, die Tat in einer besonders verwerf-
lichen Art und Weise begeht oder sie in einer Krisensituation
ausführt, muss mit einer Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu
fünf Jahren rechnen. Die strengste Qualifikation sieht Frei-
heitsstrafe von zwei bis zu sechs Jahren vor und setzt voraus,
dass der Täter als Mitglied einer gefährlichen Vereinigung
handelt, einen Schaden in großem Ausmaß verursacht oder
die Tat in einem rechtlich besonders geschützten Gebiet be-
geht. Als Störung des öffentlichen Friedens (§ 364 StGB)
wird aufgrund der Novelle des StGB das Verunglimpfen der
durch den neuen Straftatbestand geschützten Orte qualifiziert
und im Grundtatbestand mit einer Freiheitsstrafe bis zu 3 Jah-
ren belegt (Nr. 44/2026 Z.z.).

Arbeits- und Sozialrecht. Der Nationalrat hat ein neues
Gesetz über die gleiche Entlohnung von Männern und Frauen
für gleiche Arbeit oder für Arbeit von gleichem Wert ver-
abschiedet. DieArbeitgeber werden dadurch verpflichtet, ein
Entlohnungssystem einzuführen, das die Einhaltung des
Rechts auf gleiche Entlohnung gewährleistet. Das Entloh-
nungssystem muss die Beurteilung ermöglichen, ob Arbeit-
nehmer dieselbe Arbeit oder eine Arbeit von gleichem Wert
verrichten, die auf der Grundlage objektiver Kriterien ermit-
telt wird, die weder direkt noch indirekt auf dem Geschlecht
beruhen, Komplexität, Verantwortung, Belastung, Arbeits-
bedingungen und weitere Faktoren umfassen, die für den
konkreten Arbeitsplatz oder die konkrete Arbeitsposition rele-
vant sind, wobei Soft Skills, insbesondere soziale und kom-
munikative Fähigkeiten, berücksichtigt werden und auf ob-
jektive Weise angewendet wird, das nicht auf Diskriminie-
rung beruht. Das Gesetz dient der Umsetzung der Entgelt-
transparenzRL34(Nr. 76/2026 Z.z.).

Europäische Integration. Durch eine Novelle des Gesetzes
über Banken wurden die die europäische BankenRL CRD
VI35 sowie die Basel-III-Standards in nationales Recht umge-
setzt. Kern der Novelle sind schärfere Regeln für Drittstaa-
tenbanken, die künftig eine Lizenz der Nationalbank benöti-
gen und nur eingeschränkt Dienstleistungen anbieten dürfen.
Zudem erhält die Aufsicht erweiterte Befugnisse, etwa zur
Prüfung von Klimarisiken und Krypto-Assets, während die
Anforderungen an Führungskräfte von Banken deutlich ver-
schärft werden (Nr. 30/2026 Z.z.).

Rechtsanwalt/advokát Jan Sommerfeld, Regensburg/Prag

Belarus

Verwaltungsrecht. Mit dem Gesetz v. 15.4.2026 Nr. 138-Z
über die Änderung der Gesetzbücher im Bereich der Ord-
nungswidrigkeiten werden die Bestimmungen des Gesetz-
buchs der Republik Belarus über Ordnungswidrigkeiten (Ko-
AP) vom 6.1.2021 Nr. 91-Z geändert. Im Bereich des Außen-
handels werden die Gründe für eine Befreiung von der ver-
waltungsrechtlichen Haftung erweitert, insbesondere wenn
ein Verstoß auf höhere Gewalt, ein von einem ausländischen
Staat verhängtes Moratorium oder rechtswidrige Handlungen

ausländischer Behörden zurückzuführen ist (Art. 12.14 Ko-
AP). Zugleich werden neue Tatbestände für Verstöße gegen
Ausfuhr- und Einfuhrverbote geschaffen, die im Rahmen
nichttarifärer Regulierungsmaßnahmen sowie aufgrund von
Rechtsakten der EAWU eingeführt wurden. Im Bereich des
Arbeitsrechts (Art. 10.12 KoAP) wird die verwaltungsrecht-
liche Haftung grundsätzlich verschärft. Es werden neue ei-
genständige Ordnungswidrigkeitstatbestände eingeführt, ins-
besondere für die tatsächliche Beschäftigung ohne schriftli-
chen Arbeitsvertrag sowie für die Zahlung von Vergütungen
an Leiter von Organisationen unter Überschreitung des ge-
setzlich festgelegten Gehaltskoeffizienten. Darüber hinaus
werden bislang in einer Generalklausel zusammengefasste
Verstöße gegen Einstellungsvorschriften, Arbeits- und Ruhe-
zeitregelungen, Urlaubsansprüche sowie sonstige arbeits-
rechtliche Pflichten in eigenständige Tatbestände überführt.
Außerdem wird die verwaltungsrechtliche Haftung für Ver-
stöße beim Abschluss und bei der Erfüllung zivilrechtlicher
Verträge mit natürlichen Personen (Art. 10.18 KoAP) aus-
geweitet, insbesondere durch höhere Geldbußen, die Erweite-
rung des Kreises der Verantwortlichen sowie die Überführung
dieser Verstöße aus dem Privatklage- in das öffentliche Ver-
folgungsverfahren. Die wesentlichen Änderungen betreffen
auch diverse andere Rechtsbereiche wie Umweltschutz, das
Bauwesen, das öffentliche Beschaffungswesen, den Ver-
kehrssektor sowie weitere regulierte Tätigkeitsfelder. Die Än-
derungen treten am 19.6.2026 in Kraft (NRPA 18.4.2026, 5-
2/3224).

Finanzrecht. Die VO des Ministerrats v. 25.4.2026 Nr. 201
ändert eine Reihe untergesetzlicher Rechtsakte. Von besonde-
rer praktischer Bedeutung sind die Änderungen der VO über
die Übermittlung von Angaben zu den Einkünften natürlicher
Personen (VO des Ministerrats vom 7.4.2021 Nr. 201). Die
Änderungen betreffen insbesondere die Fristen und die Häu-
figkeit der Übermittlung von Angaben durch Steuervertreter
an die Steuerbehörden. Bislang waren die entsprechenden
Angaben einmal jährlich vorzulegen, und zwar spätestens bis
zum 1. April des auf das Berichtsjahr folgenden Kalender-
jahrs. Nach der neuen Regelung gelten Übergangsfristen für
das Jahr 2026: für die ersten sechs Monate des Jahrs 2026
sind die Angaben spätestens bis zum 20.7.2026 vorzulegen;
für die ersten zwölf Monate des Jahrs 2026 spätestens bis
zum 20.1.2027. Ab dem Jahr 2027 erfolgt die Übermittlung
der Angaben vierteljährlich. Die Angaben für 3, 6, 9 und
12 Monate eines Kalenderjahrs sind jeweils spätestens bis
zum 20. Tag des auf den Berichtszeitraum folgenden Monats
einzureichen. Für Organisationen, die sich im Liquidations-
verfahren befinden, wurde zudem ab dem 29.4.2026 eine
besondere Frist für die Übermittlung der Angaben eingeführt.
Ab 2027 haben Banken den Steuerbehörden vierteljährlich
Informationen über Geldmittel zu übermitteln, die von natür-
lichen Personen ins Ausland transferiert wurden. Die entspre-
chenden Angaben sind spätestens bis zum 15. Tag des auf das
jeweilige Quartal folgenden Monats einzureichen (NRPA
28.4.2026, 6-2/55916).

Wirtschaftsrecht. Das Gesetz der Republik Belarus v. 16.3.
2026 Nr. 133-Z über Leasingtätigkeiten ersetzt die bislang
verstreuten Regelungen durch ein einheitliches, umfassendes

34) RL (EU) 2023/970 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
10.5.2023 zur Stärkung der Anwendung des Grundsatzes des gleichen
Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit
durch Entgelttransparenz und Durchsetzungsmechanismen.

35) RL (EU) 2024/1619 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
31.5.2024 zur Änderung der RL 2013/36/EU im Hinblick auf Aufsichts-
befugnisse, Sanktionen, Zweigstellen aus Drittländern sowie Umwelt-,
Sozial- und Unternehmensführungsrisiken.
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Gesetz zur rechtlichen Ausgestaltung von Leasinggeschäften.
Es legt den Kreis der beteiligten Subjekte fest und bestimmt
die Anforderungen an Leasingunternehmen sowie an auslän-
dische juristische Personen, die in Belarus Leasingtätigkeiten
ausüben. Nach Art. 7–8 des Gesetzes dürfen ausländische
Leasinganbieter in Belarus ausschließlich über eine registrier-
te Zweigniederlassung tätig werden. Diese unterliegt der
staatlichen Aufsicht und ist in das nationale Regulierungs-
system eingebunden. Sie ist verpflichtet, eine eigene Internet-
seite zu unterhalten und deren dauerhafte Verfügbarkeit si-
cherzustellen, Informationen über die in Belarus ausgeübte
Leasingtätigkeit offenzulegen sowie der Nationalbank regel-
mäßig Berichte und sonstige Informationen über ihre Tätig-
keit in der vorgeschriebenen Form und innerhalb der vor-
geschriebenen Frist vorzulegen. Das Gesetz regelt ferner die
Voraussetzungen für den Abschluss, die Durchführung und
die Beendigung von Leasingverträgen, einschließlich der we-
sentlichen Vertragsbedingungen, sowie der Verteilung der
Rechte und Pflichten der Parteien. Besonderes Augenmerk
gilt der Ausgestaltung einzelner Leasingarten, insbesondere
dem Leasing von Wohnraum. Das Gesetz tritt ein Jahr nach
der offiziellen Veröffentlichung, d. h. am 21.3.2027, in Kraft
(NRPA 20.3.2026, Nr. 5-1/3219).

Arbeits- und Sozialrecht. Durch den Präsidentenerlass v.
12.2.2026 Nr. 45 über die Sicherstellung der Auszahlung von
Löhnen und Vergütungen wird ein Mechanismus zur außerge-
richtlichen Beitreibung von rückständigen Arbeitsentgelten
sowie Vergütungen aus zivilrechtlichen Verträgen eingeführt.
Der Abteilung für staatliche Arbeitsaufsicht des Ministeriums
für Arbeit und Soziales werden die Befugnisse übertragen,
verbindliche Anordnungen zur Beseitigung von Verstößen
gegen die Pflicht zur Zahlung von Löhnen und Vergütungen
zu erlassen. Werden diese Anordnungen nicht erfüllt, ist die
Behörde berechtigt, Entscheidungen über die Eintreibung von
Arbeitsentgelten und/oder Vergütungen zu treffen. Diese Ent-
scheidungen gelten als Vollstreckungstitel und können ohne
weitere gerichtliche Entscheidung im Wege der Zwangsvoll-
streckung durchgesetzt werden. Die Bestimmungen des Erlas-
ses finden nicht auf sämtliche zivilrechtlichen Verträge An-
wendung, sondern ausschließlich auf solche Verträge, die von
juristischen Personen oder Einzelunternehmern mit natürli-
chen Personen im Sinne des Erlasses v. 6.7.2005 Nr. 314
„Über bestimmte Maßnahmen zum Schutz der Rechte von
natürlichen Personen, die Tätigkeiten auf Grundlage zivil-
rechtlicher Verträge ausüben“ geschlossen werden. Die we-
sentlichen Bestimmungen des Erlasses treten am 15.5.2026 in
Kraft (NRPA 14.2.2026, 3-1/22349).

Justizwesen. Das Gesetz v. 15.4.2026 Nr. 139-Z über die
Änderung von Gesetzen im Bereich der Rechtsetzung brachte
wesentliche Änderungen des Gesetzes v. 17.7.2018 Nr. 130-
Z über normative Rechtsakte. Die Liste der Grundprinzipien
der Rechtsetzung wird um den Grundsatz der Rechtssicher-
heit ergänzt, der Klarheit, Genauigkeit, logische Kohärenz
und einheitliche Anwendung von Rechtsnormen gewährleis-
ten sowie mehrdeutige Auslegungen ausschließen soll; zu-
gleich wird ausdrücklich das Ziel festgeschrieben, kurzfristige
Mehrfachänderungen desselben Rechtsakts zu vermeiden. Ein
eigenes Verfahren zur Ausarbeitung dringlicher Entwürfe von
Rechtsakten, die auf Beschluss des Präsidenten, des Leiters
der Präsidialverwaltung, des Premierministers oder ihrer ers-
ten Stellvertreter im beschleunigten Verfahren vorbereitet
werden, wird festgelegt. Für untergesetzliche Rechtsakte, die
ausschließlich numerische Angaben (Indizes, Koeffizienten,
Normen, Grenzwerte u. a.) regeln, wird ein vereinfachtes
Rechtssetzungsverfahren eingeführt; diese Rechtsakte unter-
liegen keiner obligatorischen rechtlichen Begutachtung und

werden nicht im Nationalen Register der Rechtsakte, sondern
im „Einheitlichen Register für numerische Angaben“ ver-
öffentlicht. Das Gesetz unterscheidet nun ausdrücklich zwi-
schen der verbindlichen offiziellen Auslegung von Rechts-
akten durch zuständige Rechtsetzungsorgane und lediglich
empfehlenden Erläuterungen staatlicher Organe; es wird fest-
gelegt, dass bei Unklarheiten einer Norm gerichtliche Ent-
scheidungen unter größtmöglicher Berücksichtigung der be-
rechtigten Interessen von Bürgern und juristischen Personen
zu treffen sind. Die meisten Änderungen traten am 29.4.2026
in Kraft (NRPA 18.4.2026, 5-2/3225).

Internationale Rechtsbeziehungen. Durch das Gesetz v.
9.4.2026 Nr. 137-3 ist das Abkommen zwischen der Republik
Belarus und der Republik der Union Myanmar v. 28.11.2025
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf Einkünfte sowie
zur Verhinderung von Steuerhinterziehung und Steuerumge-
hung ratifiziert worden (NRPA 14.4.2026, 5-3/3223).

Dr. Liudmila Tsarova/Dr. Ingeborg Bauer-Mitterlehner

Ungarn

Verfassungsrecht. Am 12.4.2026 fanden turnusmäßig Par-
lamentswahlen statt. Laut Verfassung beträgt die Zahl der
Mandate 199, wovon 106 als Direktmandate in Wahlkreisen
und die restlichen 93 über ein kompliziertes System aus
Landeslisten, Ausgleichs- und Kompensationsmandaten ver-
geben werden. In den zwar freien, aber nicht fairen Wahlen
errang die seit 2010 herrschende Fidesz nur noch knapp 40 %
der Stimmen, während der Herausforderer Péter Magyar mit
seiner neu gegründeten Partei Tisza etwas mehr als 52 % der
Stimmen auf sich vereinigen konnte. Das ungarische Wahl-
system belohnt seit der Wende den Sieger, um stabile Mehr-
heiten zu produzieren, und diese verzerrende Wirkung ist seit
2010 durch Fidesz noch ausgebaut worden. Bei diesen Wah-
len kam die verzerrende Wirkung der siegreichen Tisza zugu-
te, die mit 52 % der Stimmen 137 Mandate, d. h. eine par-
lamentarische Zweidrittelmehrheit, erhält. Sie war in 93
Wahlkreisen erfolgreich und kann zudem 44 Listenmandate
beanspruchen. Die nunmehr oppositionelle Fidesz erhielt in
13 Wahlkreisen die relative Mehrheit und damit den Par-
lamentssitz, wozu noch 43 Listenmandate kommen. Die dritte
im Parlament vertretene Partei ist die rechtsextreme Mi Ha-
zánk mit 6 Listenmandaten. Der Wahlerfolg von Magyar und
Tisza wird auf eine allgemeine Wechselstimmung im Land
zurückgeführt. Außerdem war der Herausforderer während
des Wahlkampfs überall im Land, insbesondere in den Dör-
fern und Kleinstädten, die traditionell Fidesz-Hochburgen
sind, präsent und stellte sich den Gesprächen mit den Men-
schen, während Amtsinhaber Orbán sich auf Saalreden vor
Anhängern beschränkte. In dem sehr stark personalisierten
Wahlkampf kam dem Verhalten der beiden Kontrahenten eine
entscheidende Bedeutung zu. Fidesz und auch Orbán persön-
lich mussten ihren Wahlkampf im Schatten mehrerer schwe-
rer Skandale, u. a. im Umgang mit pädophilen Missbräuchen,
bestreiten und wurden als seit 2010 Regierende für die deso-
late Wirtschaftslage und das marode Bildungs-, Gesundheits-
und Sozialsystem verantwortlich gemacht. Erstmals scheint
auch die systemische Korruption im „System Orbán“ für die
Wählerinnen und Wähler eine Rolle gespielt zu haben, und
die Selbstisolation Ungarns in der EU war ein weiterer As-
pekt, mit dem Magyar im Wahlkampf punkten konnte.
Schließlich wirkte sich die von Fidesz geschaffene Verzer-
rung im Wahlsystem diesmal zugunsten des Herausforderers
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aus, der im Wesentlichen dieselbe Klientel anspricht wie
Fidesz (Webseite des Nationalen Wahlbüros, Unterseite
Parlamentswahlen, https://vtr.valasztas.hu/ogy2026).

Das neue Parlament berief das Staatsoberhaupt mit Be-
schluss 67/2026. (IV. 21.) KE v. 21.4.2026 für den 9.5.2025
zu seiner konstituierenden Sitzung ein (MK 2026 Nr. 40).

Verwaltungsrecht. Nachdem die ungarische Regierung be-
reits die – als solche nicht existierende – „Gruppierung ‚Anti-
fa‘“ sowie die „Hammerbande / Antifa Ost“ als terroristische
Organisationen qualifiziert hat36, erweitert RegVO 4/2026.
(I. 19.) Korm. „über die Änderung der RegVO 456/2025.
(XII. 29.) Korm. über die nationale Anti-Terrorismus-Liste
sowie über beschränkende Maßnahmen, die gegenüber denje-
nigen anzuwenden sind, die auf dieser Liste stehen, und deren
Geltungsbereich“ v. 19.1.2026 die Terroristenliste um die
„Vulkangruppe“. Als Grund gibt die RegVO den „Berliner
Angriff“ an, zu dem sich die Vulkangruppe bekannt hat.
Infolge der Listung werden Geld- und Vermögenswerte der
Vulkangruppe eingefroren, und Finanztransaktionen der
Gruppe dürfen nicht ausgeführt werden. Angesichts der be-
kannten Strukturen der Vulkangruppe gehen diese Maßnah-
men an der Realität vollkommen vorbei und sollten im Wahl-
kampf die Entschlossenheit der Regierung zur Bekämpfung
der „radikalen Linksextremen“ nachweisen (MK 2026 Nr. 7).
RegVO 70/2026. (III. 23.) Korm. v. 23.3.2026 setzte als
weitere Gruppe die „Earthquake Faction“ auf die Liste der
terroristischen Organisationen (MK 2026 Nr. 31).

Den Rechtsschutz der kommunalen Selbstverwaltungen ge-
gen ihre Heranziehung zum kommunalen Finanzausgleich
verbietet RegVO 15/2026. (II. 3.) Korm. „über die Gefahren-
lageregelung, die auf der Grundlage der Verfassungsgerichts-
verfügung III/3110/2025. notwendig ist“ v. 3.2.2026. Die
RegVO benennt als ihre Rechtsgrundlage den Ausnahme-
zustand wegen des Kriegs gegen die Ukraine. Mit der im Titel
genannten Verfügung hat das Verfassungsgericht zum wie-
derholten Male das System des kommunalen Finanzaus-
gleichs, das v. a. auf Unterschiede im Aufkommen der Ge-
werbesteuer abstellt, für verfassungskonform erklärt. Anders
als in Deutschland ist der Finanzausgleich in Ungarn kein
horizontaler, sondern wird vom Staat organisiert, der im Rah-
men des zentralen Haushalts einigen Kommunen Finanzmittel
entzieht und anderen zuweist. In der Praxis wird das zur
Bestrafung oppositioneller und zur Belohnung regierungs-
treuer Kommunen benutzt, weshalb sich immer wieder ein-
zelne Kommunen, allen voran Budapest, verwaltungsgericht-
lich gegen die konkreten Summen wehren. Unter Berufung
darauf, dass das Verfassungsgericht das System als Ganzes
als verfassungskonform bestätigt habe und die Umschichtung
von Geldern „ein Prozess zur technischen Abwicklung der
Durchführung des Staatshaushalts“ sei und „damit zusam-
menhängende Maßnahmen oder Schriftstücke nicht als be-
hördlicher Akt zu qualifizieren sind“ (so § 3 Abs. 2 der
RegVO), verbietet die RegVO Verwaltungsprozesse gegen
Einzelmaßnahmen im Finanzausgleich. Da die RegVO als
ihre Rechtsgrundlage den Ausnahmezustand nennt, könnte sie
sich, wenn dessen Voraussetzungen vorlägen (was tatsächlich
nicht der Fall ist), auch über Gesetze wie z. B. die Vorschrif-
ten über die Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs in der
Verwaltungsprozessordnung hinwegsetzen (MK 2026
Nr. 13).

Der spezielle Kommunalsenat der Kurie, wie das oberste
Gericht seit 2012 wieder heißt, hat sich in seiner Entschei-
dung Köf.5030/2025/4. zur Unterzeichnung einer kommuna-
len Satzung geäußert. Das Kommunalgesetz37 sieht vor, dass
eine Satzung vom Gemeinderat beschlossen und anschließend
vom Bürgermeister und vom Gemeindedirektor38 unterzeich-
net wird. Im vorliegenden Fall war der Gemeindirektor ver-

hindert, weshalb der Vizedirektor als allgemeiner Vertreter
die Satzung unterzeichnete. Das hält der Kommunalsenat
grundsätzlich für zulässig, verlangt jedoch, dass unter dem
Satzungstext auch im Vertretungsfall der Name und die
Amtsbezeichnung des Gemeindedirektors steht und die Ver-
tretung durch den Vizedirektor ausdrücklich kenntlich ge-
macht wird. Eine Begründung für diesen Formalismus, der im
Übrigen im Kommunalgesetz keine normative Stütze findet,
gibt die Kurie nicht (MK 2026 Nr. 21).

Gesetz 2026:XI „über die Änderungen des Gesetzes 1996:
CXVI über die Atomenergie, die zur Schaffung der Errich-
tung von und behördlichen Aufsicht über kleine modulare
Reaktoren notwendig sind“ v. 19.3.2026 führt in das Atom-
energiegesetz den Begriff des „kleinen modularen Reaktors“
(SMR) ein. Damit ist die gesetzliche Grundlage für den Ein-
satz derartiger Technik in Ungarn gelegt. Derartige Reaktoren
benötigen eine atomrechtliche Genehmigung (MK 2026
Nr. 30).

Finanzrecht. Unter Berufung auf den Ausnahmezustand we-
gen des Kriegs gegen die Ukraine erhöht RegVO 10/2026. (I.
30.) Korm. „über Maßnahmen zur Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit der Restaurants“ v. 30.1.2026 die Steuer-
freigrenzen für Restaurants. Zugleich entfällt für ungarischen
Schnaps („pálinka“) beim Vertrieb in der Gastronomie und
zu einigen anderen Zwecken die Gefällesteuer an das staatli-
che Branntweinmonopol, denn gemäß Rn. 4 der Präambel „ist
der pálinka eines der wichtigsten Hungarica, dessen langfris-
tige Bewahrung als nationaler Wert“ im öffentlichen Interesse
liege (MK 2026 Nr. 12).

Zum ersten Mal seit über anderthalb Jahren kann die No-
tenbank den Leitzinssatz leicht absenken. Die VO der Ungari-
schen Nationalbank 2/2026. (II. 24.) MNB „über das Maß des
Notenbankgrundzinses“ v. 24.2.2026 reduziert den Leitzins
von bisher 6,50 %39 auf nunmehr 6,25 % (MK 2026 Nr. 19).

Wirtschaftsrecht. Die RegVO 30/2026. (II. 25.) Korm. „über
die Anordnung einer koordinierten Verteidigungstätigkeit und
über die Maßnahmen in Verbindung damit“ v. 25.2.2026
unterstellt die Energiewirtschaft der unmittelbaren Regie-
rungskontrolle. In der Präambel nennt die RegVO, die auf
dem Notstand wegen des Kriegs gegen die Ukraine beruht,
als Grund die Tatsache, dass die „Führer der Kriegsparteien
in Kiev und München die Fortsetzung des Krieges entschie-
den haben. Die Ukraine hat durch einen einseitigen Schritt
die Erdölleitung Freundschaft40 geschlossen. Die Politik der
Kriegsparteien interessiert sich nicht für die Entwicklung der
Energiepreise“. Die Regierungskontrolle über die Energie-
wirtschaft wird durch den neu geschaffenen Koordinationsrat
umgesetzt, dem unter der Leitung des Verteidigungsministers
der Innenminister, der Energieminister, der das Kabinettbüro
des Ministerpräsidenten leitende Minister und der Hauptbera-

36) RegVO 297/2025. (IX. 26.) Korm. „über die Regeln in der Gefah-
renlage betreffs Maßnahmen gegen einzelne Personen und Organisatio-
nen im Interesse des Kampfes gegen den Terrorismus“, IOR-Chronik,
WiRO 2025, S. 191-192; RegVO 456/2025. (XII. 29.) Korm. „über die
nationale Anti-Terrorismus-Liste sowie über beschränkende Maßnahmen,
die gegenüber denjenigen anzuwenden sind, die auf dieser Liste stehen,
und deren Geltungsbereich“, IOR-Chronik, WiRO 2026, S. 33.

37) Gesetz 2011:CLXXXIX „über Ungarns örtliche Selbstverwaltun-
gen“, IOR-Chronik, WiRO 2012, S. 119.

38) Ungar.: jegyző. Ein Amt dieses Zuschnitts kennt das deutsche
Kommunalrecht nicht. Alternative Übersetzungsmöglichkeiten sind kom-
munaler Hauptverwaltungsbeamter oder Notär.

39) VO der Ungarischen Nationalbank 45/2024. (IX. 24.) MNB „über
das Maß des Notenbankgrundzinses“ v. 24.9.2024, IOR-Chronik, WiRO
2024, S. 179.

40) Damit ist die in Deutschland v. a. unter dem russischen Namen
„Družba“ (= Freundschaft) bekannte Pipeline gemeint.
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ter des Ministerpräsidenten in Fragen der nationalen Sicher-
heit angehören (MK 2026 Nr. 20).

Als weitere Reaktion auf die ausbleibenden russischen
Energielieferungen gibt die VO des Energieministers 4/2026.
(II. 19.) EM „über die Verwendung der Erdölsicherheitsreser-
ven“ v. 19.2.2026 einen Teil des als Sicherheitsreserve einge-
lagerten Erdöls für den Verbrauch frei. Die Präambel dieser
VO ist noch aggressiver gegenüber der Ukraine formuliert,
denn sie beginnt wie folgt: „Die Ukraine hat Ungarn erpresst,
weil ihr Ziel ist, unser Vaterland in die Reihen der kriegs-
führenden europäischen Länder zu zwingen. Deshalb wurden
die Lieferungen durch die Erdölleitung Freundschaft abge-
stellt.“ Diese Version entspricht dem Narrativ, dass die staat-
lichen und auch viele nichtstaatliche Medien in Ungarn ver-
breiten (MK 2026 Nr. 18).

Gesetz 2026:III „über die Erfüllung der Aufgaben aus der
Kooperationsvereinbarung zwischen der Regierung und der
Ungarischen Handels- und Industriekammer“ v. 13.3.2026
setzt die in seinem Titel genannte Vereinbarung in geltendes
Recht um. So wird die IHK z. B. mit der Führung des Regis-
ters der Einzelunternehmer beliehen und zur Genehmigungs-
behörde im Bereich der Erwachsenenbildung erklärt. Für die
Übernahme dieser staatlichen Aufgaben erhält die Kammer
staatliche Mittel (MK 2026 Nr. 28).

RegVO 76/2026. (III. 26.) „über die Änderung einiger
Regierungsverordnungen im Zusammenhang mit dem Ver-
kehr auf dem Netz von Transitrouten“ v. 26.3.2026 verschärft
die Bindung des Schwerlastverkehrs an bestimmte Tran-
sitrouten. So dürfen Schwerlaster außerhalb geschlossener
Ortschaften grundsätzlich nur auf Autobahnen, Autostraßen
und Hauptstraßen verkehren. Schwerlaster im Transit müssen
erhöhte Strafgebühren bezahlen, wenn sie die ausgewiesenen
Transitrouten verlassen (MK 2026 Nr. 23).

Handelsrecht. Kurz vor den Parlamentswahlen im April
2026 gewährt die RegVO 12/2026. (II. 3.) Korm. „über den
Januarstopp der Wohnnebenkosten“ v. 3.2.2026 den Endver-
brauchern weitere Preisnachlässe bei Erdgas, Strom und
Fernwärme. Die Weitergabe dieser Vergünstigungen ist die
Aufgabe der Versorgungsunternehmen. Als Rechtsgrundlage
für diese VO beruft sich die Regierung auf den Ausnahme-
zustand, der wegen des Kriegs gegen die Ukraine gilt (MK
2026 Nr. 13).

Ergänzend dazu verlängert die RegVO 19/2026. (II. 12.)
Korm. v. 12.2.2026 die staatliche Preisdeckelung bei Lebens-
mitteln und Drogerieprodukten in den RegVOen 42/2025.
(III. 11.) Korm. und 93/2025. (V. 8.) Korm.41 zunächst bis
zum 31.5.2026 (MK 2026 Nr. 16).

Die VO der Aufsichtsbehörde für Regulierte Tätigkeiten 2/
2026. (II. 3.) SZTFH „über die detaillierten Regeln der Ge-
nehmigung, Kontrolle und Registrierung der Handelstätigkeit
mit Anlagegold sowie der Datenlieferungen des Genehmi-
gungsempfängers“ v. 3.2.2026 enthält detaillierte Vorschrif-
ten über den Handel mit Anlagegold. Eine Genehmigung
kann nur eine Handelsgesellschaft mit einem gezeichneten
Kapital von mindestens 150 Mio. HUF42 und einem Auf-
sichtsrat erhalten, die in ihrem Leitungsorgan mindestens ein
Mitglied mit dreijähriger Erfahrung mit Finanzen, Wirtschaft
oder Goldhandel hat und eine Mindestzahl an Arbeitnehmern
mit speziellen Kenntnissen in Wirtschaft und Edelsteinen
beschäftigt (MK 2026 Nr. 13).

RegVO 50/2026. (III. 9.) Korm. „über den Schutz der
Treibstoffversorgung in Ungarn im Hinblick auf die interna-
tionale Krisenlage der Energiesicherheit“ führt unter Beru-
fung auf den Ausnahmezustand wegen des Kriegs in der
Ukraine einen Preisdeckel für den Kfz-Treibstoff ein, der an
ungarischen Tankstellen an Kfz mit ungarischem Kennzei-
chen verkauft wird. Danach darf Benzin höchstens 595 HUF/

Liter und Diesel höchstens 615 HUF/Liter kosten43. Für den
Großhandel wird ein Preisdeckel mit identischer Höhe an-
geordnet. Ausgleichszahlungen für Tankstellen o. ä. sieht die
RegVO nicht vor. Tankstellen und ähnliche Betriebe, die
bereits vor Inkrafttreten der RegVO Treibstoff verkauft ha-
ben, sind verpflichtet, das auch weiterhin zu tun. Wer berech-
tigterweise preisgedeckelten Treibstoff erworben hat, darf
diesen nicht an Personen veräußern, die kein Anrecht auf
diesen Treibstoff haben. Parallel dazu gibt die RegVO 52/
2026. (III. 9.) Korm. einen Teil der Sicherheitsreserve an
Ölprodukten für die Verwendung als Treibstoff frei (beide v.
9.3.2026, MK 2026 Nr. 25). Bereits einen Tag später führt
RegVO 53/2026. (III. 10.) Korm. „über ergänzende Detail-
regeln im Zusammenhang mit dem geschützten Preis“ v.
10.3.2026 die elektronische Registrierung der Nummernschil-
der der Fahrzeuge an Tankstellen ein und versucht, weitere
Schlupflöcher bei der Preisdeckelung zu stopfen (MK 2026
Nr. 26). Die nächste Nachbesserung bewirkte RegVO 58/
2026. (III. 12.) Korm. v. 12.3.2026, die u. a. die Menge an
preisgedeckeltem Treibstoff, die ein Kunde auf einmal erwer-
ben darf, auf eine Tankfüllung beschränkt (MK 2026 Nr. 27).
RegVO 73/2026. (III. 25.) Korm. „über ergänzende Detail-
regeln in Verbindung mit dem geschützten Preis“ v. 25.3.
2026 bindet die Tankstellenunternehmen noch stärker an das
staatliche Treibstoffverteilungsunternehmen: Von diesem ha-
ben die Tankstellen ihren Treibstoff direkt oder über zwi-
schengeschaltete Großhändler zu beziehen (MK 2026
Nr. 32).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Die RegVO 18/2026. (II. 9.)
Korm. „über die abweichende Anwendung des Gesetzes
1994:LIII über die Zwangsvollstreckung“ v. 9.2.2026 nimmt
die gesamten staatlichen Zuwendungen an Sportvereine und
Sportvereinigungen von der Zwangsvollstreckung aus, d. h.
Gläubiger der Sportvereine können nicht in diese staatlichen
Zuwendungen vollstrecken lassen. Als Rechtsgrundlage für
diese Abweichung vom Zwangsvollstreckungsgesetz beruft
sich die Regierung auf den Ausnahmezustand wegen des
Kriegs gegen die Ukraine (MK 2026 Nr. 15).

Straf- und Strafprozessrecht. Am 21.4.2026 entschied der
EuGH in dem Vertragsverletzungsverfahren gegen Ungarn
wegen des Gesetzes 2021:LXXIX44, das unter dem Vorwand
des Minderjährigenschutzes die Rechte sexueller Minderhei-
ten beschränkte. Das Gesetz verbietet u. a., Minderjährigen
Inhalte mit sexuellem Inhalt, v. a. solche, die eine andere
Sexualität als die heterosexuelle beinhalten, zugänglich zu
machen. Hierin sah der EuGH einen Verstoß gegen die
DSGVO45, die E-Commerce-RL46, die DienstleistungsRL47,
die RL über audiovisuelle Mediendienste48, gegen die Uni-

41) RegVO 42/2025. (III. 11.) Korm. „über die zur Senkung der
Lebensmittelpreise notwendigen Maßnahmen“ v. 11.3.2025, IOR-Chro-
nik, WiRO 2025, S. 94; RegVO 93/2025. (V. 8.) Korm. „über die Maß-
nahmen, die zur Senkung des Preises von Drogerieprodukten notwendig
sind“ v. 8.5.2025, IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 119.

42) Das entspricht ca. 390.000,- EUR.
43) Das entspricht in etwa 1,54 bzw. 1,60 EUR.
44) Gesetz 2021:LXXIX „über das strengere Einschreiten gegen pädo-

phile Straftäter sowie die Änderung einiger Gesetze im Interesse des
Schutzes der Kinder“ v. 23.6.2021, IOR-Chronik WiRO 2021, S. 314.

45) VO (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
27.4.2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
RL 95/46/EG (DSGVO).

46) RL 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rats v. 8.6.
2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informations-
gesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Bin-
nenmarkt.

47) RL 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rats v.
12.12.2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt.

48) RL 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v.
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onsgrundrechte aus Art. 1, 7, 8, 11 und 21 der Charta der
Grundrechte sowie ganz grundsätzlich gegen Ungarns Ver-
pflichtungen aus Art. 2 EUV. Im Wesentlichen kam der
EuGH zu dem Schluss, dass in dem ungarischen Gesetz
Kindeswohlgründe nur vorgeschoben seien, um die beabsich-
tigte Diskriminierung von nichtheterosexuellen Personen zu
begründen, zumal Ungarn nicht zeigen konnte, dass sexuelle
Inhalte heterosexuellen Gehalts eine andere Auswirkung auf
das Kindeswohl haben als sexuelle Inhalte anderen Gehalts,
weshalb „eine Bevorzugung bestimmter sexueller Identitäten
und Ausrichtungen gegenüber anderen, die folglich stigmati-
siert werden, (…), offenkundig gegen die Anforderungen ver-
stoßen, die sich in einer auf Pluralismus beruhenden Gesell-
schaft aus dem durch Art. 21 Abs. 1 der Charta garantierten
Verbot der Diskriminierung wegen des Geschlechts und der
sexuellen Ausrichtung ergeben, und daher den Wesensgehalt
dieser Bestimmung beeinträchtigen.“ Einen besonders
schwerwiegenden Verstoß gegen die Grundwerte in Art. 2
EUV sieht der EuGH darin verwirklicht, dass das ungarische
Gesetz „zur Stigmatisierung und Marginalisierung von nicht
cisgeschlechtlichen oder nicht heterosexuellen Personen al-
lein wegen ihrer sexuellen Identität oder ihrer sexuellen Aus-
richtung führt, wobei diese Folgen dadurch verschärft wer-
den, dass dieses Gesetz darüber hinaus eine Verbindung zwi-
schen dem Umstand, nicht cisgeschlechtlich oder nicht hete-
rosexuell zu sein, und der pädophilen Kriminalität herstellt
und suggeriert, dass nicht cisgeschlechtliche oder nicht hete-
rosexuelle Personen eine grundlegende Bedrohung für die
ungarische Gesellschaft und die europäische Gesellschaft dar-
stellten, wobei diese Verbindung die Entwicklung hassgetrie-
benen Verhaltens gegenüber diesen Personen hervorrufen
kann. Eine solche Stigmatisierung und eine solche Marginali-
sierung, die darauf hinauslaufen, die soziale ‚Unsichtbarkeit‘
eines Teils der Mitglieder der Gesellschaft zu begründen,
aufrechtzuerhalten oder zu verstärken, stehen im Widerspruch
zu den Werten der Achtung der Menschenwürde, der Gleich-
heit und der Wahrung der Menschenrechte, einschließlich der
Rechte der Personen, die Minderheiten angehören, im Sinne
von Art. 2 EUV“. Auch das ungarische Argument, die Dis-
kriminierung sexueller Minderheiten sei eng mit der nationa-
len Identität des Landes verbunden, weshalb Ungarn in dem
zulässigen Rahmen des EUV handele, ließ der EuGH nicht
gelten (RS C-769/22, ECLI:EU:C:2026:326).

Arbeits- und Sozialrecht. Mit Beschluss 407/2026. NVB v.
21.4.2026 beglaubigt der Nationale Wahlausschuss das
Volksbegehren, den 24. Dezember zu einem Feiertag zu ma-
chen. Falls kein Rechtsmittel eingelegt wird, erwächst der
Beschluss in Rechtskraft, und die Initiatoren des Volksbegeh-
rens können mit der Unterschriftensammlung beginnen. Falls
sie innerhalb der gesetzlichen Frist ausreichend Unterschrif-
ten sammeln, kann das Parlament dem Begehren nachkom-
men oder muss eine Volksabstimmung anordnen (MK 2026
Nr. 40).

Internationale Rechtsbeziehungen. Das erste Gesetz des
Jahrs 2026 betrifft Ungarns Beitritt zum sog. Friedensrat:
Gesetz 2026:I „über die Verkündung der Gründungsurkunde
des Friedensrats“ v. 13.3.2026. Dieser Friedensrat ist auf die
Person des US-Präsidenten Trump zugeschnitten. Dieser ent-
scheidet über die Aufnahme von Staaten in die Organisation.
Die Mitgliedschaft wird Staaten immer nur auf drei Jahre
gewährt; diese periodische Erneuerung der Mitgliedschaft
entfällt für Staaten, die 1 Mrd. US$ an den Friedensrat zahlen
(MK 2026 Nr. 28).

Am 5.3.2026 beschlagnahmten ungarische Behörden einen
Transport, der in Wien gelagertes ukrainisches Vermögen –
35 Mio. Euro, 40 Mio. USD und 9 kg Barrengold – auf dem

Landweg über Ungarn in die Ukraine transportieren sollte.
Zur Regelung des Weiteren innerstaatlichen Vorgehens er-
ging zunächst RegVO 49/2026. (III. 9.) Korm. „über Maß-
nahmen, die zum Schutz der Interessen der nationalen Sicher-
heit im Zusammenhang mit einer ungewöhnlichen Menge
Bargelds und Goldbarren, die auf dem Gebiet Ungarns trans-
portiert wurden, notwendig sind“ v. 9.3.2026 (MK 2026
Nr. 25). Vier Tage später erließ das Parlament als Maßnah-
megesetz Gesetz 2026:II „über Maßnahmen, die zum Schutz
der Interessen der nationalen Sicherheit im Zusammenhang
mit einer ungewöhnlichen Menge Bargelds und Goldbarren,
die auf dem Gebiet Ungarns transportiert wurden, notwendig
sind“ v. 13.3.2026. Das Gesetz hebt die vorangegangene
RegVO auf und erklärt die Aufklärung der Hintergründe des
Transports zum „grundlegenden Interesse für Ungarns natio-
nale Sicherheit“. Bis die Zollbehörden die notwendigen Infor-
mationen erhalten, bleibt das Vermögen im Sinne der StPO
beschlagnahmt, ohne dass die Voraussetzungen einer Be-
schlagnahme, etwa der Verdacht einer Straftat, vorliegen
müssen. An den völkerrechtlichen Bedenken kann dieses in-
nerstaatliche Gesetz naturgemäß nichts ändern (MK 2026
Nr. 28).

Das in Brüssel am 24.10.2025 unterzeichnete Abkommen
zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten einerseits und
Usbekistan andererseits über eine verstärkte Partnerschaft
und Zusammenarbeit wird durch Ungarn mit Gesetz 2026:V
v. 13.3.2026 ratifiziert (MK 2026 Nr. 28).

Das ungarisch-kirgisische Luftverkehrsabkommen v. 5.11.
2024 wird ungarischerseits durch Gesetz 2026:VI innerstaat-
lich verkündet (MK 2026 Nr. 30). Die innerstaatliche Ver-
kündung des ungarisch-türkischen Luftverkehrsabkommens v.
8.12.2025 erfolgt durch Gesetz 2026:IX. Dieses neue Abkom-
men ersetzt den ungarisch-türkischen Vertrag v. 28.6.1966.
Schließlich schloss Ungarn am 24.9.2025 ein Luftverkehrs-
abkommen mit Neuseeland, welches das Parlament mit Ge-
setz 2026:X in innerstaatliches Recht transformiert (alle drei
Gesetze v. 19.3.2026, verkündet in MK 2026 Nr. 30).

Das ungarische Parlament gibt in dem – nicht normativen –
Beschluss 7/2026. (III. 10.) OGY „über die Zurückweisung
der Unionsmitgliedschaft der Ukraine, ihrer Kriegsunterstüt-
zung und der Umwandlung der Europäischen Union in ein
Militärbündnis sowie der Bestrebungen, die Souveränität der
Mitgliedstaaten zu gefährden“ v. 10.3.2026 der Außenpolitik
der Regierung seine Unterstützung. Es wendet sich gegen
eine EU-Mitgliedschaft der Ukraine, weil diese zurzeit im
Krieg stehe und im Übrigen den Voraussetzungen des Art. 49
EUV nicht entspreche, fordert die Regierung auf, alles für
den Frieden zu tun und insbesondere die Friedensbemühun-
gen des US-amerikanischen Präsidenten zu unterstützen, und
spricht sich gegen eine Militarisierung der EU und eine „er-
weiternde“ Auslegung der Beistandsklausel in Art. 42 Abs. 7
EUV sowie für eine strikte Beibehaltung des Einstimmig-
keitsprinzips in der Außen- und Sicherheitspolitik aus. Des
Weiteren macht es eine Rechnung auf, nach der die Ukraine
bisher deutlich mehr EU-Unterstützungsgelder erhalten habe
als Ungarn seit 2004, wobei das ungarische Parlament ver-
schweigt, dass ein Teil der Ungarn zustehenden Mittel wegen
der mittlerweile systemischen Korruption im Land zurück-
gehalten werden müssen und Ungarn einen weiteren, nicht
unbeträchtlichen Teil der für das Land vorgesehenen Mittel
nicht abrufen kann, weil es – im Gegensatz zu den übrigen
„neuen“ Mitgliedstaaten – seine Verwaltung noch immer
nicht in den Zustand versetzt hat, EU-Mittel wirksam zu ver-

10.3.2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Me-
diendienste in der durch die RL (EU) 2018/1808 des Europäischen Par-
laments und des Rats v. 14.11.2018 geänderten Fassung.
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wenden und somit die administrative Voraussetzung für deren
Abruf zu schaffen, sondern im Gegenteil seine Verwaltung
durch ständige Reorganisationen im Zustand dauernder In-
effizienz hält (MK 2026 Nr. 26).

Europäische Integration. Die VO des Präsidenten der Na-
tionalen Medien- und Fernmeldebehörde 4/2026. (III. 10.)
NMHH „über die Weiterleitung von Entscheidungen in Be-
zug das Einschreiten gegen rechtswidrige Inhalte und die
Informationsdienstleistung“ v. 10.3.2026 konzentriert die mit-
gliedstaatlichen Befugnisse und Pflichten Ungarns bei Anord-
nungen zum Vorgehen gegen rechtswidrige Inhalte und Aus-
kunftsanordnungen gemäß Art. 9, 10 Gesetz über digitale
Dienste49 beim Präsidenten der Nationalen Medien- und Fern-
meldebehörde (MK 2026 Nr. 26).

Prof. Dr. Dr. h. c. Herbert Küpper

Rumänien

Verwaltungsrecht. Eine DringlichkeitsVO der Regierung
von Ende Februar regelt Maßnahmen einer Verwaltungs- und
Kommunalfinanzreform, die der Stärkung der Effizienz und
finanziellen Leistungsfähigkeit der Gebietskörperschaften
dienen soll. Sie ändert zahlreiche Vorschriften mit dem er-
klärten Ziel, Ausgaben, Einnahmen, Personalstrukturen und
die lokale Verwaltung effizienter zu steuern. Die VO wurde
im Zusammenhang mit der akuten Haushaltsnotlage begrün-
det, unter anderem mit dem außergewöhnlich hohen Defizit,
hohen Personalausgaben, Verpflichtungen gegenüber der EU
und der Notwendigkeit, die Verwaltungskapazität auf zentra-
ler und lokaler Ebene zu verbessern. Ein wichtiger Teil der
Regelungen betrifft den öffentlichen Dienst. Für hohe Beamte
wird ein Mandatsmodells eingeführt: Dienstverhältnisse sol-
len für bestimmte Führungsfunktionen auf der Grundlage
eines befristeten Mandats ausgeübt werden. Diese Form einer
selbstständigen Beschäftigung findet bisher gelegentlich bei
den Leitungsorganen von Kapitalgesellschaften Anwendung.
Damit wird das bisher stärker statusorientierte Modell um
leistungs- und mandatsbezogene Elemente ergänzt. Vorgese-
hen sind Managementpläne, mehrjährige Evaluierungen und
Konsequenzen bei unzureichender Zielerreichung. Für die
lokale Ebene sind Änderungen bei Bußgeldern, lokalen Ein-
nahmen und kommunalen Strukturen bedeutsam. Die VO
sieht u. a. Regeln vor, nach denen unbezahlte Verkehrs- oder
lokale Bußgelder praktische Folgen haben können, etwa im
Zusammenhang mit Fahrerlaubnismaßnahmen. Außerdem
werden Bußgeldrahmen und Verfahren angepasst. Für die
lokale Polizei werden Personalrelationen und Mindestvoraus-
setzungen verschärft; kleinere Gebietskörperschaften sollen
eine eigene lokale Polizei nur unter bestimmten finanziellen
Bedingungen unterhalten können. Damit greift die VO auch
in die kommunale Verwaltungspraxis, lokale Sicherheit und
die Einnahmenseite der Kommunen ein. Im Vergleich zur
bisherigen Rechtlage ist die VO weniger eine Einzelreform
als ein finanz- und verwaltungsrechtliches Paket, die in der
Kombination Effizienzsteigerungen und Einsparungen erzie-
len sollen (DringlichkeitsVO der Regierung Nr. 7 v. 24.2.
2026 zur Änderung und Ergänzung bestimmter Rechtsvor-
schriften sowie zur Verabschiedung von Maßnahmen zur
Stärkung der Finanzkraft der Gebietskörperschaften,
M.Of. Nr. 146 v. 25.2.2026).

Finanzrecht. Eine weitere DringlichkeitsVO vom Februar
regelt ein umfassendes Investitions- und Steuerpaket zur Wirt-

schaftsförderung. Der Rechtsakt soll produktive Investitio-
nen, die Wettbewerbsfähigkeit und die wirtschaftliche Ent-
wicklung fördern und enthält zugleich steuer- und haushalts-
rechtliche Änderungen. Die VO kombiniert Investitionsför-
derung, staatliche Beihilferegelungen, steuerliche Anreize,
Änderungen im Bereich Forschung und Entwicklung, Export-
finanzierungen und weitere Anpassungen für Unternehmen.
Ein wichtiger Teil sind neue staatliche Beihilferegelungen:
Vorgesehen werden verschiedene Förderinstrumente wie Zu-
schüsse, Steuergutschriften und Garantien, mit hohen mehr-
jährigen Budgets. Dies zeigt, dass es sich nicht nur um kurz-
fristige Konjunkturpolitik handelt, sondern um eine industrie-
und investitionspolitische Infrastruktur für die kommenden
Jahre. Für Unternehmen sind vor allem die auf Forschung
und Entwicklung bezogenen Steuergutschriften und die Mög-
lichkeit relevant, bestimmte Forschungs- und Entwicklungs-
ausgaben mit Steuerverbindlichkeiten zu verrechnen. Im
Steuerrecht werden darüber hinaus weitere Regeln geändert.
Dazu gehören die Umsatzschwelle für Kleinstunternehmen,
Änderungen beim Mehrwertsteuer-Kassensystem sowie Er-
mäßigungen beziehungsweise Boni bei Steuerzahlungen. Für
Unternehmen mit knapper Liquidität sind Änderungen beim
Mehrwertsteuerregime besonders relevant, weil die Mehr-
wertsteuerbelastung stärker an Zahlungseingänge gekoppelt
wird. Für natürliche Personen und Unternehmen werden au-
ßerdem unter bestimmten Voraussetzungen Steuerboni bezie-
hungsweise Rückerstattungsmechanismen vorgesehen. Geän-
dert wird insbesondere das Steuergesetzbuch sowie finanz-
marktrechtliche und investitionsrechtliche Vorschriften
(DringlichkeitsVO der Regierung Nr. 8 v. 24.2.2026 über die
Einführung von Maßnahmen zur wirtschaftlichen Wiederbe-
lebung, zur Steigerung produktiver Investitionen und der
Wettbewerbsfähigkeit sowie zur Änderung und Ergänzung
bestimmter Rechtsvorschriften im Bereich des Steuer- und
Haushaltswesens, M.Of. Nr. 147 v. 25.2.2026).

Zwei DringlichkeitsVOen von Ende März regeln befristete
Krisenmaßnahmen, Maßnahmen zur Benzin- und Dieselsteu-
er und einen Solidaritätsbeitrag zulasten der Wertschöpfung
in der Mineralölwirtschaft. Die DringlichkeitsVO Nr. 19/
2026 erklärt eine Krisensituation auf dem Markt für Rohöl
und Erdölprodukte, insbesondere für Benzin und Diesel. Das
Gesetz begründete dies mit erheblichen Preissteigerungen
internationaler Öl- und Dieselnotierungen, hoher Import-
abhängigkeit und den daraus entstehenden Risiken für Wirt-
schaft und Bevölkerung. Durch die Krisenerklärung erhält der
Staat eine Grundlage für befristete Eingriffe, deren Koor-
dinierung und weitere Schutzmaßnahmen. Die Dringlichkeits-
VO Nr. 24/2026 ergänzt dieses Paket. Sie senkt während der
Krise die Verbrauchsteuer auf Standarddiesel befristet von
2.804,29 Lei je 1.000 Liter auf 2.504,29 Lei je 1.000 Liter
(von ca. 560 EUR auf ca. 500 EUR) und führt einen Solidari-
tätsbeitrag für bestimmte Wirtschaftsbeteiligte ein, die Ein-
nahmen aus der Förderung und Vermarktung von Rohöl be-
ziehungsweise daraus gewonnenen Energieprodukten erzie-
len. Der Beitrag wird nur für die Monate geschuldet, in denen
der durchschnittliche Brentpreis über 70 USD pro Barrel
liegt. Gegenüber der bisherigen Rechtslage handelt es sich
um ein befristetes Krisenregime. Die normale Energiesteuer-
logik des Steuergesetzbuchs bleibt bestehen, wird aber für
Diesel temporär abgesenkt. Gleichzeitig wird ein außer-
ordentlicher Beitrag auf bestimmte Einnahmen der Ölwirt-
schaft gelegt (DringlichkeitsVO Nr. 19/2026 zur Ausrufung
des Krisenzustands auf dem Markt für Rohöl und/oder Erdöl-
produkte, insbesondere Benzin und Diesel, sowie zur Einfüh-
rung von Maßnahmen zum Schutz der Wirtschaft und der

49) VO (EU) 20222/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates
v. 19.10.2022 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste (…).
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Bevölkerung während der Krisensituation und zur Änderung
der DringlichkeitsVO der Regierung Nr. 12/2026 über die
Maßnahmen für Haushaltskunden auf dem Erdgasmarkt im
Zeitraum v. 1.4.2026 bis zum 31.3.2027, M.Of. Nr. 237 v.
26.3.2026 sowie die DringlichkeitsVO Nr. 24/2026 über die
vorübergehende Senkung der Verbrauchsteuer auf Diesel-
kraftstoff und die Einführung einer Solidaritätsabgabe auf die
Einnahmen aus dem Verkauf von Rohöl und Energieproduk-
ten, die aus der Verarbeitung von in Rumänien gefördertem
Rohöl gewonnen werden, sowie zur Änderung und Ergän-
zung der DringlichkeitsVO der Regierung Nr. 19/2026 über
die Ausrufung des Krisenzustands auf dem Markt für Rohöl
und/oder Erdölprodukte, d. h. Benzin und Dieselkraftstoff,
sowie zur Einführung von Maßnahmen zum Schutz der Wirt-
schaft und der Bevölkerung während der Krisensituation und
zur Änderung der DringlichkeitsVO der Regierung Nr. 12/
2026 über die Maßnahmen für Haushaltskunden auf dem Erd-
gasmarkt im Zeitraum v. 1.4.2026 bis zum 31.3.2027,
M.Of. Nr. 272 v. 3.4.2026).

Das Gesetz Nr. 42/2026 legt die fiskalisch-budgetären
Obergrenzen für 2026 fest und ist damit ein Schlüsselakt für
Haushaltspolitik, öffentliche Investitionen und Konsolidie-
rung. Es bestimmt unter anderem den Höchstwert des gesamt-
staatlichen Defizits von minus 6,2 % des BIP für 2026 und
minus 5,1 % für 2027 sowie die Personalausgabenobergrenze
von 8,1% des BIP für 2026 und 7,9% für 2027. Außerdem
wird die öffentliche Schuldenobergrenze nach EU-Methodik
für Ende 2026 auf 62,5 % des BIP festgelegt. Das Gesetz
enthält zugleich nominale Obergrenzen für Gesamtausgaben,
Personalausgaben und Salden der wichtigsten Haushaltskom-
ponenten. Der nominale Gesamtausgabenrahmen des konsoli-
dierten allgemeinen Haushalts wird in der Anlage mit
765,53 Mrd. Lei (ca. 153,11 Mrd. EUR) angegeben; der no-
minale Saldo des konsolidierten allgemeinen Haushalts be-
trägt minus 127,75 Mrd. Lei (ca. 25,55 Mrd. EUR). Das
Gesetz weicht außerdem für 2026 in bestimmten Punkten von
der üblichen Logik der fiskalischen Verantwortung ab, etwa
indem es keine vollständige Anpassungspfadregel zum mittel-
fristigen strukturellen Ziel vorsieht. Das Gesetz Nr. 43/2026
ist das eigentliche Staatshaushaltsgesetz 2026. Es autorisiert
Einnahmen und Ausgaben nach Kapiteln, Unterkapiteln, Aus-
gabenzwecken und Hauptkreditordnern. Gemeinsam bilden
Gesetz Nr. 42/2026 und Gesetz Nr. 43/2026 die rechtliche
Grundlage für die Ausgabenpolitik des Staates im Jahr 2026.
Im Vergleich zur Vorjahreslage handelt es sich nicht um eine
punktuelle Änderung, sondern um die jährliche haushalts-
rechtliche Festlegung des gesamten fiskalischen Rahmens
(Gesetz Nr. 42 v. 27.3.2026 zur Festlegung der Obergrenzen
für bestimmte Indikatoren im Rahmen des Haushaltsrahmens
für das Jahr 2026; M.Of. Nr. 239 v. 27.3.2026; Gesetz Nr. 43
v. 27.3.2026 Gesetz über den Staatshaushalt für das Jahr
2026, M.Of. Nr. 242 v. 27.3.2026).

Wirtschaftsrecht. Eine weitere DringlichkeitsVO mit erheb-
licher Bedeutung für den Energiebereich setzt nun einen
Rechtsrahmen für Biomethan und dessen Einspeisung in das
Gasnetz. Hinsichtlich der Dringlichkeit der Regelung wird
auf das Ziel verwiesen, bis 2030 einen Biomethananteil von
5% im Gastransport- und Verteilungssystem zu erreichen,
sowie auf das damit verbundene wirtschaftliches Potenzial
sowie Arbeitsplatzeffekte. Inhaltlich ändert die VO das Ener-
giegesetz Nr. 123/2012. Sie definiert und reguliert Tätigkei-
ten rund um Biomethan, darunter die Einspeisung, den Han-
del, die Plattformnutzung sowie Lizenz- und Berichtspflich-
ten. Die Integration der Biomethanproduzenten wird hinsicht-
lich der Genehmigung der Einspeisung, der Qualität und
Sicherheit und technischer Parameter, und nicht zuletzt auch
hinsichtlich der Kosten und der Gewährung des Netz-

anschlusses geregelt. Betreiber von Gastransport- und Vertei-
lungssystemen können die Einspeisung von Biomethan ableh-
nen oder beschränken, wenn die gesetzlichen Qualitätsanfor-
derungen nicht eingehalten werden. Gegenüber der bisherigen
Rechtslage ist die wichtigste Neuerung, dass Biomethan nicht
nur als energiepolitisches Ziel, sondern als regulierter Markt-
gegenstand behandelt wird. Vorher bestand ein rechtlicher
Rahmen für Erdgas, erneuerbare Energie und deren Netz-
zugang, aber kein detailliertes Regime für Biomethan als in
das Gasnetz einspeisbarem Energieträger. Die VO schafft
damit notwendige Voraussetzungen für Investitionen in land-
wirtschaftliche, abfallwirtschaftliche und industrielle Bio-
methanprojekte (DringlichkeitsVO der Regierung Nr. 9 v.
27.2.2026 zur Änderung und Ergänzung einiger Rechtsvor-
schriften, M.Of. Nr. 157 v. 27.2.2026).

Eine DringlichkeitsVO vom März bringt gesetzliche
Schutzmaßnahmen für Haushaltskunden auf dem Erdgas-
markt für den Zeitraum v. 1.4.2026 bis 31.3.2027. Hinter-
grund ist das Auslaufen bisheriger Preisdeckel- und Kompen-
sationsregelungen zum 31.3.2026, insbesondere solcher aus
OUG Nr. 27/2022 und OUG Nr. 6/2025. Die VO verfolgt
zwei wesentliche Ziele, zum einen das der Versorgungs-
sicherheit, zum anderen das der Preisdämpfung. Sie sieht
Mindestanforderungen an Gasspeicherbestände vor und ver-
pflichtet Produzenten unter bestimmten Bedingungen, Men-
gen aus inländischer Produktion zu einem bestimmten Preis
an Versorger beziehungsweise bestimmte Abnehmer zu lie-
fern. Dabei geht es insbesondere um Mengen für Haushalts-
kunden sowie um die Wärmeproduktion für die Bevölkerung.
Die Regeln greifen deutlich in Marktmechanismen ein, weil
sie Lieferprioritäten, Speicherpflichten und Preisbestandteile
staatlich strukturieren. Gegenüber dem vorherigen System
markiert die VO einen Übergang: Die Regierung beendet
nicht vollständig die Krisenintervention im Gasmarkt, son-
dern ersetzt auslaufende Deckel- und Kompensationsmecha-
nismen durch ein neues befristetes Regime. Für Verbraucher
ist entscheidend, dass die Preisbildung nicht allein dem Markt
überlassen wird. Für Versorger und Produzenten bedeutet
dies planungsrelevante Pflichten zu Beschaffung, Speicher-
haltung und Weitergabe von Kosten (DringlichkeitsVO der
Regierung Nr. 12 v. 5.3.2026 über Maßnahmen für Haus-
haltskunden auf dem Erdgasmarkt im Zeitraum v. 1.4.2026
bis zum 31.3.2027, M.Of. Nr. 178 v. 9.3.2026).

Eine weitere DringlichkeitsVO der Regierung vom März
befasst sich mit einer Reform der Prüfung von ausländischen
Direktinvestitionen sowie der Vereinfachung von Genehmi-
gungsverfahren. Die Gesetzesbegründung spricht von der
Notwendigkeit zur Anpassung einschlägiger Regelungen im
Kontext geopolitischer Risiken, der Sicherung strategischer
Lieferketten, des Schutzes kritischer Infrastruktur und der
Notwendigkeit einer schnelleren, zugleich sichereren Investi-
tionsprüfung. Kernbereich ist die Änderung der OUG Nr. 46/
2022, mit der Rumänien den EU-Rahmen für die Prüfung
ausländischer Direktinvestitionen umgesetzt hatte. Neu ist
insbesondere, dass die Prüfung nicht nur klassische Betei-
ligungserwerbe, sondern auch bestimmte asset deals in sensi-
blen Bereichen einschließen kann. Dadurch sollen Fälle er-
fasst werden, in denen nicht Anteile an einem Unternehmen,
sondern einzelne Vermögenswerte, Infrastrukturen, Tech-
nologien oder Produktionskapazitäten erworben werden. Die-
se Erweiterung ist wirtschaftlich bedeutsam, weil sie Trans-
aktionsstrukturen erfasst, die bisher leichter außerhalb des
klassischen FDI-Screenings liegen konnten. Die VO regelt
außerdem organisatorische und datenverarbeitungsbezogene
Fragen. Die Kommission für die Prüfung ausländischer Di-
rektinvestitionen soll Jahresberichte erstellen; ein IT-System
unter Beteiligung der Kanzlei des Premierministers und des
Telekommunikationssonderdiensts wird für Anträge und Da-
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tenverarbeitung eingerichtet. Zudem sollen technische Unter-
bereiche sensibler Sektoren durch Regierungsbeschluss fest-
gelegt werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage ist die
wichtigste Verschiebung eine Kombination aus Ausweitung
und Verfahrensvereinfachung: Der Staat erhält breitere Ein-
griffsmöglichkeiten bei sicherheitsrelevanten Transaktionen;
zugleich sollen Verfahren berechenbarer und digitaler wer-
den. Für Investoren bedeutet dies mehr Compliance-Aufwand
bei sensiblen Sektoren, aber auch klarere Zuständigkeiten
(DringlichkeitsVO der Regierung Nr. 17 v. 12.3.2026 zur
Änderung und Ergänzung einiger Rechtsvorschriften,
M.Of. Nr. 199v.13.3.2026).

Eine weitere: DringlichkeitsVO adressiert den Schutz der
Verbraucher gegen Greenwashing, Schein-Nachhaltigkeit
und missbräuchliche Online-Finanzdienstleistungen. Die VO
ändert das Gesetz Nr. 363/2007 über unlautere Geschäfts-
praktiken und die DringlichkeitsVO Nr. 34/2014 über Ver-
braucherrechte. Sie setzt europäische Vorgaben um, darunter
die RL (EU) 2024/82550und die RL (EU) 2023/267351. Der
gesellschaftliche Fokus des Rechtsaktes liegt in seiner All-
tagsnähe: Werbung mit Umwelt- und Nachhaltigkeitsaus-
sagen, digitale Produkte, Softwareupdates, Haltbarkeit von
Waren und Online-Finanzdienstleistungen betreffen eine gro-
ße Zahl von Verbrauchern. Die VO nimmt eine Reihe von
Praktiken ausdrücklich in den Katalog unlauterer Geschäfts-
praktiken auf. Dazu gehören etwa allgemeine Umweltanga-
ben ohne nachweisbare besondere Umweltleistung, Klima-
neutralitätsversprechen auf der Grundlage von Emissions-
kompensation, irreführende Aussagen zur Haltbarkeit oder
Reparierbarkeit, das Verschweigen negativer Auswirkungen
von Softwareupdates oder Hinweise, die Verbraucher zu frü-
herem Austausch oder früherer Wiederbefüllung eines Pro-
dukts veranlassen können. Im Vergleich zur bisherigen
Rechtslage ist entscheidend, dass bestimmte Formen von
Greenwashing und Obsoleszenz nicht mehr nur unter all-
gemeinen Irreführungstatbeständen geprüft werden müssen,
sie werden vielmehr als konkret verbotene Praktiken benannt.
Das erleichtert die Aufsicht und Rechtsdurchsetzung und
erhöht zugleich die Anforderungen an Unternehmen, Um-
welt- und Haltbarkeitsaussagen zu belegen. Die VO ergänzt
die bestehenden Gesetze Nr. 363/2007 und OUG Nr. 34/
2014. Für Unternehmen bedeutet dies mehr Dokumentations-
und Belegpflichten bei der Nachhaltigkeitskommunikation;
für Verbraucher verbessert es den Rechtsschutz gegen irre-
führende Öko-Labels, digitale Verschlechterungen und
Scheinversprechen zur Produktlebensdauer (Dringlichkeits-
VO Nr. 18/2026 zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes
Nr. 363/2007 über die Bekämpfung unlauterer Geschäfts-
praktiken von Gewerbetreibenden gegenüber Verbrauchern
und zur Angleichung der Vorschriften an das europäische
Verbraucherschutzrecht, sowie der DringlichkeitsVO der Re-
gierung Nr. 34/2014 über die Rechte der Verbraucher bei
Verträgen mit Gewerbetreibenden sowie zur Änderung und
Ergänzung bestimmter Rechtsvorschriften, M.Of. Nr. 236 v.
26.3.2026).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Das Gesetz Nr. 57/2026 ändert
das rumänische Zivilgesetzbuch in einem Bereich, der das
Privat- und Familienleben vieler Menschen betrifft: die ein-
vernehmliche Scheidung und die Namensführung nach der
Scheidung. Die wichtigste Änderung betrifft Artikel 375
Abs. 2 ZGB. Eine einvernehmliche Scheidung kann künftig
auch durch den Notar festgestellt werden, wenn minderjäh-
rige Kinder vorhanden sind, sofern sich die Ehegatten über
alle zentralen Fragen einigen: gemeinsame Ausübung der
elterlichen Sorge, Wohnsitz der Kinder nach der Scheidung,
persönliche Beziehungen des getrennt lebenden Elternteils zu
jedem Kind sowie den Beitrag der Eltern zu Unterhalt, Erzie-

hung, Ausbildung und beruflicher Vorbereitung einigen. Er-
gibt das verpflichtende behördliche Sozialgutachten, dass die
Vereinbarung über gemeinsame elterliche Sorge oder Wohn-
sitz nicht im Kindesinteresse liegt, greifen die bisherigen
gerichtlichen Mechanismen. Gegenüber der bisherigen Lage
erweitert dies die Möglichkeit außergerichtlicher Scheidun-
gen. Das kann die Gerichte entlasten und Paaren mit minder-
jährigen Kindern ein schnelleres, weniger konfliktträchtiges
Verfahren ermöglichen. Zugleich bleibt das Kindeswohl als
Kontrollmaßstab erhalten; bei fehlender Einigung oder nega-
tiver Einschätzung durch das Sozialgutachten muss weiterhin
der Weg zum Gericht gewählt werden. Neu geregelt wird
auch Art. 383 über den Familiennamen nach der Scheidung.
Jeder Ehegatte kann wählen, den während der Ehe getragenen
Namen zu behalten oder zum früheren Namen zurückzukeh-
ren. Treffen die Ehegatten keine Wahl, behalten beide den
während der Ehe getragenen Namen (Gesetz Nr. 57 v. 30.4.
2026 zur Änderung des Gesetzes Nr. 287/2009 über das Zi-
vilgesetzbuch, M.Of. Nr. 364 v. 30.4.2026).

Arbeits- und Sozialrecht. Eine DringlichkeitsVO der Regie-
rung regelt erweiterter Ansprüche von Arbeitnehmern strate-
gischer Unternehmen bei Insolvenz oder einem präventivem
Gläubigervergleich. Die DringlichkeitsVO ändert zu diesem
Zweck das Gesetz Nr. 200/2006 über den Garantiefonds für
Lohnforderungen. Gemäß dem Standardverfahren des Fonds
sind die Leistungen für Lohnersatzleistungen grundsätzlich
auf fünf Monatslöhne beziehungsweise fünf durchschnittliche
Bruttolöhne begrenzt, diese Grenze wurde für die genannten
Zielgruppe nun angehoben. Die Regierung begründete die
Änderung damit, dass diese enge Begrenzung im Regelver-
fahren bei strategischen Unternehmen nicht ausreiche, weil
dort Lohnniveau, Verfahrensdauer und systemische Folgewir-
kungen höher sein könnten. Für diese werden Sondergrenzen
eingeführt: Bei deren Insolvenz können aus dem Garantie-
fonds bis zu zwölf durchschnittliche Bruttolöhne je Arbeit-
nehmer gezahlt werden; bei einem präventivem Vergleich bis
zu sechs durchschnittliche Bruttolöhne. Zugleich wird de-
finiert, was ein „Unternehmen von besonderen strategischen
Interesse“ ist: Danach handelt es sich um ein solches ,,dessen
Tätigkeit für Verteidigung, wirtschaftliche, energetische, so-
ziale oder Ernährungssicherheit, kritische Infrastrukturen oder
staatliche Verteidigungsindustriekapazitäten wesentlich ist
und das durch eine Regierungsverordnung bestimmt wird.
Die Kriterien und die Liste solcher Unternehmen werden auf
Vorschlag des zuständigen Ministeriums durch eine Regie-
rungsverordnung festgelegt“. Gegenüber der bisherigen Rege-
lung ist der entscheidende Unterschied die sektorale Differen-
zierung. Arbeitnehmer normaler insolventer Arbeitgeber blei-
ben im Standardverfahren, während Beschäftigte strategischer
Unternehmen eine erweiterte Absicherung erhalten. Wirt-
schaftlich soll dies verhindern, dass Unternehmen mit Bedeu-
tung für Verteidigung, Energieversorgung, industrielle Resi-
lienz oder EU-finanzierte Transformationsprojekte durch
kurzfristige Liquiditätsprobleme Personal verlieren und da-
durch die Förderfähigkeit oder operative Kontinuität ein-
büßen (DringlichkeitsVO der Regierung Nr. 6 v. 19.2.2026
zur Änderung des Gesetzes Nr. 200/2006 über die Einrich-
tung und Verwendung des Garantiefonds für die Begleichung
von Lohnforderungen, M.Of. Nr. 137 v. 20.2.2026).

50) RL (EU) 2024/825 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
28.2.2024 zur Änderung der RLen 2005/29/EG und 2011/83/EU hinsicht-
lich der Stärkung der Verbraucher für den ökologischen Wandel durch
besseren Schutz gegen unlautere Praktiken und durch bessere Informatio-
nen.

51) RL (EU) 2023/2673 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
22.11.2023 zur Änderung der RL 2011/83/EU in Bezug auf im Fern-
absatz geschlossene Finanzdienstleistungsverträge und zur Aufhebung
der RL 2002/65/EG.
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Justizwesen. Ein neues Gesetz führt nun erste Änderungen
für die Pensionen von Richtern, Staatsanwälten, richterähn-
liche Funktionen, Hilfspersonal der Gerichte und Staats-
anwaltschaften sowie bestimmtes Personal des Verfassungs-
gerichts ein, nachdem zuvor ein jahrelanger Streit unter Be-
teiligung der Obergerichte um diesen Gegenstand ausgetragen
wurde. Diesen hatte zuletzt das Verfassungsgericht im We-
sentlichen entschieden, indem es den Weg für gesetzliche
Änderungen endlich frei gemacht hatte.52 Das Gesetz ändert
nun unter anderem das Gesetz Nr. 303/2022 und legt neue
Alters-, Dienstzeit- und Berechnungsregeln fest. Für Richter
und Staatsanwälte wird ein Modell eingeführt, bei dem eine
Dienstpension grundsätzlich an ein Gesamtdienstalter von
35 Jahren und mindestens 25 Jahre in den einschlägigen
Funktionen geknüpft wird. Die Pension wird auf 55 % einer
Berechnungsgrundlage bezogen, wobei die Nettoleistung
durch einen Deckel begrenzt wird. Für Fälle mit weniger als
25 Jahren in den relevanten Funktionen werden Abschläge
vorgesehen. Außerdem enthält das Gesetz Übergangsregeln
zur schrittweisen Erhöhung des Ruhestandsalters in den Jah-
ren 2026 bis 2041. Im Vergleich zur vorherigen Rechtslage
verschiebt die Reform das System in Richtung längerer Er-
werbsbiografien und stärker begrenzter Sonderpensionen. Zu-
gleich bleibt das Grundprinzip besonderer Dienstpensionen
für Justizberufe erhalten; es wird also nicht in ein rein bei-
tragsbezogenes System überführt. Politisch ist dies bedeut-
sam, weil Dienstpensionen in Rumänien seit Jahren im Mit-
telpunkt von Debatten über die Haushaltsbelastung, Gleichbe-
handlung, richterliche Unabhängigkeit und EU-/PNRR-Ver-
pflichtungen stehen. Aufgehoben werden ausdrücklich Art. II
bis V des Gesetzes Nr. 282/2023, das frühere Reform- und
Übergangsbestimmungen zu Dienstpensionen enthielt. Damit
ersetzt das neue Gesetz nicht das gesamte Pensionssystem,
beseitigt aber wesentliche Vorgängerregelungen aus der Re-
form von 2023 (Gesetz Nr. 24 v. 27.2.2026 zur Änderung
und Ergänzung bestimmter Rechtsvorschriften im Bereich der
Dienstpensionen, M.Of. Nr. 151 v. 27.2.2026).

Internationale Rechtsbeziehungen. Durch Gesetz Nr. 60/
2026 ratifiziert Rumänien die multilaterale Konvention zur
Erleichterung der Umsetzung der „Pillar Two“-Regel der
Besteuerungsunterwerfung, die am 15.9.2023 in Paris an-
genommen und von Rumänien am 19.9.2024 unterzeichnet
wurde. Durch das Abkommen wird Rumänien in die interna-
tionale Mindestbesteuerungsarchitektur eingebunden. Die
Subject-to-Tax-Rule soll es Quellenstaaten in bestimmten
Fällen ermöglichen, Zahlungen niedrig besteuerter Einkünfte
zusätzlich zu besteuern, insbesondere in DBA-Konstellatio-
nen. Für multinationale Unternehmensgruppen, grenzüber-
schreitende Finanzierungen, Lizenzzahlungen, Zinsen und be-
stimmte Dienstleistungsstrukturen kann dies spürbare Folgen
haben. Mit der Ratifikation gibt Rumänien zugleich Benach-
richtigungen ab, die für die Anwendung der Konvention rele-
vant sind. Praktisch müssen Unternehmen mit grenzüber-
schreitenden Zahlungsströmen künftig stärker prüfen, ob Ab-
kommensvorteile durch neue Mindestbesteuerungsregeln be-
grenzt werden (Gesetz Nr. 60/2026 zur Ratifizierung des
multilateralen Übereinkommens zur Erleichterung der Umset-
zung der zweiten Säule der Steuerpflichtregelung, das am
15.9.2023 in Paris angenommen, am 2.10.2023 zur Unter-
zeichnung aufgelegt und von Rumänien am 19.9.2024 in
Paris unterzeichnet wurde, M.Of. Nr. 364 v. 30.4.2026).

RA Axel Bormann

Republik Moldau

Verfassungsrecht. Das VerfG hat über die vorzeitige Beendi-
gung der Mandate im Aufsichtsrat von Teleradio-Moldova
(Moldauischer Rundfunk) entschieden und diese Maßnahme
für teilweise verfassungswidrig befunden. Die Entscheidung
ist für die Medienfreiheit, institutionelle Unabhängigkeit und
Rechtsschutz gegen staatliche Aufsichtsmaßnahmen von er-
heblicher Bedeutung. Gegenstand war eine Übergangsrege-
lung aus dem Jahr 2021, durch die mit Inkrafttreten eines
Änderungsgesetzes die Mandate aller Mitglieder des Auf-
sichts- und Entwicklungsrats der öffentlichen Rundfunk-
gesellschaft Teleradio-Moldova sowie des Generaldirektors
kraft Gesetzes beendet wurden. Das Gericht stellte die beson-
dere Rolle von Teleradio-Moldova als nationalem öffent-
lichem audiovisuellen Mediendienst heraus. Für solche Ein-
richtungen sind Unabhängigkeit, redaktionelle Autonomie
und Schutz vor politischer oder wirtschaftlicher Einflussnah-
me zentral. Nach der früheren Regelung waren die Mitglieder
des Aufsichtsrats grundsätzlich für ein einzelnes sechsjäh-
riges Mandat bestellt, wobei das Gesetz bestimmte Gründe
für die Beendigung eines Mandats regelte. Die pauschale
gesetzliche Beendigung aller Mandate vor Ablauf der Amts-
zeit erfolgte dagegen ohne individuelle Prüfung und nahm
den Betroffenen faktisch einen wirksamen Rechtsschutz, weil
Gerichte an das Gesetz gebunden gewesen wären. Das Ver-
fassungsgericht erklärte deshalb den Teil der Übergangsrege-
lung für verfassungswidrig, der die Mandate aller Mitglieder
des Aufsichts- und Entwicklungsrats beendete. Es stellte klar,
dass der Gesetzgeber Leitungs- und Aufsichtsgremien öffent-
licher Medien nicht beliebig durch Übergangsrecht austau-
schen darf, wenn dadurch Amtszeitgarantien, institutionelle
Unabhängigkeit und der Zugang zum gerichtlichen Rechts-
schutz ausgehöhlt werden (VerfG, Urt. Nr. 5 v. 26.2.2026
über die Einrede der Verfassungswidrigkeit hinsichtlich be-
stimmter Bestimmungen in Art. II Abs. 2 des Gesetzes
Nr. 158 vom 4.11.2021, M.Of. Nr. 152–155v. 8.4.2026,
Art. 52).

Verwaltungsrecht. Durch den Parlamentsbeschluss Nr. 38/
2026 wurde wegen der kriegsbedingten Risiken im Energie-
sektor ein landesweiter Ausnahmezustand für 60 Tage ab
dem 25.3.2026 erklärt. Anlass war insbesondere die Unter-
brechung der Leitung Isaccea–Vulcănești nach Angriffen im
Süden der Ukraine durch das Kriegsgeschehen sowie das
Risiko erheblicher Defizite im Stromsystem. Der Rechtsakt
ermächtigte die Regierung, für die Versorgungssicherheit au-
ßergewöhnliche Maßnahmen zu treffen, darunter die be-
schleunigte Beschaffung von Energieressourcen und Ausrüs-
tung, zusätzliche Finanzmittel, mögliche Rationierungsmaß-
nahmen und verbindliche Vorgaben für Energieunternehmen
und andere Betreiber. Gegenüber der normalen Rechtslage
bedeutete der Ausnahmezustand eine erhebliche Verschie-
bung staatlicher Handlungsbefugnisse. Die zuständigen Be-
hörden konnten für den Zweck der Krisenbewältigung von
der im Normalfall geltenden Rechtslage abweichen; die wäh-
rend des Ausnahmezustands erlassenen Maßnahmen waren
unmittelbar verbindlich. Hierzu gehörten Energieeinsparauf-
lagen, Beschränkungen, die priorisierte Versorgung bestimm-
ter Verbraucher oder Sonderbeschaffungen. Auch für Unter-
nehmen war der Beschluss bedeutsam, weil Energieverfüg-
barkeit, Preise, Lieferketten und Produktionsplanung unmit-
telbar von der Stabilität des Stromsystems abhängen. Bereits

52) Siehe hierzu die Kurzbesprechung des Urteils des Verfassungs-
gerichtshofs IOR-Chronik, WiRO 2026 S. 36.

IOR-Chronik Heft 4-6/2026 · WiRO 86



einen Monat später beendete das Parlament allerdings den
Ausnahmezustand durch einen weiteren Beschluss mit Wir-
kung zum 25.4.2026. Der Beschluss Nr. 60/2026 ist aller-
dings nicht nur ein „technischer“ Beendigungsakt, sondern
ebenfalls relevant, weil er den Übergang von der außerge-
wöhnlichen Notstandsordnung zu einem milderen Über-
wachungs- und Interventionsregime markiert. Die Regierung
sollte weiterhin Maßnahmen zur Sicherstellung von Energie-
ressourcen und zur Stabilisierung des Elektrizitätssystems
treffen können. Parallel wurde nach Regierungs- und Par-
lamentsangaben ein 60-tägiger Alarmzustand ab dem 25.4.
2026 vorgesehen, um Monitoring und Eingriffsmöglichkeiten
aufrechtzuerhalten, ohne den parlamentarisch erklärten Aus-
nahmezustand fortzuführen (Beschluss des Parlaments Nr. 38
v. 24.3.2026 „über die Ausrufung des Notstands“,
M.Of. Nr. 137 vom 25.3.2026, Art. 109).

Ein neues Gesetz über öffentliche Beschaffung regelt die
umfassende Neuordnung des Vergaberechts. Die Neurege-
lung ersetzt das bisherige Gesetz Nr. 131/2015 über öffent-
liche Beschaffung. Ziel ist eine stärkere Angleichung an den
acquis communautaire und eine modernere, transparentere
und flexiblere Vergabearchitektur. Die neue Regelung diffe-
renziert stärker zwischen zentralen und lokalen öffentlichen
Auftraggebern, präzisiert den Umgang mit ähnlichen Gütern,
regelt Ausnahmen detaillierter und grenzt moldauische Auf-
traggeber von Auftraggebern aus EU-Mitgliedstaaten ab. Au-
ßerdem erfordert die Umsetzung ein neues elektronisches
Beschaffungssystem, weshalb der Beginn der Anwendung auf
2027 verschoben wurde. Inhaltlich verschiebt das Gesetz den
Schwerpunkt des Vergaberechts von einer überwiegend for-
mal-prozeduralen Betrachtung zu einem stärker strategischen
Beschaffungsmodell. Nach den Regierungsangaben soll das
neue Recht neben Preis und formaler Regelkonformität stär-
ker soziale Kriterien, Umweltaspekte, Nachhaltigkeit und
Qualität berücksichtigen. Gleichzeitig werden Wertgrenzen
differenziert: Für Arbeiten und soziale Dienstleistungen ist
eine Schwelle von 1 Mio. MDL (ca. 23.000 EUR) vorgese-
hen, für Waren und Dienstleistungen 600.000 MDL (ca.
14.000 EUR). Diese Differenzierung soll einerseits Verwal-
tungsaufwand reduzieren und andererseits die Transparenz
über die Verwendung öffentlicher Mittel sichern. Von erheb-
licher praktischer Bedeutung sind auch die neuen Regeln zur
Änderung laufender Verträge. Änderungen sollen unter klaren
Voraussetzungen möglich sein, ohne das gesamte Vergabe-
verfahren neu durchführen zu müssen; zugleich wird der
Rahmen für zusätzliche Beschaffungen von bisher 15% auf
25 % erhöht. Damit reagiert der Gesetzgeber auf typische
Probleme großer Beschaffungs- und Infrastrukturprojekte, bei
denen sich Leistungsumfang, Kosten oder technische Anfor-
derungen während der Vertragsdurchführung ändern können.
Für Auftraggeber bedeutet dies mehr Flexibilität, für Unter-
nehmen aber auch die Notwendigkeit, Vertragsänderungen
und Nachträge vergaberechtlich sauber zu dokumentieren.
Die Übergangszeit bis zum Inkrafttreten der Neuregelung ist
anspruchsvoll, denn insbesondere die beteiligten Behörden
müssen interne Verfahren, elektronische Systeme, Ausschrei-
bungsunterlagen und Schulungen auf das neue Vergabe-
regime umstellen. Die Neuregelung tritt zum 1.1.2027 in
Kraft (Gesetz Nr. 325 v. 29.12.2025 über die öffentliche
Beschaffung, M.Of. Nr. 76–79 vom 12.2.2026, Art. 39).

Das Gesetz Nr. 53/2026 reformiert Behörden im Ge-
schäftsbereich des Umweltministeriums. Es verfolgt dabei
drei Hauptziele: die Stärkung administrativer Kapazitäten, die
Klärung und Abgrenzung institutioneller Zuständigkeiten so-
wie die schrittweise Angleichung an das Umweltrecht der
EU. Konkret werden Zuständigkeiten im Bereich Geologie
und Chemikalienmanagement zur Umweltagentur übertragen.
Außerdem wird der Staatliche Hydrometeorologische Dienst

in eine neue öffentliche Einrichtung – die Behörde für Meteo-
rologie und Umweltmonitoring – reorganisiert, um Risiken
durch Klimawandel und extreme Wetterereignisse besser ein-
schätzen zu können. Besonders alltagsrelevant ist die Stär-
kung der Umweltaufsicht. Im Inspektorat für Umweltschutz
soll eine dauerhaft einsatzbereite Einheit für unmittelbare
Reaktionen auf Umweltnotfälle eingerichtet werden. Diese
soll rund um die Uhr aktiviert werden können und bei Fällen
von Unfallverschmutzung, industriellen Einleitungen, Brän-
den, illegalem Holzeinschlag, illegalem Abfalltransport oder
anderen schweren Umweltgefahren eingreifen. Zusätzlich
wird eine öffentliche Einrichtung „Arii Naturale Protejate de
Stat“ (Staatlich geschützte Naturgebiete) geschaffen, die Na-
turschutzgebiete einheitlich verwalten soll. Damit wird der
bisher stark zersplitterte Schutzbereich institutionell gebün-
delt. Das Umweltreformgesetz enthält auch wirtschaftlich re-
levante Regelungen. Es sieht die teilweise Angleichung an
die EU-Regelungen über umweltökonomische Gesamtrech-
nungen vor, also an ein System zur Erfassung und Bericht-
erstattung über Emissionen, Ressourcennutzung, Umweltsteu-
ern und Umweltschutzausgaben. Ferner wird ein nationaler
Rahmen für die Anerkennung von Organisationen geschaffen,
die in einem EU-Mitgliedstaat im Gemeinschaftssystem für
Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung –
EMAS – zugelassen sind. Eine besonders wichtige strukturel-
le Änderung ist die Auflösung beziehungsweise Kompetenz-
verlagerung der Agentur für Geologie und Mineralressourcen:
Deren Aufgaben werden nun auf die Umweltagentur über-
tragen. Damit werden Genehmigungs-, Aufsichts- und Res-
sourcenverwaltungsfunktionen stärker konzentriert. Zugleich
erhalten Umweltinspektoren erweiterte Interventions- und
Kontrollrechte, unter anderem zur unangekündigten Kontrol-
le, zum Betreten von Grundstücken und Betriebsräumen, zur
Prüfung umweltrelevanter Dokumente und zur Anordnung
sofortiger Maßnahmen bei Gefahren für Umwelt oder Ge-
sundheit (Gesetz Nr. 53 v. 9.4.2026 zur Änderung bestimmter
Rechtsvorschriften -Reorganisation der dem Umweltministe-
rium unterstellten Behörden-M.Of. Nr. 183–185v. 25.4.2026,
Art. 150).

Wirtschaftsrecht. Der Regierungsbeschluss Nr. 38/2026 legt
die rechtlichen Grundlagen für die Umstrukturierung der
staatlichen Eisenbahn. durch die Gründung der Aktiengesell-
schaft „Calea Ferată din Moldova Pasageri și Marfă“. Die
neue Gesellschaft wird vom bisherigen, einheitlichen Staats-
unternehmen abgespalten und übernimmt den Personen- und
Güterverkehr. Die Kapitalanteile bleiben dabei jedoch voll-
ständig in staatlichem Eigentum. Die Staatliche Agentur für
Öffentliches Eigentum wird als alleinige Aktionärin einge-
setzt. Die bisher im Staatsunternehmen gebündelten Funktio-
nen werden aufgeteilt: Vor der Neuregelung war die Mol-
dauische Eisenbahn als Staatsunternehmen sowohl mit Infra-
strukturfunktionen als auch mit Verkehrsleistungen verbun-
den. Nun werden die kommerziell geprägten Tätigkeiten des
Personen- und Gütertransports in der neuen Aktiengesell-
schaft konzentriert, während das reorganisierte Staatsunter-
nehmen weiterhin Aufgaben von öffentlichem Interesse wahr-
nimmt, insbesondere die Verwaltung der Eisenbahninfra-
struktur im Sinne des Eisenbahnverkehrsgesetzbuchs. Damit
wird eine deutlichere Trennung zwischen Infrastrukturver-
waltung und Verkehrsleistungen geschaffen. Von besonderer
praktischer Bedeutung ist, dass die neue Aktiengesellschaft
Rechte und Pflichten des bisherigen Staatsunternehmens
übernimmt, soweit diese im Übertragungsakt beziehungswei-
se in der Verteilungsbilanz zugeordnet werden. Das gilt auch
für bestimmte Vermögenswerte, Verbindlichkeiten und Si-
cherheiten aus Darlehensverträgen. Arbeitnehmerrechte und
-pflichten gehen grundsätzlich auf die neue Gesellschaft über.
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Die CFM wird nicht schlicht abgeschafft, sondern durch
Abspaltung reorganisiert. Die institutionelle Wirkung liegt in
der Entflechtung staatlicher Tätigkeit und in der Vorbereitung
eines Modells, das eher mit europäischen Trennungslogiken
im Eisenbahnsektor vereinbar ist. Wirtschaftlich kann dies
die Grundlage für transparentere Finanzierung, gezieltere Sa-
nierung und eine bessere Unterscheidung zwischen gemein-
wirtschaftlichen Infrastrukturaufgaben und marktnäheren
Transportleistungen schaffen (Regierungsbeschluss Nr. 38 v.
4.2.2026 über die Gründung der Aktiengesellschaft „Mol-
dauische Eisenbahn – Personen- und Güterverkehr“ durch
Umstrukturierung des staatlichen Unternehmens „Mol-
dauische Eisenbahn“, M.Of. Nr. 69–71v. 5.2.2026, Art. 41).

Der Beschluss der Nationalbank Nr. 33/2026 schafft einen
nationalen technischen und sicherheitsbezogenen Rahmen für
Open Banking. Der Beschluss legt funktionale, technische
und Sicherheitsanforderungen fest, nach denen kontoführende
Zahlungsdienstleister über standardisierte Schnittstellen mit
zugelassenen Drittanbietern zusammenarbeiten sollen. Im
Kern geht es um den kontrollierten und sicheren Zugang zu
Kontoinformationen und um die Auslösung von Zahlungen
über Dritte, jeweils auf Grundlage einer ausdrücklichen Zu-
stimmung des Zahlungsdienstnutzers. Der Beschluss erfasst
insbesondere Kontoinformationsdienste und Zahlungsaus-
lösedienste. Praktisch bedeutet dies, dass Fintech-Unterneh-
men oder andere zugelassene Drittanbieter künftig über stan-
dardisierte Programmierschnittstellen – APIs – auf bestimmte
Zahlungsverkehrsfunktionen zugreifen können, ohne dass da-
für unsichere oder proprietäre Einzellösungen genutzt werden
müssen. Die Regelung betrifft unter anderem Konten in mol-
dauischen Lei, inländische Konto-zu-Konto-Zahlungen, Peer-
to-Peer-Zahlungen und App-basierte Weiterleitungen. Gegen-
über der bisherigen Lage ist der wichtigste Unterschied die
Standardisierung. Zuvor gab es zwar Zahlungsdienste und
aufsichtsrechtliche Vorgaben, aber keinen einheitlichen natio-
nalen Open-Banking-Standard mit detaillierten technischen,
funktionalen und Sicherheitsanforderungen für die Interope-
rabilität zwischen kontoführenden Zahlungsdienstleistern und
Drittanbietern. Der neue Beschluss schafft damit die Grund-
lage für Wettbewerb im digitalen Zahlungsverkehr, erleichtert
neue Geschäftsmodelle und erhöht zugleich die Anforderun-
gen an starke Kundenauthentifizierung, Zustimmungsertei-
lung, Weiterleitung zwischen Anwendungen und sichere Da-
tenverarbeitung. Der Rechtsakt ergänzt den bestehenden
rechtlichen Rahmen für Zahlungsdienste um eine technische
Umsetzungsebene (VO des Exekutivausschusses der Natio-
nalbank von Moldau Nr. 33 v. 13.2.2026 über die Genehmi-
gung der funktionalen, technischen und sicherheitstech-
nischen Anforderungen für Open Banking, M.Of. Nr. 88–91v.
20.2.2026, Art. 137).

Straf- und Strafprozessrecht. Das Gesetz Nr. 4/2026 schafft
einen neuen Mechanismus zur sozialen und öffentlichen Nut-
zung eingezogener Vermögenswerte. Die Regelung betrifft
unter anderem strafrechtlich eingezogene Vermögenswerte,
repatriierte Vermögenswerte, international geteilte Ver-
mögenswerte und Geldbeträge aus Wertersatzeinziehung.
Eingezogene Vermögenswerte können nun nicht nur verwer-
tet und dem Staatshaushalt zugeführt werden, sondern gezielt
für soziale und öffentliche Zwecke eingesetzt werden. Die
zuständige Agentur für die Wiedererlangung krimineller Ver-
mögenswerte erfasst geeignete Vermögenswerte und ana-
lysiert deren Bewertung und Nutzungseffizienz. Gemäß der
gesetzlichen Verteilungsregel für Geldmittel fließen 70% in
den Staatshaushalt, 20% sind für soziale Nutzung vorgese-
hen, und 10 % gehen an Behörden oder öffentliche Einrich-
tungen zur Verwirklichung öffentlicher Interessen. Zusätzlich
wird eine Kommission beim Justizministerium eingerichtet,

in der auch Vertreter der Zivilgesellschaft beteiligt sind. Da-
mit wird ein stärker sichtbarer Zusammenhang zwischen Kri-
minalitätsbekämpfung und gesellschaftlichem Nutzen her-
gestellt: Vermögen, das aus Straftaten stammt oder damit
verbunden ist, kann in Bildung, Gesundheit, soziale Dienste,
Kultur, Umwelt oder öffentliche Infrastruktur zurückgeführt
werden. Das Gesetz ergänzt das bestehende System der Ein-
ziehung, Verwaltung und Verwertung um eine neue Verwen-
dungslogik und um ein transparentes Auswahlverfahren (Ge-
setz Nr. 4 v. 5.2.2026 über die soziale und öffentliche Nut-
zung beschlagnahmter Vermögenswerte, M.Of. Nr. 96–99v.
26.2.2026, Art. 56).

Arbeits- und Sozialrecht. Durch eine RegVO von April wird
eine Indexierung und Erhöhung von Renten und Sozialleis-
tungen zum 1.4.2026 geregelt, danach erfolgt eine Erhöhung
um 6,84 %. Zusätzlich wurde eine feste Erhöhung von 51,33
MDL (ca. 2,20 EUR) für alle Renten geregelt. Angepasst
wurden auch die Mindestbeträge der Altersrente und der
Invaliditätsrente: Die Mindestaltersrente beträgt ab dem 1.4.
2026 3.264,66 MDL (ca. 140 EUR), bei besonders langer
Versicherungszeit von mehr als 40 Jahren 3.525,72 MDL (ca.
150 EUR). Die Mindestbeträge der Invaliditätsrenten wurden
je nach Grad der Behinderung differenziert festgelegt. Die
Anpassung erfolgt von Amts wegen durch die Nationale
Sozialversicherungskasse, ohne dass die Leistungsberechtig-
ten einen Antrag stellen müssen. Im Vergleich zur bestehen-
den Rechtslage handelt es sich nicht um die Einführung eines
völlig neuen Rentensystems. Die jährliche Indexierung ist
bereits im Rentenrecht, insbesondere im Gesetz Nr. 156/1998
über das öffentliche Rentensystem, angelegt, der Beschluss
setzt diese bestehende gesetzliche Regelung für das Jahr 2026
konkret um, ergänzt diese aber zusätzlich um einen festen
Erhöhungsbetrag (Regierungsbeschluss Nr. 130 v. 25.3.2026
über die Indexierung und Erhöhung der Sozialleistungen,
M.Of. Nr. 139–141v. 26.3-2026, Art. 139).

Internationale Rechtsbeziehungen. Mit dem Gesetz Nr. 47/
2026 kündigt die Republik Moldau das Abkommen über die
Gründung der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS)
vom 8.12.1991 sowie das Protokoll zu diesem Abkommen
vom 21.12.1991. Begründet wird die Maßnahme mit der Ver-
letzung grundlegender Prinzipien der GUS, insbesondere der
territorialen Integrität und Unverletzlichkeit von Grenzen.
Allerdings wird betont, dass die Kündigung dieser Grün-
dungsdokumente nicht automatisch die Beendigung aller an-
deren im GUS-Rahmen geschlossenen Abkommen bedeutet.
Die Republik Moldau will solche Abkommen weiter anwen-
den, soweit sie konkrete Vorteile für Bürgerinnen, Bürger
und Wirtschaft bringen, etwa in Handels-, Wirtschafts- oder
sozialen Bereichen. Gegenüber der bisherigen Rechtslage
wird damit die Teilnahme Moldaus an den konstitutiven
Grundlagen der GUS beendet beziehungsweise das Kündi-
gungsverfahren in Gang gesetzt. Die Regierung und das Au-
ßenministerium verwiesen außerdem auf Einsparungen bei
jährlichen Beitragszahlungen in Höhe von etwa 3,1 Mio.
MDL (ca. 133.000 EUR) und auf ein breiter angelegtes Prüf-
verfahren für zahlreiche GUS-Abkommen. Die Aufhebung
im innerstaatlichen Sinne besteht darin, dass die Republik
Moldau die genannten internationalen Gründungsakte und
das GUS-Statut kündigt; diese werden nicht mehr als Grund-
lage der moldauischen Teilnahme an der Organisation fort-
geführt; das Gesetz trat mit Veröffentlichung in Kraft (Gesetz
Nr. 47 v. 2.4.2026 über die Kündigung des Gründungsver-
trags der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten und des Pro-
tokolls zum Gründungsvertrag der Gemeinschaft Unabhängi-
ger Staaten, M.Of. Nr. 152–155v. 8.4.2026, Art. 129).
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Europäische Integration. Die RegVO Nr. 200/2026 schafft
einen nationalen Mechanismus zur Umsetzung und Über-
wachung der Reformagenda der Republik Moldau im Rahmen
des EU-Wachstumsplans beziehungsweise des Reform- und
Wachstumsmechanismus. Dieser ist finanz- und integrations-
politisch besonders wichtig, weil die Umsetzung der Refor-
magenda mit erheblicher finanzieller Unterstützung der EU
verbunden ist. Nach Regierungsangaben steht die Reforma-
genda im Zusammenhang mit einem Unterstützungspaket von
rund 1,9 Mrd. EUR, dessen Auszahlung an Fortschritte bei
Reformen und Investitionen gekoppelt ist. Die VO definiert
den institutionellen, verfahrensmäßigen und operativen Rah-
men für die Umsetzung, Überwachung, Bewertung, Bericht-
erstattung und Sichtbarkeit der Reformagenda. Er ergänzt den
bestehenden Mechanismus der EU-Beitrittskoordination und
knüpft an die bereits durch die RegVO Nr. 260/2025 be-
schlossene Reformagenda für 2025–2027 an. Inhaltlich unter-
scheidet der Mechanismus zwei Komponenten: die Reforma-
genda selbst und eine Liste von Investitionsprojekten. Die
Neuregelung ist weiterhin auch verwaltungsintern bedeutsam:
Sie regelt Grundsätze wie Ergebnisorientierung, Gesetz-
mäßigkeit, Transparenz, die Vermeidung einer doppelten Fi-
nanzierung, eine solide Finanzverwaltung, die Beachtung res-
triktiver EU-Maßnahmen, die Gleichstellung und soziale In-
klusion sowie Maßnahmen gegen Korruption, Betrug und
Interessenkonflikte. Außerdem werden die Kooperation und
der Informationszugang für Stellen wie die Europäische
Kommission, OLAF, die Europäische Staatsanwaltschaft und
Eurojust geregelt. Damit entsteht ein Governance-Rahmen,
der die Verwendung umfangreicher EU-Mittel stärker an eu-
ropäische Kontroll- und Integritätsstandards bindet (RegVO
Nr. 200 v. 22.4.2026 über die Genehmigung des nationalen
Mechanismus zur Umsetzung und Überwachung der Refor-
magenda im Zusammenhang mit dem Wachstumsplan der
Republik Moldau, M.Of. Nr. 176–179v. 23.4.2026, Art. 201).

RA Axel Bormann

Slowenien

Verwaltungsrecht. Mit dem am 1.3.2026 vollständig in Kraft
getretenen Gesetz über die Veröffentlichung im Amtsblatt der
Republik Slowenien hat der Gesetzgeber eine grundlegende
Reform der amtlichen Rechtsveröffentlichung vollzogen. Die
zugehörige DurchführungsVO, erschienen am 27.1.202653,
konkretisiert die technischen Abläufe der neuen Veröffent-
lichungspraxis. Die bedeutendste Änderung ist die vollständi-
ge Abkehr von der gedruckten Amtsblattausgabe: Seit dem
28.2.2026 erscheint das Amtsblatt ausschließlich in digitaler
Form; die elektronischen Originaldokumente sind mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur versehen, die deren Au-
thentizität rechtlich verbindlich belegt. Zugleich wechselte
die institutionelle Zuständigkeit für die Herausgabe: Die Auf-
gabe der vormals zuständigen staatlichen Gesellschaft Uradni
list d. o. o. übernimmt nun das Regierungsamt für Gesetz-
gebung (Služba Vlade Republike Slovenije za zakonodajo),
was sicherstellen soll, dass die Veröffentlichung als integraler
Bestandteil des Gesetzgebungsprozesses geführt wird. Das
Gesetz führt das Prinzip „ein Akt – eine Ausgabe“ ein:
Abweichend von der früheren Praxis, mehrere Rechtsakte
gesammelt in einer Ausgabe zu veröffentlichen, wird jeder
Rechtsakt künftig als eigenständiges digitales Dokument pu-
bliziert, was den Zugang zu spezifischen Rechtsnormen be-
schleunigt und deren Zitierung und Auffindbarkeit erleichtert.
Das Gesetz bereinigt zudem den Katalog der veröffent-

lichungspflichtigen Dokumente: In Anlehnung an Art. 154
der slowenischen Verfassung sind künftig primär nur noch
echte Rechtsnormen wie Gesetze und VOen veröffent-
lichungspflichtig; allgemeine Akte ohne unmittelbare Bin-
dungswirkung für die Allgemeinheit wurden aus dem Pflicht-
katalog gestrichen. Das Gesetz verankert zudem das Pravni
informacijski sistem (PISRS) unter der Adresse pisrs.si als
einzige authentische Quelle für slowenische Rechtsnormen;
der Zugang ist für alle Nutzer kostenlos, und die Angabe der
elektronischen Fundstelle im PISRS gilt als rechtlich voll-
wertiger Quellennachweis, der den klassischen Verweis auf
Seitenangaben im gedruckten Heft ersetzt (U.l. 83/2025).

Straf- und Strafprozessrecht. Der Državni zbor (National-
versammlung) der Republik Slowenien hat am 28.1.2026 das
Gesetz über die strafrechtliche Behandlung von Minderjäh-
rigen verabschiedet, das am 25.2.2026 in Kraft getreten ist
und ab dem 1.1.2027 vollständig Anwendung findet; einzelne
Ausbildungsbestimmungen entfalten erst nach Erlass des vor-
gesehenen Durchführungsreglements Wirkung. Das Gesetz
löst die bislang im slowenischen Strafprozessgesetz54 enthal-
tenen Sondervorschriften für Minderjährige vollständig ab
und bettet den Jugendstrafprozess erstmals in ein eigenständi-
ges Regelwerk ein. Hintergrund der Reform sind unter ande-
rem die in den vergangenen Jahren gestiegenen Gewaltzahlen
unter Jugendlichen sowie die Notwendigkeit, die slowenische
Rechtslage an aktuelle europäische Standards anzupassen.
Der Leitgedanke des gesamten Verfahrens ist das Wohl des
Minderjährigen. Das Gesetz gilt für Personen, die eine Straf-
tat begangen haben, als sie das 14., aber noch nicht das 18.
Lebensjahr vollendet hatten; dabei unterscheidet es zwischen
jüngeren Minderjährigen (14 bis 16 Jahre) und älteren Min-
derjährigen (16 bis 18 Jahre). Der Anwendungsbereich er-
streckt sich zudem auf Heranwachsende (18 bis 21 Jahre)
sowie auf Personen, die nach Einleitung des Verfahrens das
18. Lebensjahr vollendet haben; die strafrechtliche Verant-
wortlichkeit beginnt weiterhin mit Vollendung des 14. Le-
bensjahrs. Das Sanktionensystem umfasst Erziehungsmaß-
nahmen, Strafen und Sicherungsmaßnahmen. Das Spektrum
der Erziehungsmaßnahmen reicht vom formellen Verweis
über Weisungen und Verbote, Aufsicht durch das Sozialzen-
trum und Unterbringung in einem Fachzentrum bis hin zur
Unterbringung im neu bezeichneten reintegracijski dom za
mlade (Reintegrationszentrum für Junge; vormals: Bes-
serungsanstalt in Radeče) oder einem Ausbildungsinstitut;
gemeinnützige Arbeit als Weisung kann bis zu 120 Stunden
innerhalb von sechs Monaten umfassen. Der mladoletnišky
zapor (Jugendarrest) bleibt dem älteren Minderjährigen vor-
behalten und darf nur bei Taten mit einer Mindeststrafe von
fünf Jahren Freiheitsstrafe verhängt werden, wenn wegen der
Schwere der Tat und des hohen Grades strafrechtlicher Ver-
antwortlichkeit eine Erziehungsmaßnahme nicht gerechtfer-
tigt wäre. Das Gesetz legt ausdrücklich den Vorrang diver-
sionsrechtlicher Erledigungen vor der Strafverfolgung fest
und regelt drei Formen der Diversion: den Aufschub der
Strafverfolgung, die Abtretung an ein Ausgleichsverfahren
sowie die Einstellungsentscheidung des Staatsanwalts nach
dem Opportunitätsprinzip; insbesondere beim erstmaligen
Auftreten und bei leichteren Delikten ohne Gewaltkomponen-
te kann damit unter bestimmten Voraussetzungen auf eine
formelle Verurteilung verzichtet werden. Zu den zentralen
Verfahrensgarantien zählt das Recht auf eine individuelle
Beurteilung, die eine Einschätzung der Risiken und Bedarfe
des Minderjährigen sowie seiner persönlichen, sozialen und
gesundheitlichen Umstände umfasst; in besonders gelagerten

53) U.l. Nr. 10/2026
54) Strafprozessgesetz, U.l. 63/1994 ff.
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Fällen ist diese nach einer interdisziplinären Methode unter
Mitwirkung von Fachkräften aus Psychiatrie, Psychologie,
Sozialarbeit und verwandten Berufsfeldern zu erstellen. Sämt-
liche Ermittlungs- und Strafverfahren gegen Minderjährige
sind vorrangig zu behandeln. Die Rolle des Center za social-
no delo (Sozialhilfezentrum) ist erheblich gestärkt worden: Es
ist verbindlich und frühzeitig über den Verfahrensstand zu
unterrichten, hat Polizei und Staatsanwaltschaft beratend zur
Seite zu stehen, an der Erstellung der Individualbeurteilung
mitzuwirken und später die Vollstreckung von Erziehungs-
maßnahmen zu begleiten; zudem ist es verpflichtet, den Min-
derjährigen mindestens einmal monatlich persönlich zu tref-
fen. Der Schutz des Minderjährigen im Verfahren wird durch
mehrere prozessuale Vorkehrungen gewährleistet: Verneh-
mungen können unter Mitwirkung eines Pädagogen oder ei-
nes anderen geeigneten Fachmanns sowie in besonders ange-
passten Räumlichkeiten durchgeführt werden; grundsätzlich
sind Ton- und Bildaufzeichnungen vorgesehen. Die Öffent-
lichkeit ist vom gesamten Verfahren ausgeschlossen; die Ver-
öffentlichung von Daten, die Rückschlüsse auf die Identität
des Minderjährigen zulassen, ist untersagt. Zuständig ist das
okrožno sodišče (Bezirksgericht), das in einer spezialisierten
Kammer (senat za mladoletnike) entscheidet, die sich aus
einem Richter für Jugendsachen und zwei Schöffen aus dem
Kreis von Lehrern, Erziehern, Sozialarbeitern und anderen
auf die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen spezialisierten
Fachkräften zusammensetzt. Die Verhängung einer Sanktion
nach diesem Gesetz bewirkt keinen strafrechtlichen Eintrag.
Die Übergangsbestimmungen regeln den Umgang mit laufen-
den Verfahren sowie die Anpassung bestehender Einrichtun-
gen. Ein neues interdisziplinäres Jugendzentrum (center za
mladoletnike) soll bis zum 1.1.2027 von der Regierung einge-
richtet und die einschlägigen Aus- und Fortbildungsprogram-
me für sämtliche am Verfahren beteiligten Berufsgruppen
gleichfalls bis Anfang 2027 implementiert werden (U.l. 10/
2026).

Assist.Prof. Dr. Mahir Muharemović

Kroatien

Zivil- und Zivilprozessrecht. Der kroatische Sabor hat am
6.3.2026 das Gesetz über die Mediation verabschiedet, das
am 26.3.2026 in Kraft getreten ist. Es löst das bisherige
Gesetz über die friedliche Streitbeilegung55 vollständig ab
und schafft ein umfassendes Regelwerk für das außergericht-
liche Streitbeilegungsverfahren. Das Gesetz setzt die RL
2008/52/EG56, die RL 2014/54/EU57 sowie die RL (EU)
2019/193758 in kroatisches Recht um. Sachlich erstreckt sich
das Gesetz auf Mediationsverfahren in Zivil-, Handels-, Ar-
beits-, Familien-, Verwaltungs- und sonstigen Streitigkeiten
über Rechte, über die die Parteien frei verfügen können; für
Spezialgesetze mit eigenen Mediationsregelungen gilt es sub-
sidiär. Institutionell wird das bestehende Zentrum für friedli-
che Streitbeilegung in ein Nationales Mediationszentrum als
öffentliche Einrichtung umgebildet. Dieses erteilt und ent-
zieht Mediationsinstitutionen die Zulassung, führt das öffent-
liche Register der Mediatoren sowie das Register der Media-
tionsinstitutionen, bildet Mediatoren aus und erhebt systema-
tisch Daten über Mediationsverfahren. Die Eigenschaft als
Mediator wird durch Eintragung in das öffentliche Register
erworben und durch Löschung verloren. Eintragungsvoraus-
setzungen sind der Nachweis einer mindestens 40-stündigen
Mediationsausbildung, ein Qualifikationsnachweis auf Ni-
veau 7.1 des kroatischen Qualifikationsrahmens sowie das

Fehlen eines laufenden Strafverfahrens wegen eines von
Amts wegen zu verfolgenden Delikts. Eine wesentliche Neue-
rung gegenüber der bisherigen Rechtslage stellt die Pflicht
zum vorgerichtlichen Mediationsversuch dar. Vor Einleitung
eines Zivilprozesses aus einem Nachlassverfahren sowie vor
Klageerhebung auf Schadensersatz in Streitigkeiten geringen
Streitwerts sind die Parteien verpflichtet, zunächst eine Me-
diation zu versuchen. Ausgenommen sind Arbeits- und Ver-
sicherungsstreitigkeiten sowie Verfahren mit gesetzlicher
Klagefrist, Streitigkeiten, an denen die Republik Kroatien als
Partei beteiligt ist, und Fälle häuslicher oder geschlechtsspe-
zifischer Gewalt. Die Pflicht gilt als erfüllt, wenn eine Partei
an einem Informationsgespräch über Mediation teilgenom-
men hat und die Gegenpartei die Teilnahme ohne Entschuldi-
gung verweigert hat, oder wenn eine Mediation erfolglos
abgeschlossen wurde. Wer die Mediationspflicht nicht erfüllt,
verliert unabhängig vom Verfahrensausgang den Anspruch
auf Erstattung der Prozesskosten; eine Partei, die nach erfolg-
los beendeter Mediation Klage erhebt, ist hingegen von der
Zahlung der Klagegebühr befreit. Das Mediationsverfahren
beginnt mit der Annahme des Mediationsvorschlags durch die
Gegenpartei; bleibt eine Stellungnahme innerhalb von 15
Tagen aus, gilt der Vorschlag als abgelehnt. Sitzungen kön-
nen auch per Videokonferenz stattfinden. Ein in der Media-
tion geschlossener Vergleich ist vollstreckbar, wenn er eine
bestimmte Leistungspflicht enthält und eine ausdrückliche
Vollstreckungsklausel aufweist; die Vollstreckung ist zu ver-
sagen, wenn der Vergleich gegen den ordre public der Repu-
blik Kroatien verstößt, sein Inhalt undurchführbar oder un-
möglich ist oder seine Herbeiführung unzulässig ist. Für
grenzüberschreitende Streitigkeiten innerhalb der EU sieht
das Gesetz die Anerkennung und Vollstreckung im Ausland
geschlossener Mediationsvergleiche vor. Das Gesetz normiert
weitreichende Vertraulichkeitspflichten: Der Mediator ist ver-
pflichtet, alle ihm im Verfahren bekanntgewordenen Informa-
tionen gegenüber Dritten vertraulich zu behandeln. In Ge-
richts-, Schieds- oder sonstigen Verfahren sind Aussagen,
Beweise und Dokumente, die ausschließlich für Mediations-
zwecke erstellt wurden, grundsätzlich unzulässig; Mediator
und Verfahrensbeteiligte können nicht zur Aussage gezwun-
gen werden. Zum Schluss, die Verjährung läuft während des
Informationsgesprächs und der Mediation nicht (NN 27/26).

Straf- und Strafprozessrecht. Der kroatische Sabor hat am
29.1.2026 ein Änderungsgesetz zur StPO59 verabschiedet, das
am 14.2.2026 in Kraft getreten ist. Die Novelle verfolgt zwei
Hauptziele: die Beschleunigung der Strafverfahren und die
Umsetzung des Urteils des EuGH in der Rechtssache Hann-
Invest60 durch Stärkung der Mechanismen zur Vereinheitli-
chung der Rechtsprechung. Im Beweisrecht nimmt die Novel-
le eine grundlegende Neukonzeption des Verbots rechtswid-
riger Beweise vor. Ein Beweis, der unter Verletzung verfas-
sungs-, gesetzes- oder völkerrechtlich gewährleisteter Vertei-
digungs- oder Persönlichkeitsrechte erlangt wurde, ist nicht
mehr automatisch unverwertbar; vielmehr hat das Gericht
eine Abwägung zwischen dem öffentlichen Interesse an der

55) Gesetz über die friedliche Streitbeilegung, NN 67/23.
56) RL 2008/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rats v.

21.5.2008 über bestimmte Aspekte der Mediation in Zivil- und Handels-
sachen.

57) RL 2014/54/EU des Europäischen Parlaments und des Rats v.
16.4.2014 über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der Arbeit-
nehmerrechte im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügigkeit.

58) RL (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
23.10.2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unions-
recht melden.

59) StPO, NN 152/08, zuletzt geändert durch NN 72/25.
60) EuGH, Urt. v. 11.7.2024, verbundene Rechtssachen C-554/21, C-

622/21 und C-727/21.
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Strafverfolgung und dem Schutz des Einzelnen vorzunehmen,
wobei Schwere der Tat, Schwere des Grundrechtseingriffs
und dessen Behebbarkeit, Art der verletzten Maßnahme sowie
die Einwilligung der betroffenen Person zu berücksichtigen
sind. Damit wird dem Gericht ein breiterer Beurteilungsspiel-
raum eingeräumt; die bisherige starre Verwertungsverbots-
Regelung entfällt. Parallel dazu wird die Zahl der gesetzli-
chen Verwertungsverbote reduziert: Verfahrensverstößen oh-
ne Auswirkung auf die Verteidigungsrechte oder die Verfah-
renseffizienz soll keine automatische Unverwertbarkeit mehr
folgen. Für besondere Ermittlungsmaßnahmen wird ein eigen-
ständiger, abschließender Katalog von Verwertungsverboten
eingeführt; erfasst sind insbesondere das Fehlen von Ver-
dachtsgründen, die fehlende richterliche Genehmigung oder
der Ablauf der gesetzlichen Fristen. Für Telekommunikati-
onsüberwachungsmaßnahmen stellt das Änderungsgesetz
klar, dass ohne richterlichen Beschluss oder nach dessen
Ablehnung erlangte Daten unverwertbar sind. Einen weiteren
Schwerpunkt der Novelle bildet die Neuordnung des Ankla-
gekammerverfahrens, das in der Praxis als wesentliche Quelle
von Verfahrensverzögerungen identifiziert worden war.
Künftig können Anklagekammersitzungen ohne Beteiligung
der Parteien und gegebenenfalls per Videokonferenz abge-
halten werden; in Verfahren wegen Straftaten, für die Geld-
strafe oder Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren vorgesehen ist,
werden dem Einzelrichter die Befugnisse der Anklagekam-
mer übertragen. Das Recht des Geschädigten wird gestärkt:
Der Vorsitzende der Anklagekammer hat den Geschädigten
und dessen Bevollmächtigten unverzüglich über die ord-
nungsgemäß erstellte Anklageschrift zu unterrichten. Die
Verteidigung erhält das ausdrückliche Recht, in der Erwide-
rung auf die Anklageschrift entlastende Beweise, Ermitt-
lungsmängel und die Rechtswidrigkeit der Anklagebeweise
anzuführen; ein Antrag auf Aussonderung rechtswidriger Be-
weise, der außerhalb dieses Rahmens gestellt wird, ist un-
zulässig. Im Einklang mit einer OECD-Empfehlung wird die
sofortige Beschwerde gegen Beschlüsse über die Aussonde-
rung rechtswidriger Beweise grundsätzlich abgeschafft; sie
bleibt nur zugelassen, wenn das Gericht im Einzelfall aus-
drücklich etwas anderes anordnet. Als wesentliche Verfah-
rensvoraussetzung für die Revisionszulassung gilt künftig
auch die schwere Verletzung des verfassungs- und konventi-
onsrechtlich (EMRK) garantierten Rechts auf ein faires Ver-
fahren. Zur Umsetzung des EuGH-Urteils in der Rechtssache
Hann-Invest und als Fortsetzung bereits erfolgter Änderungen
des Gerichtsgesetzes und der ZPO führt die Novelle für den
Strafbereich einen Mechanismus erweiterter Senate beim
Obersten Gericht ein. Weicht ein Senat von der gefestigten
Rechtsprechung oder einer Entscheidung eines erweiterten
Senats ab, ist die Rechtsprechung nicht einheitlich oder beste-
hen andere wichtige Gründe, hat er die Entscheidung dem
erweiterten Senat zu überlassen. Schließlich beseitigt die No-
velle in der Praxis aufgetretene Mängel bei der Ersetzung von
Sicherungsmaßnahmen durch Untersuchungshaft: Die Polizei
ist künftig verpflichtet, einen wegen Verletzung einer Siche-
rungsmaßnahme Festgenommenen innerhalb von 24 Stunden
dem zuständigen Gericht vorzuführen, und das Gericht hat
unverzüglich über die Verhängung von Untersuchungshaft zu
entscheiden. Zugleich wird die obligatorische Audio-Video-
Aufzeichnung aller Beschuldigtenvernehmungen eingeführt
(NN 13/26).

Assist.Prof. Dr. Mahir Muharemović

Bosnien und Herzegowina

Verfassungsrecht. Das Plenum des Verfassungsgerichts Bos-
nien und Herzegowinas (VerfG BiH) hat am 26.3.2026 zwei
verfassungsrechtlich bedeutsame Entscheidungen getroffen.
Beide betreffen das Verhältnis zwischen den Institutionen des
Gesamtstaats und der Entität Republika Srpska (RS) und
stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit der politischen
Krise, die durch den Mandatsverlust von Milorad Dodik als
Präsident der RS und die Entscheidung des Hohen Repräsen-
tanten vom Frühjahr 2025 ausgelöst wurde.

In seiner Entscheidung v. 26.3.202661 befasste sich das
VerfG BiH mit der Finanzierung politischer Organisationen.
Der Hohe Repräsentant Christian Schmidt hatte am 24.4.2025
mit der Entscheidung Nr. 18/25 alle Haushaltszahlungen zur
Parteienfinanzierung für den Bund der Unabhängigen Sozial-
demokraten (SNSD) und die Ujedinjena Srpska (Vereinte
Srpska) gesperrt, da deren Führung den Verfassungsrahmen
des Gesamtstaats destabilisiere. Die Narodna skupština RS
(Volksversammlung der RS) reagierte darauf, indem sie am
21.5.2025 im Dringlichkeitsverfahren ein Gesetz über die
Finanzierung politischer Organisationen62 verabschiedete.
Das Gesetz schaffte die gesamte öffentliche Haushaltsfinan-
zierung politischer Parteien ersatzlos ab und beschränkte die
Finanzierungsquellen auf Mitgliedsbeiträge, Privatspenden
juristischer und natürlicher Personen sowie Erträge aus Par-
teivermögen; der Höchstbetrag für Spenden juristischer Per-
sonen wurde dabei auf 100.000 KM (ca. 50.000 EUR) pro
Kalenderjahr festgesetzt und damit höher als im Parteien-
finanzierungsgesetz auf staatlicher Ebene (50.000 KM). Auf
Antrag des Ersten Stellvertreters des Vorsitzenden des Abge-
ordnetenhauses der Parlamentarischen Versammlung BiH,
Darko Babalj, ordnete das VerfG BiH am 9.12.2025 eine
einstweilige Verfügung an und setzte das Gesetz bis zur End-
entscheidung außer Kraft; in der Sache entschied es am 26.3.
2026. Das VerfG BiH prüfte den Antrag von Amts wegen
(iura novit curia) am Maßstab der Vereinigungsfreiheit nach
Art. II/3.i) der BiH-Verfassung sowie Art. 11 EMRK. Nach
gefestigter Rechtsprechung des EGMR fallen politische Par-
teien als für das demokratische Funktionieren wesentliche
Vereinigungen in den Schutzbereich des Art. 11 EMRK; die
vollständige Streichung öffentlicher Finanzierung stellt einen
Eingriff in diese Freiheit dar, da sie die Handlungs- und
Infrastrukturfähigkeit der Parteien unmittelbar schmälert. Bei
der Rechtfertigungsprüfung nach Art. 11 Abs. 2 EMRK stell-
te das Gericht fest, dass das primäre Motiv des Gesetzes,
nämlich die Reaktion auf die Entscheidung des Hohen Re-
präsentanten und die Herstellung formaler Gleichstellung al-
ler Parteien durch den Wegfall sämtlicher öffentlicher Mittel,
kein legitimes Ziel im Sinne dieser Bestimmung darstellt.
Das VerfG BiH wertete es als Missbrauch der Gesetz-
gebungsbefugnis zur Umgehung einer verbindlichen Ent-
scheidung des Hohen Repräsentanten, der auf Grundlage sei-
nes Mandats nach Anhang X des Allgemeinen Rahmen-
abkommens für Frieden handelte; anders als das mit erga
omnes-Wirkung geltende Gesetz war die Maßnahme des Ho-
hen Repräsentanten befristet und auf zwei Parteien be-
schränkt. Das daneben genannte Ziel der Haushaltseinsparung
und der Umwidmung freiwerdender Mittel für öffentliche
Infrastruktur akzeptierte das Gericht hingegen grundsätzlich
als legitim. Die Verhältnismäßigkeitsprüfung fiel gleichwohl
negativ aus: Das VerfG BiH stufte die vollständige Abschaf-

61) Az. U-35/25.
62) Gesetz über die Finanzierung politischer Organisationen, Sl.g. RS

45/25.
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fung öffentlicher Parteienfinanzierung als „drastische Maß-
nahme“ im Sinne der EGMR-Rechtsprechung ein, die den
politischen Pluralismus und die Chancengleichheit der Partei-
en im Kern gefährdet. Es verwies auf die Dokumente des
Europarats und der Venedig-Kommission, nach denen eine
ausgewogene Kombination aus öffentlicher und privater Par-
teienfinanzierung dem Standard demokratischer Praxis ent-
spricht und das vollständige Fehlen öffentlicher Mittel zu
politischem Klientelismus führen kann, da Regierungspartei-
en über staatsnahe Unternehmen strukturell bevorzugten Zu-
gang zu Privatspenden haben. Außerdem trat das Gesetz un-
mittelbar vor einem Wahljahr (2026) in Kraft, was die gleich-
berechtigte Teilnahme aller Parteien an den Wahlen gefährdet
und die Stabilität des Wahlsystems beeinträchtigt. Die Volks-
versammlung RS legte zudem keinerlei konkrete Haushalts-
projektionen vor, die die Notwendigkeit der Maßnahme für
die Stabilität der öffentlichen Finanzen hätten belegen kön-
nen. Das VerfG BiH erklärte das Gesetz vollständig für un-
vereinbar mit Art. II/3.i) der BiH-Verfassung und Art. 11
EMRK und setzte es rückwirkend ab dem Tag seiner Ver-
öffentlichung außer Kraft (ab initio); eine teilweise Aufrecht-
erhaltung kam nicht in Betracht, da die Regelungen über den
Wegfall öffentlicher Finanzierung mit dem übrigen Gesetzes-
inhalt untrennbar verbunden sind.

Die zweite Entscheidung63 betrifft die Zuständigkeit des
VerfG BiH im Zusammenhang mit der Regierungsbildung in
der RS nach dem Mandatsverlust von Milorad Dodik. Nach-
dem das Gericht BiH ihn wegen Nichtbefolgung von Ent-
scheidungen des Hohen Repräsentanten rechtskräftig ver-
urteilt hatte und die CIKBiH (Zentrale Wahlkommission) am
6.8.2025 den Mandatsverlust offiziell festgestellt hatte, berief
die Narodna skupština RS am 18.10.2025 Ana Trišić Babić
zur vorsitzführenden Präsidentin; diese Funktion ist in der
Verfassung der RS nicht ausdrücklich vorgesehen. Auf ihren
Vorschlag wählte die Narodna skupština RS am 18.1.2026
einen neuen Ministerpräsidenten sowie die Regierungsmit-
glieder.64 Elf Mitglieder des Abgeordnetenhauses der Par-
lamentarischen Versammlung BiH beantragten am 26.1.2026,
das VerfG BiH möge einen Verfassungsstreit zwischen BiH
und der RS feststellen. Sie machten geltend, die auf Vor-
schlag einer verfassungsrechtlich nicht vorgesehenen Funk-
tion getroffenen Regierungsbesetzungsbeschlüsse verstoßen
gegen das Rechtsstaatsprinzip nach Art. I/2. der BiH-Verfas-
sung. Das VerfG BiH wies den Antrag als unzulässig zurück.
Das Gericht legte dar, dass ein Verfassungsstreit im Sinne des
Art. VI/3.a) der BiH-Verfassung einen echten Kompetenz-
konflikt zwischen den staatlichen Ebenen voraussetzt: Das
Streitobjekt muss eine durch die BiH-Verfassung geregelte
Frage betreffen, und das VerfG BiH muss das einzig zustän-
dige Organ zur Beilegung des Streits sein. Beides ist hier
nicht erfüllt: Die Frage, ob die Funktion der vorsitzführenden
Präsidentin mit der Verfassung der RS vereinbar ist und ob
deren Regierungsvorschlag rechtswirksam war, betrifft die
innerentitätsrechtliche Organisation der Exekutive und fällt
damit in die ausschließliche Zuständigkeit des Verfassungs-
gerichts der RS. Das VerfG BiH grenzte den Fall ausdrück-
lich von seiner früheren Entscheidung U-29/25v. 22.1.2026
ab, in der es Zuständigkeit bejaht hatte; dort war die Regie-
rungsbildung entgegen verbindlichen Entscheidungen der
staatlichen Institutionen erfolgt und hatte dadurch implizit die
Kompetenzen der Gesamtstaatsinstitutionen ausgehöhlt wor-
den, während die angefochtenen Beschlüsse vom 18.1.2026
nicht in Widerspruch zu verbindlichen staatlichen Entschei-
dungen getroffen wurden. Das VerfG BiH betonte, dass es
zwar die BiH-Verfassung bewacht, nicht aber als Revisions-
instanz für die Verfassung der RS fungiert; eine Ausnahme
bestünde nur dann, wenn das Verfassungsgericht der RS das
Entitätsrecht in einer Weise auslegen würde, die der BiH-

Verfassung widerspricht – was weder behauptet noch ersicht-
lich war.

Arbeits- und Sozialrecht. Das Parlament der Föderation
Bosnien und Herzegowina (FBiH) hat am 21.4.2026 Ände-
rungen und Ergänzungen des Gesetzes über die Beschäftigung
von Ausländern65 verabschiedet. Kernstück der Novelle ist
die Einführung einer Liste der Mangelberufe. Der Federalni
zavod za zapošljavanje (Föderaler Beschäftigungsfonds) wird
verpflichtet, jährlich bis zum 30.10. für das Folgejahr eine
Entscheidung über Mangelberufe für den Zuständigkeits-
bereich jeder kantonalen Arbeitsverwaltung zu erlassen. Die
Liste wird nach Konsultation mit dem Wirtschafts- und Sozi-
alrat der Föderation und mit vorheriger Zustimmung des
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialpolitik auf der
Grundlage des tatsächlichen Bedarfs des Arbeitsmarkts, feh-
lender Berufsprofile in den Arbeitslosenkartellen der kantona-
len Stellen sowie strategischer und investitionsbezogener Pro-
jekte erstellt. Für Berufe auf dieser Liste entfällt die bislang
obligatorische Prüfung, ob geeignete einheimische Arbeits-
kräfte verfügbar sind, bevor eine Arbeitserlaubnis für einen
Ausländer erteilt werden kann. Im Bereich der Verfahrens-
fristen werden die Anforderungen für Verlängerungsanträge
präzisiert: Der Arbeitgeber hat den Antrag auf Verlängerung
der Arbeitserlaubnis frühestens 60, spätestens 30 Tage vor
Ablauf der bestehenden Erlaubnis einzureichen; die kantonale
Arbeitsverwaltung hat über einen vollständigen Verlänge-
rungsantrag innerhalb von 30 Tagen zu entscheiden. Der
Kreis der Ausländer, denen eine Arbeitserlaubnis außerhalb
der jährlichen Kontingentquote erteilt werden kann, wird um
eine neue Kategorie erweitert: Künftig können auch Auslän-
der, die auf die bosnisch-herzegowinische Staatsbürgerschaft
verzichtet haben, eine kontingentfreie Erlaubnis erhalten.
Demgegenüber wird die bisherige Ausnahme vom Erlaubni-
serfordernis für Geschäftsführer von Gesellschaften, die sich
mehrheitlich in ausländischem Eigentum befinden, gestri-
chen. Zur Stärkung der Kontrolle über den tatsächlichen Be-
schäftigungsverlauf wird eine neue Meldepflicht des Arbeit-
gebers eingeführt: Er ist verpflichtet, die zuständige kantonale
Arbeitsverwaltung sowie den Dienst für Ausländerangelegen-
heiten des Sicherheitsministeriums Bosnien und Herzegowi-
nas binnen 15 Tagen zu benachrichtigen, wenn der Ausländer
kein Arbeitsverhältnis begründet oder sein Arbeitsverhältnis
endet. Die kantonalen Arbeitsverwaltungen sind zudem ver-
pflichtet, eine ordnungsgemäße Evidenz über ausgestellte Ar-
beitserlaubnisse gemäß der einschlägigen Verordnung über
Beschäftigungsevidenzen zu führen (Sl.n. FBiH, noch nicht
veröffentlicht; Verabschiedung durch die zweite Kammer
(Dom naroda) des Parlaments der FBiH am 21.4.2026).

Assist.Prof. Dr. Mahir Muharemović

Montenegro

Verfassungsrecht. Das Parlament hat das Gesetz über Ände-
rungen und Ergänzungen des Gesetzes über das Verfassungs-
gericht erneut verabschiedet. Diese gesetzlichen Änderungen
zielen darauf ab, die institutionelle Kontinuität des Verfas-
sungsgerichts zu gewährleisten und rechtliche Lücken bei der
Beendigung des Amtstrakts von Verfassungsrichtern zu ver-
hindern (Sl.l. 92/25).

63) Az. U-6/26.
64) Sl. gl. RS 5/26
65) Gesetz über die Beschäftigung von Ausländern, Sl.n. FBiH 111/

12.
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Das Parlament hat das Gesetz über den Vertreter Montene-
gros vor dem EGMR verabschiedet. Mit diesem Gesetz wird
die Rechtsstellung, das Auswahlverfahren sowie die Befug-
nisse des Vertreters und der Kanzlei des Vertreters im Ge-
neralsekretariat der Regierung gesetzlich neu geregelt, um
eine effiziente Vertretung des Staats vor dem EGMR zu
gewährleisten (Sl.l. 24/25).

Verwaltungsrecht. Ein Gesetz über die Zusammenarbeit
Montenegros mit der Diaspora – Auswanderern wurde ver-
abschiedet. Das Gesetz regelt die Modalitäten zur Stärkung
der Zusammenarbeit, den Schutz der Rechte montenegri-
nischer Staatsbürger im Ausland sowie die Einrichtung eines
zentralen Registers für die Diaspora durch das zuständige
Ministerium (Sl.l. 77/24).

Das Parlament hat ein neues Gesetz über das Hochschul-
wesen verabschiedet. Mit diesem Gesetz werden die Grund-
lagen des Hochschulwesens, die Bedingungen für die Durch-
führung der Hochschultätigkeit, der Status von Studierenden
sowie die Gleichwertigkeit früherer akademischer Abschlüsse
(Magister der Wissenschaften) mit dem modernen Master-
Abschluss neu geregelt (Sl.l. 122/25, 59/26).

Finanzrecht. Im Bereich des Steuer- und Finanzrechts wur-
den wesentliche Änderungen des Gesetzes über die Steuer-
verwaltung, welches die Rechte und Pflichten der Steuerbe-
hörde und der Steuerzahler im Verfahren der Registrierung,
Feststellung, Kontrolle und Erhebung von Steuern und ande-
ren Abgaben regelt, verabschiedet (Sl.l. 160/25).

Geändert wurde auch das Mehrwertsteuergesetz: Die No-
velle bringt umfassende Änderungen und Bereinigungen der
gesetzlichen Vorschriften zur Angleichung des nationalen
Mehrwertsteuersystems (Sl.l. 16/07).

Straf- und Strafprozessrecht. Das Parlament hat das Gesetz
zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung verabschiedet. Dieses Gesetz regelt die Maßnahmen und
Aktivitäten zur Aufdeckung und Verhinderung von Geld-
wäsche, definiert die Befugnisse der finanzpolizeilichen Auf-
klärungseinheit innerhalb der Polizei und verschärft die Com-
pliance-Pflichten für Verpflichtete (Sl.l. 59/26).

Arbeits- und Sozialrecht. Das Parlament hat das Gesetz über
Änderungen und Ergänzungen des Arbeitsgesetzes ver-
abschiedet. Die wichtigsten Änderungen betreffen die weitere
Angleichung des Arbeitsrechts an internationale Standards
und die Flexibilisierung von Arbeitsverhältnissen, während
gleichzeitig spezifische Rechte der Arbeitnehmer im Einklang
mit den sozialen Reformen geschützt werden (Sl.l. 51/26).

Internationale Rechtsbeziehungen. Montenegro hat das Ge-
setz über die Ratifizierung des Übereinkommens über Hafen-
staatmaßnahmen zur Verhinderung, Bekämpfung und Unter-
bindung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fi-
scherei angenommen. Die Ratifizierung dient dem interna-
tionalen Umweltschutz und der Durchsetzung nachhaltiger
Fischereistandards in montenegrinischen Häfen (Sl.l. 3/17).

Dr. Janko Paunović, Podgorica

Albanien

Verwaltungsrecht. Mit Inkrafttreten des Gesetzes Nr. 37/
2026 zum 2.5.2026 wurde das Gesetz zur Verhinderung von
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung66 in wesentlichen

Bereichen erweitert und modernisiert. Eine zentrale Neurege-
lung besteht in der ausdrücklichen Einbeziehung der Finan-
zierung von Massenvernichtungswaffen in den Anwendungs-
bereich des Gesetzes. Umfasst sind nunmehr die Bereitstel-
lung von Geldern oder Finanzdienstleistungen im Zusammen-
hang mit chemischen, biologischen, radiologischen oder
nuklearen Waffen sowie den dazugehörigen Materialien und
Transportsystemen. Damit erweitert Albanien sein Präventi-
onssystem über die klassische Geldwäsche- und Terrorismus-
bekämpfung hinaus auf internationale Non-Proliferations-
Standards. Von besonderer praktischer Bedeutung ist auch
die Befugniserweiterung der Agentur für Finanzinformatio-
nen (Agjencia e Inteligjencës Financiare) (FIU). Diese kann
künftig bei begründetem Verdacht auf Geldwäsche, Terroris-
musfinanzierung oder Finanzierung von Massenvernichtungs-
waffen Finanztransaktionen oder andere finanzielle Vorgänge
vorläufig für bis zu 72 Stunden blockieren bzw. einfrieren.
Sofern innerhalb dieser Frist weder eine Beschlagnahme noch
eine gerichtliche Sicherungsmaßnahme angeordnet wird, wird
die Maßnahme automatisch aufgehoben. Die Regelung soll
damit einerseits ein rasches staatliches Eingreifen ermögli-
chen, andererseits jedoch auch die rechtsstaatlichen Grenzen
vorläufiger Vermögensblockaden wahren. Die FIU erhält da-
rüber hinaus die Kompetenz, strategische Analysen durch-
zuführen sowie statistische Daten von Verpflichteten, Auf-
sichtsbehörden und anderen staatlichen Stellen anzufordern.
Dadurch soll die FIU nicht nur erst auf konkrete Verdachts-
meldungen reagieren, sondern auch im Vorfeld strukturelle
Risiken, typische Geldwäschemuster und sektorspezifische
Auffälligkeiten frühzeitig erkennen und bewerten können.
Ergänzend dazu wird ein formelles System zur Erstellung
eines Nationalen Risikobewertungsberichts (Vlerësimi Kom-
bëtar i Rrezikut) eingeführt. Der Bericht soll regelmäßig die
Effektivität des nationalen Systems Albaniens gegen Geld-
wäsche, Terrorismusfinanzierung und Proliferationsfinanzie-
rung bewerten und durch einen sog. Aktionsplan ergänzt
werden. Die Risikobewertung ist mindestens alle vier Jahre
zu aktualisieren (FZ 2026, Nr. 80, S. 6651 ff.).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Mit Inkrafttreten des Gesetzes
Nr. 22/2026 zum 10.3.2026 wurde auch das albanische Anti-
diskriminierungsgesetz67 in wesentlichen Bereichen erweitert
und an unionsrechtliche Vorgaben68 angenähert. Besonders
praxisrelevant sind die neuen organisatorischen Pflichten pri-
vater und öffentlicher Akteure, die Ausweitung des Schutz-
bereichs sowie die Stärkung der unabhängigen Stellung des
Kommissars für den Schutz vor Diskriminierung. So wird der
Begriff der „Belästigung“ neu gefasst und ausdrücklich als
Form der Diskriminierung qualifiziert, wenn ein unerwünsch-
tes Verhalten die Würde einer Person verletzt oder ein ein-
schüchterndes, feindliches, erniedrigendes oder beleidigendes
Umfeld schafft. Ebenso wird die „Anweisung zur Diskrimi-
nierung“ nunmehr ausdrücklich als eigenständige Diskrimi-
nierungsform definiert. Neu eingeführt wird zudem der Be-
griff des „Opfers“, der jede diskriminierte Person oder Per-
sonengruppe umfasst. Besonders bedeutsam ist, wie eingangs
bereits erwähnt, die Erweiterung des persönlichen Anwen-
dungsbereichs des Gesetzes. Der Schutz gilt nun ausdrücklich
nicht nur für Personen innerhalb Albaniens, sondern auch für
albanische Staatsangehörige mit Tätigkeit im Ausland sowie
für ausländische Personen außerhalb Albaniens, soweit je-
doch eine Beziehung zur albanischen Hoheitsgewalt besteht.
Öffentliche Stellen und private Akteure werden nunmehr

66) Gesetz Nr. 9917/2008v. 19.5.2008.
67) Gesetz Nr. 10 221/2010v. 4.2.2010.
68) RL (EG) 2000/43 des Rats v. 27.11.2000 zur Anwendung des

Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der eth-
nischen Herkunft.
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auch verpflichtet, Schutzmaßnahmen zugunsten von Personen
zu ergreifen, denen infolge einer Beschwerde oder eines Dis-
kriminierungsvorwurfs Benachteiligungen drohen. Im Bil-
dungsbereich wird der Diskriminierungsschutz deutlich aus-
geweitet. Die Vorschriften gelten nun ausdrücklich für sämt-
liche Bildungsstufen sowie für öffentliche und private Bil-
dungseinrichtungen und Berufsbildungseinrichtungen. Auch
im Bereich des Sozialschutzes wird der Gleichbehandlungs-
grundsatz erweitert. Der Anspruch auf diskriminierungsfreien
Zugang umfasst nun ausdrücklich Sozialschutzsysteme, Sozi-
al- und Krankenversicherung, Sozialhilfe, Leistungen wegen
Behinderung, Arbeitsunfähigkeit, Alter, Arbeitsunfällen, Be-
rufskrankheiten und Arbeitslosigkeit. Hinzu kommt der aus-
drückliche Schutz beim Zugang zu Wohnraum und Unterbrin-
gung (FZ 2026, Nr. 42, S. 3271 ff.).

Straf- und Strafprozessrecht. Mit dem Inkrafttreten des
Gesetzes Nr. 8/2026 am 28.2.2026 wurde die seit längerem
diskutierte Reform des albanischen StGB69 verwirklicht. Die
Gesetzesbegründung verweist dabei ausdrücklich auf mehrere
EU-Rechtsakte, insbesondere zur Bekämpfung von Men-
schenhandel70, sexuellem Missbrauch und sexueller Ausbeu-
tung von Kindern71, Geldwäsche72, Terrorismus73 sowie zum
Schutz der finanziellen Interessen der EU74. Die Reform ist
daher nicht nur punktuell, sondern Teil der fortschreitenden
Europäisierung des albanischen Rechts. Ein erster Schwer-
punkt der Reform liegt in der Ausweitung der extraterritoria-
len Strafgewalt. Mit Änderung der Art. 6 und 7 StGB er-
streckt sich die Anwendbarkeit des albanischen Strafrechts
nunmehr auch auf teilweise oder vollständig im Ausland
begangene Taten albanischer Staatsangehöriger und erfasst –
in Erweiterung des persönlichen Anwendungsbereichs – zu-
dem ausländische Staatsangehörige sowie Staatenlose mit
dauerhaftem Aufenthalt in Albanien. Zugleich entfällt bei
bestimmten Deliktsgruppen – insbesondere Korruption, Men-
schenhandel und Sexualdelikten zulasten Minderjähriger –
der Grundsatz der beiderseitigen Strafbarkeit, der im europä-
ischen Rechtsraum seit dem Rahmenbeschluss zum Europä-
ischen Haftbefehl75 bereits weitgehend ausgehöhlt ist. Ergän-
zend führt Art. 7/b StGB für terroristische Straftaten den
Grundsatz „aut dedere aut iudicare“ ein und begründet eine
subsidiäre Strafverfolgungskompetenz Albaniens bei verwei-
gerter Auslieferung. Einen weiteren Schwerpunkt bildet die
Neustrukturierung des strafrechtlichen Schutzes Minderjäh-
riger vor sexueller Gewalt und Ausbeutung. Die Art. 100,
101 und 108 StGB erweitern die bisherigen Tatbestände
durch die Einführung des weiter gefassten Begriffs der „Ein-
beziehung in sexuelle Handlungen“ und lösen sich damit von
der früheren Formulierung auf „sexuelle Beziehungen“, die
tatbestandlich auf den Beischlaf zugeschnitten war. Zugleich
werden die Strafrahmen erheblich verschärft, insbesondere
bei familiären oder autoritativen Näheverhältnissen sowie
gegenüber besonders schutzbedürftigen Minderjährigen. Mit
Art. 108/b StGB wird darüber hinaus ein eigenständiger
Straftatbestand gegen sogenannten Sextourismus geschaffen.
Strafbar ist nun die Organisation von Reisen zu Zwecken
sexueller Ausbeutung unabhängig von der Strafbarkeit am
Zielort. Tiefgreifend reformiert wurden ferner die Vorschrif-
ten zum Menschenhandel in Art. 110/a und Art. 128/b StGB.
Der Ausbeutungsbegriff wird unionsrechtskonform erweitert
und umfasst nunmehr ausdrücklich auch Betteltätigkeit, kri-
minelle Ausnutzung, Zwangsheirat, rechtswidrige Adoption
sowie reproduktionsbezogene Ausbeutungsformen. Klar-
gestellt wird zudem, dass die Zustimmung des Opfers straf-
rechtlich unbeachtlich bleibt, sofern ausbeutungstypische
Zwangsmittel eingesetzt wurden. Mit Art. 114/a/1 StGB wird
auch Kinderprostitution erstmals als eigenständiger Tat-
bestand normiert. Die Vorschrift erfasst Rekrutierung, Nöti-

gung, Ausnutzung sowie das Profitieren von Kinderprostituti-
on und sieht deutlich verschärfte Strafrahmen bei qualifizier-
ten Begehungsformen vor. Art. 117 StGB modernisiert
schließlich den Bereich der digitalen sexuellen Ausbeutung
Minderjähriger. Strafbar sind nunmehr nicht nur Herstellung,
Besitz und Verbreitung, sondern auch bewusster Zugang so-
wie digitale Bereitstellung. Erfasst wird zudem das sog.
Grooming mittels Informations- und Kommunikationstech-
nologien. Im Bereich der Meinungs- und Medienfreiheit führt
Art. 120 StGB einen privilegierenden Schutz journalistischer
Tätigkeit ein, die sich häufig Verleumdungsvorwürfen aus-
gesetzt sieht. Eine strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen
Verleumdung entfällt nun bei gutgläubiger Berichterstattung
eines registrierten Journalisten über Angelegenheiten öffent-
lichen Interesses, sofern angemessene Verifikationsmaßnah-
men getroffen wurden. Schließlich verschärft die Reform
mehrere Vorschriften des Umwelt-, Bau- und Eigentumsstraf-
rechts. Qualifikationstatbestände betreffen insbesondere
Brandstiftungen in Schutzgebieten, Eingriffe in kritische In-
frastruktur sowie illegale Bautätigkeit und widerrechtliche
Landbesetzung durch Amtsträger. Die Änderungen des StGB
sind in Albanien nicht nur als Anpassung an unionsrechtliche
Vorgaben wahrgenommen worden, sondern haben auch eine
politische und gesellschaftliche Debatte ausgelöst. Während
die Regierung – zu Recht – die Änderungen als notwendigen
Schritt zur Annäherung an europäische Standards, zur Be-
kämpfung organisierter Kriminalität und zur Stärkung des
Schutzes Minderjähriger sieht, begegnen Medienverbände
und Teile der Opposition die Änderungen im Bereich der
Verleumdung und Medienfreiheit mit Zurückhaltung. Interna-
tionale Journalistenorganisationen begrüßten zwar, dass Jour-
nalisten bei gutgläubiger Berichterstattung über Angelegen-
heiten von öffentlichem Interesse von strafrechtlicher Verant-
wortlichkeit ausgenommen werden. Kritisiert wird jedoch,
dass die Verleumdung nicht vollständig entkriminalisiert wur-
de und der Schutz nur für „registrierte“ Journalisten gilt.
Dadurch entstehe die Gefahr, dass freie Journalisten, Blogger,
Aktivisten oder andere Akteure der öffentlichen Debatte, ins-
besondere politische Oppositionsvertreter, weiterhin straf-
rechtlichem Druck ausgesetzt bleiben. Die Opposition ver-
bindet diese Einwände mit einer grundsätzlichen Kritik an der
fortdauernden strafrechtlichen Steuerung öffentlicher Kom-
munikation. Sie sieht die Gefahr einer zunehmenden Instru-
mentalisierung des Strafrechts gegenüber Medien und kriti-
scher Öffentlichkeit und fordert daher eine konsequente Ver-
lagerung von Ehrschutzkonflikten in das Zivilrecht (FZ 2026,
Nr. 36, S. 2815 ff.).

Justizwesen. Mit dem am 28.2.2026 in Kraft getretenen Ge-
setz Nr. 10/2026 wurde das Gesetz über die Organe der Ver-
waltung des Justizsystems76 in zentralen Punkten geändert.
Die Reform betrifft vor allem die Auswahl-, Überprüfungs-

69) Gesetz Nr. 7895 v. 27.1.1995.
70) RL (EU) 2011/36 des Europäischen Parlaments und des Rats v.

5.4.2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum
Schutz seiner Opfer.

71) RL (EU) 2011/93 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
13.12.2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuel-
len Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie.

72) RL (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
20.5.2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwe-
cke der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung (4. GeldwäscheRL).

73) RL (EU) 2017/541 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
15.3.2017 zur Terrorismusbekämpfung.

74) RL (EU) 2017/1371 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
5.7.2017 über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen
Interessen der Union gerichtetem Betrug.

75) RB 2002/584/JI v. 13.6.2002 über den Europäischen Haftbefehl
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten, ABl 2002 L
190/1.

76) Gesetz Nr. 115/2016v. 3.11.2016.
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und Kontrollmechanismen für Mitglieder und Funktionsträger
der Justizverwaltungsorgane. Ein wesentlicher Schwerpunkt
der Reform liegt auf der Intensivierung der Vermögens- und
Integritätsprüfung. Mehrere Vorschriften verpflichten nun
ausdrücklich, innerhalb verkürzter Fristen umfassende Ver-
mögens- und Interessenerklärungen sowie Selbstdeklaratio-
nen zur Integritätsprüfung vorzulegen. Besonders bedeutsam
ist in diesem Zusammenhang auch die erhebliche Erweiterung
des Informationsrechts der zuständigen Auswahl- und Bewer-
tungsgremien – etwa der Kommission der Zivilgesellschaft,
der Ad-hoc-Kommission oder des Dekanats der juristischen
Fakultät. Diese sind nunmehr befugt, auf schriftliche und
elektronische Dokumente, öffentliche Register sowie sonstige
rechtmäßig gespeicherte Daten öffentlicher Einrichtungen zu-
zugreifen. Letztere sind zur fristgerechten Mitwirkung ver-
pflichtet. Die Verweigerung der Zusammenarbeit, die Ver-
nichtung von Daten oder Verzögerungen im Prüfverfahren
können als disziplinarische Pflichtverletzung gewertet wer-
den. In materieller Hinsicht werden die Ausschlussgründe für
Kandidaten präzisiert. Ein Kandidat besteht die Vermögens-
und Integritätsprüfung insbesondere dann nicht, wenn er die
rechtmäßige Herkunft des Vermögens nicht nachweisen kann,
Vermögen verschwiegen hat, falsche Erklärungen abgegeben
hat oder ein Interessenkonflikt im erforderlichen Sinne in
seiner Person besteht. Ebenfalls ausschlussrelevant sind nun
Verbindungen oder Kontakte zu Personen aus dem Bereich
der organisierten Kriminalität (FZ 2026, Nr. 36, S. 2827 ff.).

RAin Koleta Ejlli, LL.M., Mannheim

Georgien

Verwaltungsrecht. Das Gesetz „Über die Rechtsstellung von
Ausländern und Staatenlosen“,77 wurde geändert. Durch die
Novelle wurden insbesondere die Fragen der Aufenthalts-
erlaubnis zum Zwecke der Erwerbstätigkeit neu geregelt. Die
Neuregelung betrifft vor allem Ausländer, denen das Recht
zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit eingeräumt wurde. Zu-
gleich wurden auch jene Fälle präzisiert, in denen eine solche
Aufenthaltserlaubnis ausnahmsweise auch dann erteilt wer-
den kann, wenn die betreffende Person zwar keine Tätigkeit
im Sinne des Gesetzes „Über die Arbeitsmigration“ ausübt,
ihre Tätigkeit aber dennoch einer entsprechenden Genehmi-
gungspflicht unterfällt (Dokument Nr. 1510-Vms-XImp v.
15.4.2026).

Darüber hinaus wurde das Verfahren zur Erteilung elektro-
nischer Visa festgelegt. Ein solches Visum kann das georgi-
sche Außenministerium Ausländern erteilen, die sich im Aus-
land befinden. Hierfür ist ein Antrag über das eigens dafür
vorgesehene Portal zu stellen. Hervorzuheben ist ferner, dass
im Gesetz nunmehr auch die beschleunigte Entscheidung über
die Erteilung eines Visums ausdrücklich geregelt wurde. Eine
weitere Änderung betrifft die Einführung der Visakategorie
C5. Diese Kategorie ist auch deshalb von besonderem Interes-
se, weil sie die Grundlage für die Erteilung eines kurzfristigen
Mehrfachvisums bildet. Ein solches Visum kann insbesondere
mit einer Gültigkeitsdauer von fünf Jahren und einem Auf-
enthaltsrecht in Georgien von bis zu einem Jahr erteilt wer-
den. Zugleich sieht das Gesetz vor, dass die Erteilung eines
Visums dieser Kategorie aus Gründen der georgischen Migra-
tionspolitik verweigert werden kann; eine solche Ablehnung
ist nicht anfechtbar (Dokument Nr. 1511-Vms-XImp v. 15.4.
2026).

Änderungen und Ergänzungen wurden auch an den Vor-
schriften über Zuschüsse bzw. Grants vorgenommen. Im Ge-

setz „Über Grants“78 wurde insbesondere klargestellt, wann
eine Leistung in Geld- oder Sachform als Grant zu qualifizie-
ren ist. Die erste Fallgruppe betrifft Tätigkeiten, die darauf
gerichtet sind oder gerichtet sein können, Einfluss auf die
Regierung Georgiens, staatliche Institutionen oder irgend-
einen Teil der Gesellschaft auszuüben, sofern diese Tätig-
keiten auf die Gestaltung, Durchführung oder Änderung der
Innen- oder Außenpolitik Georgiens abzielen. Die zweite
Fallgruppe betrifft Tätigkeiten, die sich aus politischen oder
öffentlichen Interessen, Positionen oder Beziehungen einer
ausländischen Regierung oder einer ausländischen politischen
Partei ergeben. Besonders hervorzuheben ist, dass diese Re-
gelung nicht für in Georgien akkreditierte diplomatische Ver-
tretungen, konsularische Einrichtungen sowie Vertretungen
internationaler Organisationen gilt. Dies ist ein wesentlicher
Punkt, da in der Praxis gerade in diesem Zusammenhang
zahlreiche rechtliche Fragen aufgeworfen worden waren. Zu-
sätzlich wurde im Gesetz näher geregelt, welche Leistungen
als Grant anzusehen sind. Einerseits betrifft dies Geld- oder
Sachmittel, bei denen der Empfänger dem Geber im Gegen-
zug technische Hilfe in Form der Weitergabe von Technolo-
gien, spezialisiertem Wissen, Fähigkeiten, Expertise, Dienst-
leistungen und/oder sonstiger Unterstützung leistet. Anderer-
seits erfasst die Regelung auch die Erbringung technischer
Hilfe selbst, etwa durch die Weitergabe von Technologien,
spezialisiertem Wissen, Fähigkeiten, Expertise, Dienstleistun-
gen und/oder sonstiger Unterstützung. Bemerkenswert ist,
dass eine solche Leistung auch dann als Grant gelten kann,
wenn sie unentgeltlich erbracht wird. Aus praktischer Sicht
war insbesondere die Frage relevant, wie Tätigkeiten einer
ausländischen juristischen Person gegenüber einer in
Georgien registrierten juristischen Person oder einer dortigen
Niederlassung einzuordnen sind. In diesem Zusammenhang
wurde das Gesetz um eine Regelung ergänzt, wonach auch
Geld- oder Sachmittel, die eine juristische Person eines ande-
ren Staates ihrer in Georgien registrierten Repräsentanz,
Zweigniederlassung oder Abteilung überträgt, als Grant gel-
ten können. Zugleich wurde die Ausnahme für unternehmeri-
sche Tätigkeiten präzisiert. Danach gelten Mittel, die zur Ver-
folgung unternehmerischer Zwecke bereitgestellt werden,
grundsätzlich nicht als Grant. Ausgenommen hiervon sind
jedoch Mittel, die an eine juristische Person übertragen wer-
den, der der Status einer landwirtschaftlichen Kooperative
verliehen wurde. Trotz dieser Klarstellung bleibt weiterhin
offen, ob der Begriff „unternehmerisch“ ausschließlich eine
klassische geschäftliche Tätigkeit umfasst oder ob darunter
auch die berufliche Tätigkeit einer nichtunternehmerischen
juristischen Person, etwa einer gemeinnützigen Organisation,
fallen kann. Während früher bereits der Status einer juristi-
schen Person eines anderen Staats Auslegungsfragen aufwarf,
wurde diese Problematik nun deutlicher gesetzlich geregelt.
Das Gesetz stellt klar, dass eine juristische Person eines
anderen Staates, deren Tätigkeit im Wesentlichen Aktivitäten
im Zusammenhang mit Georgien umfasst, als Grant-Empfän-
ger qualifiziert werden kann. Entsprechend wurde auch die
Frage der rechtlichen Verantwortlichkeit konkretisiert (Doku-
ment Nr. 1379-Vms-XImp v. 4.3.2026 sowie Dokument
Nr. 1508-Vms-XImp v. 15.4.2026).

Finanzrecht. Unter den jüngsten Änderungen der georgi-
schen Gesetzgebung ist aus finanzrechtlicher Sicht insbeson-
dere die Regelung des Factorings hervorzuheben. Mit dem
Gesetz „Über Factoring“79 wurde erstmals ein eigenständiger
Rechtsrahmen geschaffen, dessen überwiegender Teil bereits

77) Dokument Nr. 2045-IIs v. 5.3.2014.
78) Dokument Nr. 331 v. 28.6.1996.
79) Dokument Nr. 1451-Vms-XImp v. 6.4.2026.
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in Kraft getreten ist. Als „Factoring“ wird ein Rechtsgeschäft
definiert, das die Übertragung einer aus einem Grundvertrag
hervorgehenden Forderung sowie deren Eintragung in das
Factoring-Register voraussetzt. Mit dieser Eintragung geht
das Eigentumsrecht an der betreffenden Forderung auf den
jeweiligen Factor über. Gegenstand des Factorings kann aus-
schließlich eine Forderung sein. Bemerkenswert ist, dass das
Gesetz nicht auf sämtliche Rechtssubjekte Anwendung findet.
Genauer gesagt kann als Forderungsverkäufer bzw. Forde-
rungsabtretender jede juristische Person, jeder Einzelunter-
nehmer sowie jede organisatorische Einheit ohne eigene
Rechtspersönlichkeit auftreten. Als Factor kommen hingegen
nur bestimmte Rechtsträger in Betracht, nämlich Geschäfts-
banken, Mikrobanken, Mikrofinanzorganisationen sowie
Factoring-Gesellschaften. Letztere können in der Rechtsform
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder einer Ak-
tiengesellschaft gegründet werden. Die Voraussetzungen und
das Verfahren für die Registrierung als Factoring-Gesell-
schaft werden durch die Nationalbank Georgiens festgelegt.
Darüber hinaus wurde durch das georgische Organgesetz
„Über die Nationalbank Georgiens“80 auch die Aufsichts-
befugnis der Nationalbank über solche Gesellschaften aus-
drücklich geregelt (Dokument Nr. 1465-Vms-XImp v. 1.4.
2026).

Wirtschaftsrecht. Vor dem Hintergrund seiner historischen
Entwicklung verfügt Georgien über eine besonders lange
Tradition des Weinbaus und der Weinherstellung. Dieser Be-
reich ist auch gesetzlich geregelt und umfasst eine Reihe
wesentlicher Vorgaben (das georgische Gesetz „Über Rebe
und Wein“81). Durch die jüngsten Änderungen wurde ins-
besondere die Anlage gewerblicher Weinberge näher präzi-
siert. Danach ist die Anlage eines solchen Weinbergs nur auf
Grundlage einer von der zuständigen Agentur erteilten Ge-
nehmigung zulässig. Zugleich dürfen für die Anlage gewerb-
licher Weinberge ausschließlich zugelassene Rebsorten ver-
wendet werden. Eine weitere Änderung betrifft die Aufzeich-
nungs- und Mitteilungspflichten im Zusammenhang mit tech-
nologischen Prozessen. Danach ist ein Weinunternehmen
verpflichtet, die technologischen Prozesse im Zusammenhang
mit der Herstellung und Lagerung alkoholischer Getränke,
Spirituosen, der Veredelung sowie dem Rebpflanzsgut zu
dokumentieren und der zuständigen Agentur die gesetzlich
vorgeschriebenen Mitteilungen vorzulegen. Gesetzlich ge-
regelt wurde zudem die nationale Marktüberwachungsstrate-
gie, die im Kodex über Produktsicherheit und freien Waren-
verkehr verankert wurde. Dabei handelt es sich um eine na-
tionale Strategie, die für Produkte aus dem regulierten Be-
reich die politischen Prioritäten, Ziele und Aufgaben der
Marktüberwachung festlegt und zugleich die Ansätze zur
Umsetzung dieser Ziele und Aufgaben bestimmt. Die Strate-
gie wird jeweils für einen Zeitraum von vier Jahren festgelegt.
Die Marktüberwachungsfunktion wurde der zuständigen Be-
hörde übertragen, die verpflichtet ist, die entsprechenden Tä-
tigkeiten wahrzunehmen. Unter „Marktüberwachung“ ist da-
bei die Gesamtheit der von der Marktüberwachungsbehörde
vorgenommenen Handlungen und ergriffenen Maßnahmen zu
verstehen, die darauf abzielen, die Übereinstimmung eines
Produkts mit den Anforderungen der georgischen Gesetz-
gebung sicherzustellen sowie das Leben und die Gesundheit
von Menschen, das Eigentum und/oder die Umwelt zu schüt-
zen (Dokument Nr. 1399-Vms-XImp v. 17.3.2026).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Der Erlass des Gesetzes „Über
Factoring“ hat folgerichtig auch im ZGB82 Niederschlag ge-
funden. Art. 198 ZGB, der im Sachenrecht die zentrale Vor-
schrift über den Erwerb von Eigentum an Rechten und Forde-
rungen bildet, wurde um einen vierten Absatz ergänzt. Da-

nach finden die Vorschriften des ZGB – mit Ausnahme von
Art. 206 über das Erlöschen eines Sicherungsrechts im Falle
der Schuldübernahme – auf die im Gesetz „Über Factoring“
geregelten Rechtsverhältnisse keine Anwendung. Die Ände-
rungen betreffen auch die Veräußerung des Pfandgegenstands
und konkretisieren die Frage, unter welchen Voraussetzungen
das mit einem Pfandrecht belastete Eigentum beim Erwerber
übergeht. Wird eine Forderung im Rahmen eines Factorings
im Sinne des Gesetzes „Über Factoring“ auf den Factor über-
tragen, erlischt das Pfandrecht an dieser Forderung. Der
Factor erwirbt die Forderung somit frei von einem Pfand-
recht. Das Pfandrecht setzt sich in diesem Fall jedoch an dem
Erlös fort, der infolge der Übertragung der Forderung auf den
Factor erzielt wird. Wird dem Factor nur ein Teil der Forde-
rung übertragen, gilt diese Regelung ausschließlich für den
übertragenen Teil der betreffenden Forderung. Im Hinblick
auf die rechtliche Natur des Factorings wurde im ZGB zudem
eine Einschränkung im Bereich der Hypothek eingeführt.
Diese betrifft ausschließlich die Belastung von Wohnimmobi-
lien mit einer Hypothek durch natürliche Personen und Ein-
zelunternehmer. Als Ausnahme gilt der Fall, dass im Eigen-
tum des Sicherungsgebers oder eines Mitglieds seines Haus-
halts zusätzlich mindestens eine weitere Wohnimmobilie re-
gistriert ist (Dokument Nr. 1454-Vms-XImp v. 1.4.2026).

Straf- und Strafprozessrecht. Auch StGB83 wurde ergänzt.
Hervorzuheben ist zunächst die Einführung eines neuen straf-
schärfenden Umstands. Als ein solcher gilt nunmehr die Be-
gehung einer Straftat aus dem Motiv heraus, die verfassungs-
mäßige Ordnung Georgiens oder seine Verfassungsorgane
nicht anzuerkennen. Ergänzungen wurden auch bei einzelnen
Straftatbeständen vorgenommen. Dies gilt etwa für den Tat-
bestand der Geldwäsche. Hier wurde ausdrücklich geregelt,
dass eine entsprechende Handlung auch dann erfasst sein
kann, wenn sie zum Zweck der Durchführung von Aktivitäten
in Bezug auf eine mit Georgien zusammenhängende politi-
sche Angelegenheit vorgenommen wird. Zugleich enthält die
Vorschrift eine Legaldefinition dieses Begriffs. Danach gelten
als Aktivitäten in Bezug auf eine mit Georgien zusammen-
hängende politische Angelegenheit solche Tätigkeiten, die
darauf gerichtet sind oder gerichtet sein können, Einfluss auf
die Regierung Georgiens, staatliche Einrichtungen oder ir-
gendeinen Teil der Gesellschaft auszuüben, sofern sie auf die
Gestaltung, Durchführung oder Änderung der Innen- oder
Außenpolitik Georgiens abzielen. Erfasst werden außerdem
Tätigkeiten, die sich aus politischen oder öffentlichen Interes-
sen, Positionen oder Beziehungen einer ausländischen Regie-
rung oder einer ausländischen politischen Partei ergeben.
Ferner wurden neue Straftatbestände eingeführt. Dazu zählen
Extremismus gegen die verfassungsmäßige Ordnung Ge-
orgiens, Verstöße gegen das georgische Gesetz „Über
Grants“, die rechtswidrige Zusammenarbeit mit einer auslän-
dischen Organisation oder einem Ausländer, die Entgegen-
nahme ausländischer Mittel durch eine in Georgien registrier-
te politische Partei sowie bestimmte Aktivitäten unternehme-
rischer juristischer Personen. Eine weitere Ergänzung betrifft
den Straftatbestand der Nichtvorlage einer Vermögens- oder
Finanzdeklaration beziehungsweise der vorsätzlichen Angabe
unvollständiger oder unrichtiger Daten in einer solchen De-
klaration. Nach der neuen Fassung ist es strafbar, wenn eine
Person mit parteipolitischer Zielsetzung eine Finanzdeklarati-
on nicht einreicht, darin vorsätzlich unvollständige oder un-
richtige Angaben macht oder einen in der Deklaration beste-

80) Dokument Nr. 1676 v. 24.9.2009.
81) Dokument Nr. 1438 v. 12.6.1998.
82) Dokument Nr. 786 v. 26.6.1997.
83) Dokument Nr. 2287 v. 22.7.1999.

IOR-Chronik Heft 4-6/2026 · WiRO 96



henden Mangel nicht innerhalb der gesetzlich vorgesehenen
Frist behebt (Dokument Nr. 1380-Vms-XImp v. 4.3.2026).

Im Bereich des Strafprozessrechts ist eine Entscheidung
des VerfG84 hervorzuheben. Art. 191 StPO85 betrifft die Ein-
stellung der Strafverfolgung während der Hauptverhandlung
sowie die Prüfung der Frage der Schuldunfähigkeit. Nach der
gesetzlichen Regelung stellt das Gericht auf Antrag einer
Partei die Strafverfolgung gegen den Angeklagten ein, wenn
festgestellt wird, dass dieser zur Tatzeit schuldunfähig war.
Zugleich ist der mit der Sache befasste Richter verpflichtet,
bei Vorliegen der in Art. 22¹ Abs. 1 des Gesetzes „Über
psychische Gesundheit“86 vorgesehenen Voraussetzungen auf
Grundlage eines forensisch-psychiatrischen Gutachtens mit
demselben Beschluss über die Anordnung einer zwangswei-
sen psychiatrischen Behandlung zu entscheiden. Dieser Be-
schluss kann nach Maßgabe von Art. 207 StPO angefochten
werden. Die angegriffene Norm betraf den folgenden Absatz
dieser Vorschrift. Dessen erster und zweiter Satz sahen vor,
dass der Richter in einem solchen Fall mit Beschluss die
Dauer der zwangsweisen psychiatrischen Behandlung festlegt
und diese Dauer vier Jahre nicht überschreiten darf. Das Ver-
fassungsgericht Georgiens erklärte diese Regelung unter Be-
rufung auf Art. 9 der Verfassung für verfassungswidrig. Mit
derselben Entscheidung erklärte das Verfassungsgericht auch
Art. 22¹ Abs 1 des georgischen Gesetzes „Über psychische
Gesundheit“ für verfassungswidrig, soweit darin die entspre-
chende gerichtliche Zuständigkeit konkretisiert war
(Az. Nr. 1/1/1794).

Arbeits- und Sozialrecht. Vor dem Hintergrund der Neu-
regelung der Rechtsstellung von Ausländern wurden auch
mehrere arbeitsrechtlich relevante Vorschriften geändert. In
erster Linie ist hierbei das georgische Gesetz „Über die Ar-
beitsmigration“87 hervorzuheben. In der Praxis war bislang
vielfach unklar, wer als „selbstständig erwerbstätig“ bzw. als
selbstständig tätiger Ausländer anzusehen ist. Durch die Ge-
setzesänderungen wurde diese Frage nunmehr näher konkreti-
siert: Als solcher gilt ein Ausländer ohne dauerhafte Aufent-
haltserlaubnis in Georgien, der in Georgien eine Erwerbs-
tätigkeit ausübt, insbesondere als unabhängiger Auftragneh-
mer im Bereich des Handels, der Dienstleistungen oder einer
sonstigen Tätigkeit tätig ist oder in anderer Weise in einen
unternehmerischen bzw. arbeitsbezogenen Tätigkeitsprozess
eingebunden ist, sofern diese Tätigkeit auf die Erzielung eines
finanziellen Vorteils gerichtet ist. Aus der Definition ergibt
sich zugleich, dass der tatsächliche Aufenthalt der betreffen-
den Person in Georgien von Bedeutung ist. Neu eingeführt
wurde zudem der Begriff der „kurzfristigen beruflichen Tätig-
keit“. Darunter ist eine von einem Ausländer in Georgien
ausgeübte berufliche Tätigkeit bzw. Dienstleistung zu verste-
hen, die für einen gesetzlich festgelegten Zeitraum erbracht

wird, keine langfristige Beschäftigung auf dem lokalen Ar-
beitsmarkt darstellt und mit einem konkreten kurzfristigen
Projekt, einer Veranstaltung oder einer Dienstleistung ver-
bunden ist. Die Liste der kurzfristigen beruflichen Tätigkei-
ten, die von Ausländern ausgeübt werden dürfen, wird durch
eine entsprechende RegVO bestimmt. Folgerichtig wurde die-
ser neue Begriff auch durch eine weitere Regelung ergänzt.
Danach dürfen die genannten Personen in Georgien eine kurz-
fristige berufliche Tätigkeit ohne Recht zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit und ohne entsprechende Aufenthaltserlaub-
nis ausüben, sofern diese Tätigkeit im Rahmen eines vorüber-
gehenden Aufenthalts erfolgt, keine langfristige Beschäfti-
gung auf dem lokalen Arbeitsmarkt darstellt und mit einem
konkreten kurzfristigen Projekt, einer Veranstaltung oder ei-
ner Dienstleistung verbunden ist. Besonders hervorzuheben
ist in diesem Zusammenhang, dass ein Ausländer, der eine
solche kurzfristige berufliche Tätigkeit ausübt, nicht als Ar-
beitsmigrant oder als selbstständig tätiger Ausländer gilt. Da-
rüber hinaus wurde der Kreis der Rechtsverhältnisse präzi-
siert, auf die das Gesetz keine Anwendung findet. Neben
weiteren Voraussetzungen gilt das Gesetz insbesondere dann
nicht, wenn die betreffende Person:

• Inhaber einer gültigen besonderen Aufenthaltserlaubnis ist, die
auf schriftliche Initiative eines Mitglieds der georgischen Regie-
rung erteilt wurde;

• in Georgien eine durch RegVO bestimmte kurzfristige berufliche
Tätigkeit ausübt, sofern die georgische Gesetzgebung nichts an-
deres vorsieht;

• eine Tätigkeit zugunsten einer öffentlichen Einrichtung oder ei-
nes Unternehmens ausübt, das unter Beteiligung des Staates ge-
gründet wurde;

• ihre Arbeit für einen lokalen Arbeitgeber vollständig aus der
Ferne erbringt und diese Tätigkeit ihre Einreise in das Hoheits-
gebiet Georgiens nicht erfordert;

• eine Erwerbstätigkeit ausübt oder Dienstleistungen zugunsten
einer nicht ansässigen Person erbringt, sofern diese Erwerbstätig-
keit bzw. Dienstleistung mit der Tätigkeit dieser nicht ansässigen
Person außerhalb Georgiens zusammenhängt;

• in einem Unternehmen der ersten, zweiten oder dritten Kategorie
im Sinne des georgischen Gesetzes „Über Rechnungslegung, Be-
richterstattung und Abschlussprüfung“ eine Leitungs- oder Ge-
schäftsführungstätigkeit nach dem georgischen Gesetz „Über Un-
ternehmer“ ausübt oder im Prüfungsausschuss tätig ist;

• Tätigkeiten im Zusammenhang mit Konservierungs-, Restaurie-
rungs- und/oder Rehabilitationsarbeiten an einem Kulturdenkmal
ausübt

(Dokument Nr. 1509-Vms-XImp v. 15.4.2026).
Assoz. Prof. Dr. Sergi Jorbenadze, Ph. D., LL.M., Tbilisi

84) Entscheidung v. 29.4.2026.
85) Dokument Nr. 1772 v. 9.10.2009.
86) Dokument Nr. 3451 v. 14.7.2006.
87) Dokument Nr. 3418-IIs v. 1.4.2015.

Aus der Tätigkeit der IRZ

Republik Moldau. Die Republik Moldau hat seit Erlangung
ihres EU-Beitrittskandidatenstatus beachtliche Fortschritte er-
reicht. Nach Eröffnung der Beitrittsverhandlungen und dem
Abschluss des Screening-Verfahrens Ende 2025 wird in die-
sem Jahr die Eröffnung der ersten Beitrittskapitel erwartet.
Die pro-europäische Regierung sowie die pro-europäische
Staatspräsidentin Sandu, die beide 2025 durch Wahlen bestä-
tigt wurden, verfolgen den bislang eingeschlagenen Kurs hin

zu einem EU-Beitritt entschlossen weiter. Der Nationale Ak-
tionsplan Moldaus 2025-20291 bildet mithin die Grundlage
für die Zusammenarbeit mit der IRZ.

Einen Schwerpunkt bildet seit vielen Jahren die Zusam-
menarbeit im Bereich Verwaltungsrecht. Wie berichtet2 führt

1) Vgl. Nationaler Aktionsplan Moldaus 2025-2029, https://
www.legis.md/cautare/getResults?doc_id=152627&lang=ro# (zuletzt ab-
gerufen am 2.6.2026)
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die IRZ gezielte Fortbildungen für die (teils neu ernannten)
Verwaltungsrichterinnen und -richter durch, die darauf abzie-
len, den durch die IRZ maßgeblich mitberatenen Verwal-
tungskodex anhand von praxisnahen Trainings näher zu brin-
gen. Daneben wird die IRZ in diesem Jahr im Rahmen einer
neuen Kooperation mit dem Nationalinstitut für Verwaltung
und Öffentliches Management (INAMP) über 100 Beamtin-
nen und Beamte fortbilden. Ein bisheriges Problem im Um-
gang mit dem Verwaltungskodex war das Fehlen eines Kom-
mentars, der den Rechtsanwendenden Orientierung geben
kann. Durch eine hochkarätige Gruppe moldauischer Juristin-
nen und Juristen, die durch zwei deutsche Verwaltungsrechts-
experten beraten werden, wird derzeit ein durch die IRZ
geförderter Kommentar erarbeitet. Dieser wird den gesamten
Verwaltungskodex kommentieren und damit fachliche Orien-
tierung für eine breite Gruppe von Rechtsanwendenden bie-
ten. Eine Sommerschule, die Studierenden bereits in der Aus-
bildung praxisnahe Grundlagen des Verwaltungsrechts näher-
bringen soll und die die IRZ gemeinsam mit der Rechtsfakul-
tät der Staatlichen Universität im vergangenen Sommer
durchgeführt hat, soll auch 2026 stattfinden. Auch der unmit-
telbare praxisbezogene Austausch zwischen der deutschen
und der moldauischen Gerichtsbarkeit wird im Rahmen einer
Gerichtspartnerschaft zwischen dem Appellationsgericht in
Chişinĕu und dem Verwaltungsgericht Köln durch die IRZ
gefördert. Im Rahmen einer Delegationsreise Anfang Septem-
ber 2025 unter der Leitung des nordrhein-westfälischen Jus-
tizministers Dr. Benjamin Limbach wurde eine entsprechende
Gerichtspartnerschaft offiziell vereinbart. Ein erstes Treffen
zwischen beiden Gerichten wurde im Dezember 2025 ermög-
licht. Dieses Jahr soll ein weiteres Treffen dieses kollegialen
und fachlich beiderseits bereichernden Formats folgen. Basie-
rend auf den Empfehlungen der EU in ihrem neuesten Fort-
schrittsbericht3 verstärkt die IRZ die Fortbildungsaktivitäten
mit dem Nationalinstitut der Justiz für die Richterschaft unter
anderem in den Bereichen Urteilstechnik und Richterethik.
Zur Verbesserung der juristischen Fortbildung werden zudem
Didaktik-Schulungen für die Trainerinnen und Trainer am
Nationalinstitut der Justiz stattfinden.

Die Beratungen zur Strafvollzugsreform sind ein weiterer
Schwerpunkt der Zusammenarbeit mit der Republik Moldau.
Viele Anregungen aus der vergangenen Beratung wurden in
der jetzigen Fassung des Reformentwurfes des Strafvollzugs-
gesetzes aufgegriffen. Insbesondere Empfehlungen zur indivi-
duellen Vollzugsplanung, die europäischen Standards ent-
spricht, stehen im Mittelpunkt der Beratungen. Hier sind z. B.
Psychologinnen und Psychologen, die im Strafvollzug in der
Kriminalitätsprognostik eingesetzt werden, von entscheiden-
der Bedeutung. Darauf basierend führt die IRZ eine Fortbil-
dungsreihe zu Kriminalitätsdiagnostik und -prognostik für
eine Gruppe von Psychologinnen und Psychologen durch, so
dass die vorgesehenen gesetzlichen Anforderungen der indi-
viduellen Vollzugsplanung erfüllt werden können.

Die Zusammenarbeit im Bereich Wirtschaftsrecht gewinnt
-nicht zuletzt im Zuge der Annäherung an die EU und dem
sukzessiven Abbau von Handelsbarrieren - an Bedeutung.
Die IRZ startet daher in diesem Jahr neue Kooperationen mit
der Agentur für Geistiges Eigentum (AGEPI), dem Wirt-
schaftsministerium und dem Finanzministerium. Hierbei wer-
den insbesondere Implementierungsberatungen zu verschie-
denen EU-Richtlinien, die teils schon in nationales Recht
umgesetzt wurden, durchgeführt.

Ukraine. Trotz des mit unverminderter Schärfe gegen die
Ukraine geführten russischen Angriffskriegs bringt die Ukrai-
ne ihre rechtsstaatlichen Reformen auf dem Weg der EU-
Integration voran. Das Screening-Verfahren der Verhand-
lungskapitel mit der EU wurde am 30.9.2025 abgeschlossen.

Für die Ukraine ist das Jahr 2026 ein ganz besonderes, da
im Juni der dreißigste Jahrestag der Verfassung und im Ok-
tober das dreißigjährige Bestehen des Verfassungsgerichts
gefeiert wird. Seit seiner Gründung im Jahr 1996 bildet der
richterliche Fachaustausch mit dem Verfassungsgericht einen
Schwerpunkt der IRZ-Tätigkeit in der Ukraine. Im November
2025 lud die IRZ sechs Mitglieder des Verfassungsgerichts
der Ukraine zu Fachgesprächen in die IRZ nach Bonn ein. In
dem seit vielen Jahren geführten Dialog mit den Herren
Bundesverfassungsrichtern a. D. Prof. Dr. Udo Steiner und
Prof. Dr. Reinhard Gaier ging es diesmal u. a. um den ver-
fassungsrechtlichen Schutz sozialer Rechte und das Verhält-
nis von gerichtlicher Zurückhaltung und gerichtlichem „Ak-
tivismus“ in der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung.
Den Gesprächen in Bonn schloss sich noch ein Besuch beim
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofs und des Oberver-
waltungsgerichts Rheinland-Pfalz Prof. Dr. Dr. h. c. Lars
Brocker in Koblenz an, wo sich die Gesprächspartner mit
dem Verhältnis von Verwaltungsgerichtsbarkeit und Verfas-
sungsgerichtsbarkeit auseinandersetzten. Zuvor waren im Ok-
tober 2025 schon fünf Mitglieder des Verfassungsgerichts der
Ukraine gemeinsam mit fünf Richterinnen und Richtern des
Obersten Gerichts im Rahmen eines von der GIZ initiierten
und gemeinsam mit der IRZ durchgeführten Arbeitsbesuchs
in Karlsruhe, München und Wien zu Gast. Die IRZ hatte
hierzu Termine beim Bundesgerichtshof, beim Generalbun-
desanwalt, beim Bayerischen Verfassungsgerichtshof und
beim Bundespatentgericht verabredet. Auf Bitte des ukrai-
nischen Parlaments hat die IRZ im Februar 2026 ein Gut-
achten zu Änderungen am Verfassungsgerichtsgesetz der
Ukraine hinsichtlich der disziplinarrechtlichen Verantwortung
von Mitgliedern des Verfassungsgerichts vorgelegt. Mitte
Mai 2026 konnte erneut ein fachlicher Austausch mit dem
Verfassungsgericht der Ukraine ermöglicht werden, diesmal
in Form eines zweitägigen Online-Fachgesprächs. Regel-
mäßig unterstützt die IRZ auch die Öffentlichkeitsarbeit des
Gerichts in Form von verfassungsrechtlichen Online-Vorträ-
gen, die anschließend auf dem YouTube-Kanal des Verfas-
sungsgerichts eingestellt werden, um verfassungsrechtliche
Themen auch einer breiteren Öffentlichkeit nahezubringen.

Die Unterstützung der ukrainischen Verwaltungsgerichts-
barkeit ist eine zweite wichtige Säule des Wirkens der IRZ.
Im Juli 2025 beging die Ukraine den 20. Jahrestag der Ver-
abschiedung des Verwaltungsprozessgesetzes mit der alljähr-
lichen multilateralen Konferenz zur Verwaltungsgerichtsbar-
keit, in deren Rahmen der damalige Präsident des Revisions-
verwaltungsgerichts des Obersten Gerichts, Mykhailo Smo-
kovych, seine Auffassung äußerte, dass es ohne die IRZ die
ukrainische Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht gebe. Auch sein
Nachfolger, Ihor Daschutin, hat der IRZ gegenüber sein gro-
ßes Interesse an der Fortsetzung dieses praxisbezogenen rich-
terlich-kollegialen Fachaustauschs betont. Im Mai 2026 fand
ein weiteres, diesmal steuerrechtliches Online-Fachgespräch
mit dem Revisionsverwaltungsgericht statt, für das eine Rich-
terin des Bundesfinanzhofs gewonnen werden konnte. Zum
inzwischen 20. deutsch-ukrainischen verwaltungsprozess-
rechtlichen Kolloquium beim Oberverwaltungsgericht Rhein-
land-Pfalz werden sich wieder vier ukrainische Verwaltungs-
richterinnen und Verwaltungsrichter in Koblenz aufhalten,
um Einblick in die Praxis deutscher Verwaltungsgerichtsbar-
keit zu gewinnen. Noch im Juni 2026 ist ein Arbeitsbesuch
der Verwaltungsgerichte Donezk und Luhansk sowie des
Berufungsverwaltungsgerichts Donezk (die ihren Sitz in nicht

2) Vgl. IRZ-Bericht WiRO 2025, S. 101 ff.
3) EU-Kommission, Moldova Report 2025 v. 4.11.2025, https://

enlargement.ec.europa.eu/moldova-report-2025_en (zuletzt abgerufen am
2.6.2026).
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besetzte Landesteile der Ukraine verlegt haben) beim Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshof in München geplant.

Die seit 2019 von der IRZ gepflegte Gerichtspartnerschaft
zwischen dem Berufungsverwaltungsgericht Lviv und dem
Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht (Lüneburg) wur-
de im Dezember 2025 durch einen erneuten Arbeitsbesuch
fortgesetzt. Themen waren die Digitalisierung und der Einsatz
Künstlicher Intelligenz in der Justiz, die verwaltungsgericht-
liche Amtsermittlung sowie die Verankerung der Verwal-
tungsjustiz in der Öffentlichkeit. Die Resonanz in Lviv und
Lüneburg auf diesen Fachaustausch auf Augenhöhe war äu-
ßerst positiv. Die Delegation aus Lviv wurde im Rahmen
ihres Besuchs auch im Niedersächsischen Justizministerium
durch Herrn Staatssekretär Dr. Thomas Smollich sowie an-
schließend im Landtag in Hannover empfangen. Diese Unter-
stützung bringt Niedersachsen auch im Bereich der ordentli-
chen Gerichtsbarkeit dem seit 2016 gepflegten Austausch
zwischen dem Berufungsgericht Kyjiw und dem Oberlandes-
gericht Oldenburg entgegen. Die Kyjiwer Delegation war
ebenfalls in der ersten Dezemberwoche 2025 in Deutschland
und wurde von Oldenburg aus ebenfalls zu einem Besuch ins
Justizministerium und in den Landtag nach Hannover einge-
laden. Auch bei diesem Arbeitsbesuch ging es um künstliche
Intelligenz in der Justiz, sodann aber auch um Fragen des
Umgangs mit Massenverfahren, der Vermögenssicherung im
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren sowie das richterliche
Disziplinarrecht.

Regelmäßig ist die IRZ in die Richterfortbildungen der
Nationalen Richterschule der Ukraine eingebunden. So hat
sie sich durch Online-Zuschaltung deutscher Experten auch
im März 2026 an der alljährlichen Fortbildung für Richte-
rinnen und Richter des Hohen Antikorruptionsgerichts betei-
ligt und im April 2026 an der alle drei Jahre stattfindenden
Fortbildung für das Oberste Gericht. Für das Revisionswirt-
schaftsgericht des Obersten Gerichts hat sie in diesem Rah-
men drei Beiträge zum Kartell-, Marken- und Aktienrecht
eingebracht, für das Revisionsverwaltungsgericht einen Vor-
trag zur Beweiserhebung in der Verwaltungsgerichtsbarkeit.

Das Revisionswirtschaftsgericht des Obersten Gerichts un-
terstützt die IRZ auch alljährlich Ende Mai durch Mitwirkung
bei seiner multilateralen, internationalen Konferenz. In die-
sem Jahr ist die Konferenz dem 30-jährigen Bestehen der
ukrainischen Wirtschaftsgerichtsbarkeit gewidmet. Die IRZ
wird sich mit einem Online-Vortrag zur Vollstreckung ge-
richtlicher Entscheidungen beteiligen. Nach Abschaffung des
Wirtschaftsgesetzbuches im Sommer letzten Jahres wird die
Umstrukturierung der Gesellschaftsformen juristischer Unter-
nehmen Thema von IRZ-Beratungen sein. Dazu steht die IRZ
mit dem Burchak-Institut für Privatrecht und Unternehmens-
wesen in Kontakt sowie auch mit der ZGB-Arbeitsgruppe des
ukrainischen Parlaments. Am 28.4.2026 hat das ukrainische
Parlament den Reformentwurf des ZGB der Ukraine in erster
Lesung verabschiedet. Zur Vorbereitung der zweiten Lesung
stehen noch größere Überarbeitungen an. Die IRZ hat ihre
Bereitschaft signalisiert, bei Bedarf die ukrainischen Partner
im Rahmen dieser Überarbeitungen des Gesetzentwurfes zu
beraten.

Die Beratungen zur Ausarbeitung des Reformentwurfs des
Strafgesetzbuchs der Ukraine hat die IRZ im Jahr 2025 durch
weitere schriftliche Gutachten und sodann eine Tagung zur
Textarbeit fortgesetzt, zu der sich Mitglieder der StGB-Ar-
beitsgruppe der Rechtsreformkommission des Präsidenten im
Dezember in Bonn aufhielten. Ein Schwerpunkt lag dabei auf
der Umsetzung EU-rechtlicher Normen vor allem hinsichtlich
Finanz- und Korruptionsdelikten.

Die seit vielen Jahren von der IRZ gepflegten engen Kon-
takte zwischen der Bundesnotarkammer und der Notarkam-
mer der Ukraine konnten Ende Februar 2026 durch ein wei-

teres Online-Fachgespräch zur EuErbVO fortgesetzt werden,
das baldmöglichst durch ein weiteres Fachgespräch zum Eu-
ropäischen Nachlasszeugnis vertieft werden soll.

Auch die Mediation ist weiterhin Gegenstand der Beratun-
gen. Ein Online-Fachgespräch mit der Mediationsakademie
der Ukraine behandelte im November 2025 die Möglichkeiten
der Mediation im Bereich der häuslichen Gewalt. Erfreulich
ist, dass einige ukrainische Mediationsexpertinnen, die früher
an IRZ-Veranstaltungen teilgenommen hatten, nun selbst als
Trainerinnen wirken, so z. B. bei einem von MiKK e. V. im
März 2026 organisierten Cross-border Family Mediation
Training, in das auch eine von der IRZ engagierte deutsche
Richterin und Mediatorin eingebunden war.

Im Bereich der Förderung des juristischen Nachwuchses
hat die IRZ im September 2025 gemeinsam mit der Deut-
schen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit und der Jagiello-
nen-Universität Krakau eine Drafting School on International
Contract Law and Dispute Resolution durchgeführt, zu der 18
Studierende von vier ukrainischen Universitäten nach Krakau
gekommen waren. Im September dieses Jahres soll das
deutschsprachige Begleitstudium zur Einführung in das deut-
sche Recht an der Nationalen Ivan-Franko-Universität Lviv
wieder aufgenommen werden. Die IRZ hatte im Rahmen
dieses Begleitstudiums seit 2011 alljährlich eine Reihe von
etwa 6-7 achtstündigen Blockvorlesungen in Präsenz an der
Universität in Lviv durchgeführt, zuletzt im Studienjahr
2021/2022 (damals pandemiebedingt im Online-Format).
Dem Wunsch der Ivan-Franko-Universität will die IRZ nun
nachkommen und zunächst im Online-Format diese För-
derung des studentischen juristischen Nachwuchses wieder
aufgreifen.
Republik Kasachstan. Der nationale Entwicklungsplan

der Republik Kasachstan setzt weiterhin klare Schwerpunkte:
die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, eine effizientere öffent-
liche Verwaltung sowie die konsequente Modernisierung des
Lands. Auch die gemeinsame Abschlusserklärung Kasachs-
tans und Deutschlands aus dem Jahr 2024 unterstreicht die
Bedeutung einer vertieften rechtlichen Zusammenarbeit – ins-
besondere in den Bereichen Menschenrechte, Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit, dies unter ausdrücklicher Einbindung der
IRZ.

Die Verfassungsreformen wurden 2025 fortgeführt. Über
elektronische Plattformen gingen mehr als 2.000 Vorschläge
aus Gesellschaft, Politik und Fachkreisen zur geplanten Än-
derung der Verfassung ein. Zu deren Auswertung wurde im
Januar 2026 eine Verfassungskommission unter Leitung der
Verfassungsgerichtspräsidentin eingerichtet, deren Sitzungen
öffentlich übertragen wurden. Die Kommission setzte sich
aus Vertretenden von Parlament, Regionen, Medien, Wirt-
schaft, Behörden und Wissenschaft zusammen und erarbeitete
konkrete Reformvorschläge. Beim Referendum am 15.3.2026
stimmten 87,15 % für die vorgeschlagenen Verfassungsände-
rungen.

Im Schwerpunkt Strafrecht trugen die Veranstaltungen der
IRZ zur Bekämpfung von Korruption bei, indem sie Trans-
parenz, Integrität und rechtsstaatliche Verfahren bei den rele-
vanten Akteuren – hier insbesondere das Antikorruptions-
komitee und später die Dienstelle für Korruptionsbekämpfung
des Nationalen Sicherheitskomitees der Republik Kasachstan
– im Bewusstsein der Teilnehmenden verankert haben. Die
Antikorruptionsagentur wurde neu strukturiert und als Dienst-
stelle zur Korruptionsbekämpfung in das Nationale Sicher-
heitskomitee integriert. Die neue Behörde zeigte sich offen
für internationale Kooperationen und ermöglichte damit auch
eine rasche Wiederaufnahme der Zusammenarbeit mit
Deutschland, insbesondere mit der IRZ. Um größere Wirkun-
gen zu erzielen, wurden zu den Maßnahmen zur Sensibilisie-
rung für korruptionsanfällige Strukturen sowie zum Aufbau
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fachlicher und institutioneller Kapazitäten im Einklang mit
internationalen Standards das Parlament, die Präsidialverwal-
tung und Vertreterinnen und Vertreter der Justiz einbezogen.
Die kasachische Regierung treibt Reformen zur Verbesserung
der Antikorruptionsgesetzgebung voran, insbesondere im
Rahmen der derzeit im Majilis diskutierten Änderungen des
„Gesetzes über die Bekämpfung der Korruption“. Fach-
gespräche in Deutschland mit Vertretern kasachischer Behör-
den ermöglichten in diesem Zusammenhang den Austausch
zu deutschen Erfahrungen in der Korruptionsbekämpfung und
-prävention sowie die Analyse einschlägiger Gesetzesinitiati-
ven. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse sollen in die Umset-
zung des Antikorruptionskonzepts (2022–2026) und die Ge-
setzesüberarbeitung einfließen. Erfahrungen aus Arbeitsbesu-
chen, etwa zu Ermittlungsmethoden und Weiterbildung, wer-
den in die Praxis übernommen und unterstützen den Ausbau
wirksamer präventiver und repressiver Maßnahmen.

Im Bereich des Öffentlichen Rechts trugen die Beratungen
zur Reform des Verwaltungsprozessrechts zur Stärkung fach-
licher und organisatorischer Kompetenzen der Gerichte sowie
der Bürgerrechte bei und vermittelten rechtsstaatliche Stan-
dards. Eine kasachische Arbeitsgruppe aus Vertretenden der
Justiz und Abgeordneten wurde – aufbauend auf den Beratun-
gen von 20244 – durch deutsche Fachleute unterstützt, ins-
besondere zu vorgerichtlichem Verfahren, Mediation, Voll-
streckung, Amtsermittlungsgrundsatz und Aufklärungspflicht.
Am 5. November 2025 verabschiedete der Majilis in zweiter
Lesung ein Gesetz zur Weiterentwicklung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit. Dabei wurden bestimmte öffentlich-recht-
liche Streitigkeiten aus der ZPO in die Verwaltungsprozess-
ordnung überführt, darunter Verfahren zur Anfechtung (un-
tergesetzlicher) normativer Rechtsakte. Dies diente der klaren
Abgrenzung zur Zuständigkeit des Verfassungsgerichts.
Künftig können Bürger vor Verwaltungsgerichten auch unter-
gesetzliche Rechtsakte oder einzelne Bestimmungen anfech-
ten. Zudem sind Verbesserungen im Verwaltungsverfahren
vorgesehen, insbesondere bei der vorgerichtlichen Streitbeile-
gung, der Präzisierung von Fristen und Abläufen sowie der
Verlängerung der Anhörungsfrist von drei auf fünf Tage.

Im zivilrechtlichen Schwerpunkt unterstützte die IRZ die
Entscheidungsfindung zu einer möglichen Ratifikation in Be-
zug auf zwei Haager Konventionen, indem die rechtlichen
Rahmenbedingungen und internationale Implikationen umfas-
send analysiert und diskutiert wurden. Der in diesem Zusam-
menhang durchgeführte Runde Tisch baute auf der bisherigen
konstruktiven Zusammenarbeit mit der Richterschaft und der
Gerichtsverwaltung auf und hat zur Stärkung der fachlichen
Kompetenzen beigetragen. Das Ziel dieser Veranstaltung war,
einen Erfahrungsaustausch in Hinblick auf die Vorteile der
Ratifizierung der Haager Übereinkommen über die gericht-
liche Zuständigkeit von 2005 und über die Anerkennung und
Vollstreckung ausländischer Gerichtsentscheidungen in Zivil-
und Handelssachen von 2019 voranzutreiben. Den Teilneh-
menden wurde die Anwendung dieser beiden Haager Kon-
ventionen nähergebracht und Argumente über die Vorteile
der Ratifizierung wurden beleuchtet.

Im Schwerpunkt Menschenrechte vermittelte die IRZ
rechtsvergleichend insbesondere die Grundrechtsprüfung im
Sinne des deutschen Rechtsverständnisses am Beispiel der
Versammlungsfreiheit, die Rechtsprechung des BVerfG wur-
de gemeinsam analysiert. Die hierzu durchgeführte Schulung
zielte darauf ab, die fachlichen Kompetenzen kasachischer
Teilnehmender – insbesondere von Studierenden und For-
schenden – im Bereich der Auslegung und Anwendung von
Grundrechtsnormen auszubauen. Dies leistete einen Beitrag
zur qualitativen Weiterentwicklung der künftigen Verfas-
sungsrechtsprechung sowie zum vertieften Verständnis der

Verfassung und sichert so die nachhaltige Wirkung der Bera-
tungsmaßnahmen.

Die kontinuierliche Unterstützung der Partnerinstitutionen
durch fachliche Begleitung und Beratung, Schulungen und
gezielte Vertiefung von theoretischen und praxisnahen Inhal-
ten ist entscheidend, um systemische Veränderungen nach-
haltig zu verankern.

Im Jahr 2026 wird die IRZ ihre Unterstützung zur weiteren
Stärkung der institutionellen und funktionellen Unabhängig-
keit des kasachischen Verfassungsgerichts fortsetzen. Dabei
stehen insbesondere der fachliche Austausch sowie beratende
Beiträge zur verfassungsrechtlichen Fortentwicklung im Mit-
telpunkt. Im Zivil- und Wirtschaftsrecht werden die bestehen-
den Beratungsformate fortgeführt, um die Angleichung an
international anerkannte Standards zu unterstützen und die
Rechtssicherheit im Wirtschaftsverkehr weiter zu stärken. Im
Bereich des Verwaltungsrechts begleitet die IRZ weiterhin
die Konsolidierung und systematische Anpassung der Gesetz-
gebung, insbesondere im Hinblick auf die Kohärenz zwischen
materiell-rechtlichen und verfahrensrechtlichen Regelungen.
Darüber hinaus bleiben die schrittweise Weiterentwicklung
der Korruptionsbekämpfung sowie die Fortführung der Refor-
men im Strafrecht im Einklang mit europäischen Rechtsstan-
dards zentrale langfristige Zielsetzungen. Diese Reformpro-
zesse werden durch kontinuierlichen fachlichen Dialog und
institutionelle Kooperation flankiert.
Republik Armenien. Im Jahr 2025 orientierte sich Arme-

nien außenpolitisch zunehmend in Richtung EU und USA.
Zugleich prüfte das Land zusätzliche Partnerschaften, ins-
besondere mit Indien und China. Diese Neuorientierung steht
im Zusammenhang mit einer schrittweisen Distanzierung Ar-
meniens von Russland vor dem Hintergrund der als unzurei-
chend bewerteten Unterstützung im Konflikt mit Aserbai-
dschan. Ein zentraler Schritt war die Verabschiedung des
Gesetzes „Über den Beginn des Beitrittsprozesses der Repu-
blik Armenien zur EU“ am 26.3.2025. Nach dem Besuch der
EU-Außenbeauftragten Kaja Kallas wurde am 2.12.2025 die
Strategische Agenda der EU-Armenien-Partnerschaft unter-
zeichnet, die auf dem CEPA-Abkommen aufbaut und u. a.
Rechtsstaatlichkeit, Justizreformen, Menschenrechte, wirt-
schaftliche Entwicklung sowie Sicherheits- und Verteidi-
gungsfragen umfasst. Auf bilateraler Ebene wurde die Zu-
sammenarbeit mit Deutschland am 9.12.2025 durch eine „Ge-
meinsame Erklärung über eine strategische Agenda für die
bilaterale Partnerschaft“ vertieft, insbesondere in den Berei-
chen Wirtschaft, Cybersicherheit und Bekämpfung von Des-
information. Gleichzeitig verzeichnete Armenien wirtschaftli-
che Stabilisierung und Reformfortschritte in Infrastruktur und
Energie. Im Hinblick auf den Friedensvertrag mit Aserbai-
dschan ist eine Verfassungsänderung erforderlich, die durch
ein Referendum nach den für den 7.6.2026 vorgesehenen
Parlamentswahlen erfolgen soll.

Im Jahr 2025 mit Armenien durchgeführte Veranstaltungen
der IRZ fügen sich in die jahresübergreifende Unterstützung
des armenischen Aus- und Fortbildungswesens im juristi-
schen Bereich, im Strafrecht, in der Rechtspflege sowie im
Zivil- und Wirtschaftsrecht ein. Dabei wurde von der Fortset-
zung der langjährigen Beratung zum Strafvollzug zunächst
abgesehen und stattdessen der wirtschaftsrechtliche Schwer-
punkt ausgebaut.

Die in Kooperation mit dem DWV (Deutscher Wirtschafts-
verband in Armenien) durchgeführten Fachveranstaltungen
zu außergerichtlicher Streitbeilegung, Export- und Importver-
trägen sowie zum Schutz ausländischer Investitionen stärkten
die fachlichen Kompetenzen der Teilnehmenden im Zivil-
und Wirtschaftsrecht. Durch den Einsatz qualifizierter Exper-

4) Vgl. IRZ-Bericht, WiRO 2024, S. 137 ff.
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tinnen und Experten konnten die Inhalte praxisnah vermittelt
und in den jeweiligen rechtlichen Kontext eingeordnet wer-
den. Die Maßnahmen führten zu einer erhöhten Sensibilisie-
rung für das Thema internationale Schiedsgerichtsbarkeit so-
wie für zentrale Fragestellungen des Außenwirtschaftsrechts.
Darüber hinaus wurden die vermittelten Inhalte von den Teil-
nehmenden als relevant für laufende Reformprozesse im Zi-
vil- und Wirtschaftsrecht eingeordnet. Besonders deutlich
zeigte sich der Mehrwert im Bereich des Investitionsschutzes,
in dem die gewonnenen Kenntnisse sowohl die praktische
Arbeit der Teilnehmenden unterstützten als auch zur Beglei-
tung aktueller Reformvorhaben beitrugen.

Im Rahmen der Unterstützung der Rechtspflege, insbeson-
dere unter dem Gesichtspunkt der Stärkung des Vertrauens in
notarielle Dienstleistungen, beriet die IRZ – in Kooperation
mit der Bundesnotarkammer – armenische Notarinnen und
Notare zur Anwendung kollisionsrechtlicher Normen (IPR) in
der notariellen Praxis, insbesondere im Erb- und Immobilien-
recht. Darüber hinaus wurde die Rolle der Notare bei Immo-
bilientransaktionen behandelt, mit besonderem Fokus auf die
Einhaltung ihrer Pflichten zur Geldwäscheprävention. Die
Beratung zielte darauf ab, die rechtliche Sicherheit in der
Praxis zu erhöhen und die Qualität notarieller Dienstleistun-
gen nachhaltig und umfänglich zu stärken.

Im Jahr 2025 setzte die IRZ ihre Beratungsaktivitäten im
Bereich des Strafrechts zur Stärkung rechtsstaatlicher Grund-
sätze und menschenrechtlicher Garantien fort. Im Rahmen
mehrerer Fachveranstaltungen konnten praxisnahe Impulse in
unterschiedlichen strafrechtlichen Themenfeldern vermittelt
werden. Im Bereich der Abschöpfung und Einziehung illega-
ler Vermögenswerte wurde die praktische Relevanz der Inhal-
te ebenso hervorgehoben wie deren Bedeutung für die beruf-
liche Anwendung. Eine universitäre Vorlesung dazu zeigte
auch eine besonders ausgeprägte Resonanz hinsichtlich des
Nutzens für die akademische Ausbildung.

Im Seminar zur häuslichen Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche standen der Erwerb und die Vertiefung fachlicher
Kenntnisse sowie Fragen des Erkennens häuslicher Gewalt
und der Prävention im Mittelpunkt. Die Veranstaltungen zum
Verbot von Folter und unmenschlicher Behandlung in den
Streitkräften verdeutlichten darüber hinaus die Bedeutung des
absoluten Verbots solcher Praktiken und förderten eine kriti-
sche Auseinandersetzung mit bestehenden Standards, ins-
besondere im Hinblick auf die Entscheidungen des EGMR
gegen Armenien.

Im Bereich der Aus- und Fortbildung wurden der jährlich
stattfindende Moot Court in Aghveran sowie eine Sommer-
schule für Studierende zu aktuellen Fragen des Datenschutz-
rechts durchgeführt. Der Moot Court vermittelte praxisnah
prozessuale Abläufe in simulierten Verhandlungen und för-
derte insbesondere die Fähigkeit, flexibel auf Argumente der
Gegenpartei und Nachfragen der Jury zu reagieren. Dadurch
wurden analytische und strategische Kompetenzen der Teil-
nehmenden gestärkt.
Republik Usbekistan. Die Geschwindigkeit, mit der Us-

bekistan in den letzten Jahren umfassende Reformen umge-
setzt hat, bleibt hoch. Dies betrifft neben der Modernisierung
der wirtschaftlichen Strukturen auch die weitere Festigung
des Rechtsstaats. Investitionen sollen nun weiter gefördert,
das Geschäftsklima nachhaltig verbessert und stabile recht-
liche Rahmenbedingungen geschaffen werden. Reformen und
eine zunehmende Stabilität des Rechts- und Wirtschaftssys-
tems bilden die Grundlage für langfristige Kooperationen
zwischen deutschen und usbekischen Partnern. Dabei sind
auch veränderte außenpolitische Rahmenbedingungen Treiber
einer Intensivierung der bestehenden Zusammenarbeit. So
unterzeichnete im September 2025 Anette Kramme, MdB,
Parlamentarische Staatsekretärin bei der Bundesministerin

der Justiz und für Verbraucherschutz und zugleich Präsidentin
des Kuratoriums der IRZ im Rahmen einer Delegationsreise
mit Akbar Tashkulov, Justizminister der Republik Usbekistan,
eine gemeinsame Absichtserklärung über die rechtliche Zu-
sammenarbeit. Im Rahmen dieser Vereinbarung werden ein
Seminar zum Investitionsrecht und zur Schiedsgerichtsbarkeit
stattfinden, um dazu beizutragen zentrale Standards im Ver-
hältnis zwischen Staat und Investoren sowie moderne außer-
gerichtliche Konfliktlösungsmechanismen zwischen Unter-
nehmen zu etablieren. Auch eine notwendige Reform des
Kodex über die administrative Verantwortung (Ordnungswid-
rigkeitengesetz) wird durch Beratungen in diesem Jahr unter-
stützt. Hierzu werden in einem ersten Schritt deutsche Erfah-
rungen in die Diskussion eingebracht, um in einem möglichen
zweiten Schritt konkrete Empfehlungen für ein modernes und
internationalen Standards entsprechendes Gesetz zu ent-
wickeln.

Das Thema häusliche Gewalt und Gewalt gegen Frauen
gewinnt auch in Usbekistan zunehmend an Bedeutung, nicht
zuletzt aufgrund des 2023 eingeführten Straftatbestands der
häuslichen Gewalt (§ 126 StGB). Es besteht weiterhin Bedarf
bei der Implementierung des Gesetzes. In Zusammenarbeit
mit der Generalstaatsanwaltschaft stehen daher Beratungen
bei der Spezialisierung von Staatsanwältinnen und Staats-
anwälten hinsichtlich des Umgangs von Opfern häuslicher
Gewalt im Zentrum der Beratungen.

Auch das Thema Korruptionsbekämpfung nimmt einen
Schwerpunkt der Beratungen der IRZ in Usbekistan ein. Auf
Initiative des usbekischen Präsidenten Shavkat Mirziyoyev
wurden in allen staatlichen Behörden Compliance-Stellen ein-
gerichtet, die sich mit der Korruptionsprävention, der Risiko-
überwachung und der Einhaltung der bestehenden Gesetze
befassen. In Kooperation mit dem Justizministerium und der
Agentur für Korruptionsbekämpfung werden die Verhin-
derung von Korruption im Baurecht sowie die Rolle und der
Schutz von Whistleblowern einen Schwerpunkt der Beratun-
gen bilden.

Darüber hinaus wird die IRZ mit der Generalstaatsanwalt-
schaft und der Akademie der Generalstaatsanwaltschaft eine
Train-the-Trainer-Fortbildung anbieten, die vertiefte Einbli-
cke in die Vernehmungstechniken und in die Tatsachenfest-
stellung bei Gericht bietet. Ein Handbuch, das bereits erarbei-
tet wurde, dient dabei den Teilnehmenden als Grundlage. Im
Rahmen der diesjährigen Konferenz „Cyberlex 2026: Ensu-
ring the Rule of Law in the Digital Age – Balancing Innovati-
ons, Human Rights and Security“, die von der Akademie der
Generalstaatsanwaltschaft durchgeführt wird, wird die IRZ
ein eintägiges Panel zum Thema Vermögensabschöpfung aus-
richten.

Auch das Oberste Gericht und die Justizakademie sind
etablierte Partner der IRZ bei ihrer Kooperation mit Usbekis-
tan. In diesem Jahr werden im Rahmen der Kooperation wirt-
schaftsrechtliche Themen aufgegriffen. So soll ein metho-
discher Leitfaden zur Beilegung gesellschaftsrechtlicher
Streitigkeiten erarbeitet werden, der die Effizienz und Quali-
tät in der Bearbeitung von Wirtschafts- und Zivilverfahren
erhöhen soll. Begleitend dazu soll ein Seminar prozessuale
Herausforderungen in wirtschaftsrechtlichen Verfahren the-
matisieren. Ein Training zum WTO-Recht, das gemeinsam
mit dem Fortbildungsinstitut für Juristinnen und Juristen
durchgeführt wird, soll dazu beitragen, Usbekistan bei der
geplanten Integration in die WTO zu unterstützen.

Im Bereich Menschenrechte wird eine neue Kooperation
mit dem Verfassungsgericht etabliert. Neben den Beratungen
zur Einführung einer Urteilsbeschwerde, die auch den Um-
fang und die Grenzen des Schutzes von Grundrechten wie
Presse- und Meinungsfreiheit thematisieren wird, sind Ge-
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setzgebungsberatungen bei der Reform des bestehenden Ver-
fassungsgerichtsgesetzes geplant.

Ergänzt wird die Zusammenarbeit mit Usbekistan durch
ein Twinning-Projekt zum Thema Gesetzgebung und Syste-
matisierung, das am 1.4.2024 startete und gemeinsam mit

dem lettischen Justizministerium als Juniorpartner derzeit
durchgeführt wird. Partner auf usbekischer Seite ist das Jus-
tizministerium.

Tatiana Bovkun, Frank Hupfeld, Wolfram Hertig, IRZ
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